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Wohnstandorte im Wettbewerb

Tagungsdokumentation

17. März 2006
Rheinisches LandesMuseum Bonn 

Melanie Just
Jennifer Müller-Freckmann
Rafael Urbanczyk



Städte und Gemeinden, die die Entwicklung ihrer Siedlungsfl äche auf der Grundlage 
eines strategischen Baulandmanagements betreiben, haben im heutigen Wettlauf um 
Einwohner die besten Chancen. Das ist das Fazit der Fachtagung „Stadt – Land – Brache: 
Wohnstandorte im Wettbewerb“. Dabei kommt es nicht auf die einseitige Forcierung 
einer bestimmten räumlichen Kategorie an, sondern darauf, in regionaler Kooperation 
Stärken zu stärken – die der Städte, der Ballungsrandzonen und des ländlichen Raumes. 
Wie das in regionaler Zusammenarbeit funktioniert, hat die gastgebende Stadt Bonn mit 
den umliegenden Kreisen bereits eindrucksvoll gezeigt.

Über 160 Teilnehmer sind am 17. März auf Einladung des Forum Baulandmanagement 
NRW in das Rheinische LandesMuseum Bonn gekommen. Das Forum ist eine kommunale 
Initiative, unterstützt vom Ministerium für Bauen und Wohnen (MBV), den kommunalen 
Verbänden (ST NW, NWStGb, RVR) und dem Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung und Bauwesen des Landes Nordrhein-Westfalen (ILS NRW). Damit existiert ein 
leistungsstarkes Netzwerk von 34 Städten und Gemeinden aller Größenordnungen, Ein-
wohnerentwicklungen, politischen Verhältnisse und Haushaltslagen. Unter der Schirm-
herrschaft des Bauministers Oliver Wittke soll die Zusammenarbeit mit der Grundstücks- 
und Wohnungswirtschaft weiter ausgebaut werden.

Vorwort
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Begrüßung

Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herzlich Willkommen im LandesMuseum 
in Bonn, einem schönen Gebäude, das vor 
noch gar nicht langer Zeit eine Metamor-
phose erfahren hat. Alt und Neu wurden 
auf gelungene Weise miteinander verbun-
den. Dies steht auch sinnbildlich für diese 
Tagung mit dem Titel „Stadt, Land, Brache: 
Wohnstandorte im Wettbewerb“ – zu der 
Sie von den Mitgliedern des Forum Bau-
landmanagement eingeladen wurden!

Gerne nimmt das Forum auch noch weitere 
Interessenten in seinen Kreis auf, ich möch-
te Sie dazu gern motivieren. Die Veranstal-
tung soll zeigen, mit welchen Themen sich 
das Forum Baulandmanagement beschäf-
tigt. Neben Beispielen zum Umgang mit 
dem Bauland für Wohnzwecke werden da-
her im Folgenden heutige und zukünftige 
Strategien vorgestellt. Das Forum möchte 
aber aus der Diskussion auch neue Gedan-
ken aufnehmen.

Land, Bauland: Zum Leben, zum Wohnen, 
zum Arbeiten. Eine existentielle, Jahrtau-
sende alte Frage, eine immer wiederkeh-
rende Frage!

Da wir heute in Bonn tagen, seien einige 
örtliche Bezüge zum Thema erlaubt. Diese 
Bezüge auch deshalb, weil sie in ihrer Indi-
vidualität verdeutlichen, welche Breite und 
unglaubliche Vielfalt das Thema Bauland-
management umfasst. Platz für individu-
elle Vorgehensweisen, für individuelle Pro-
zesse, ein Thema, bei dem für den eigenen 
Standort kreative Wege zu entdecken sind 
und man natürlich durch die Erfahrungen 
des Anderen profi tieren kann.

Wie konnte es kommen, so wird immer wie-
der gefragt, dass trotz des Bonn-Berlin-
Beschlusses 1991 und des vermeintlich da-
durch ausgelösten Niedergangs der Region 
Bonn diese in den vergangenen 15 Jahren 
von 900.000 auf 1 Million Einwohner ge-
wachsen ist?

Sigurd Trommer, 

Stadtbaurat

der Stadt Bonn,

Vorsitz des Forums
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Die wesentlichen Gründe sind:
1. Die Frage der Wohnungsentwicklung 

wurde regionalräumlich und nicht in den 
Grenzen der jeweiligen Gemeinde ange-
gangen.

2. Es wurde eine gemeinsame Siedlungsent-
wicklungsprognose erarbeitet.

3. Alle Gemeinden verständigten sich auf 
ein gemeinsames Flächenprogramm mit 
den Kategorien „sofort – mittelfristig –
langfristig bebaubar“.

4. Gemeinsam wurden anspruchsvolle Qua-
litätskriterien hinsichtlich Standort, Ar-
chitektur und Nutzungsansprüchen er-
stellt.

5. Ein Impulsprogramm zur Realisierung 
gemäß der genannten Kriterien wurde 
gestartet; 9.000 Wohneinheiten wurden 
darin erstellt; mit einer Auszeichnung der 
besten Ergebnisse wurde Wettbewerb er-
zeugt.

6. Das Land vertiefte mit der Regionalisie-
rung der Wohnungsbaufördermittel die 
regionale Strategie.

7. Der regionale Wohnungsmarkt hat sich 
über 15 Jahre kraftvoll etabliert und wird 
weiterhin engagiert regional betrieben.

Indirekt ist also auch das eine besondere 
Form des Baulandmanagements in einem 
prosperierenden Raum, wobei die positive 
Entwicklung durch die mutige regionale 
Kooperation möglicherweise sogar ausge-
löst, zumindest aber intensiv begünstigt 
wurde.

Im Sinne zukunftsweisender Ideen für das 
Baulandmanagement wünsche ich Ihnen 
eine anregende Tagung mit den jetzt fol-
genden Vorträgen und Diskussionen!
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Erfolgsmodell fachlicher Zusammenarbeit

Jörg Köppen,

Stadt Gladbeck, 

Geschäftsstelle des 

Forums

Das Forum Baulandmanagement NRW
Was ist
das Forum Baulandmanagement?
Das Forum Baulandmanagement ist in 
erster Linie ein interdisziplinäres und in-
terkommunales Netzwerk mit dem Zweck, 
nachfragegerechte Baulandbereitstellung 
zu organisieren. Diese Schlagworte lassen 
sich noch um weitere ergänzen. Beispiels-
weise um den Wunsch, Städtebau und 
Stadtentwicklung aus dem Blickwinkel des 
Grundstücksmarktes zu verstehen, zu ana-
lysieren und zu steuern oder um die Frage, 
wie die privaten Bodenmarktmechanismen 
und das öffentliche Bau- und Planungs-
recht am Besten zusammen wirken. Dies 
beschreibt zugleich den interdisziplinären 
Ansatz des Forums.

Was ist das Besondere am Forum?
Das Forum Baulandmanagement zeich-
net sich durch eine große Bandbreite an 
Mitgliedskommunen aus. Das ist nicht nur 
Selbstzweck, sondern hat ebenso den po-
sitiven Effekt, dass eine große Anzahl an 
Fallkonstellationen vorliegt, mit denen 
sich das Forum auseinandersetzen kann, 
um hieraus Lösungsansätze in der Thematik 
des Umgangs mit Bauland, der Entwicklung 
von Bauland, kooperativer Mechanismen 
und Ähnlichem erarbeiten zu können. Über 
die große Bandbreite an Kommunen hinaus 
verfügt das Forum aber gleichzeitig über 
eine große Bandbreite an Disziplinen und 
Expertenwissen. Dazu zählen Planer, Ex-
perten im Bereich der Bodenordnung und 
Liegenschaften, Wirtschaftsförderer und 
Experten aus dem Bereich des Wohnungs-
wesens. Das bildet jedoch nur den kom-
munalen Bereich ab. Dieser ist zusätzlich 
rückgekoppelt mit Vertretern aus der Wis-
senschaft, der Wirtschaft – insbesondere 
der Immobilienwirtschaft –, der Landesre-
gierung und der Verbände, die für sich ge-
nommen alle auch bereits eine Bündelung 
verschiedener Fachlichkeiten und fach-
licher Kapazitäten darstellen. 

Wer ist das Forum? 
Das Forum Baulandmanagement ist zu-
nächst die Summe seiner Mitgliedskommu-
nen. Ein räumlicher Schwerpunkt lässt sich 
dabei im Bereich des Ruhrgebiets, am Nie-
derrhein, im Bergischen Land und auch in 
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der Bonner Region identifi zieren. Darüber 
hinaus ist das Forum im Münsterland, im 
Aachener Raum und in Ostwestfalen-Lippe 
gut vertreten. Dennoch ist die Kapazität 
für Neuzuwächse, für weitere Mitglieds-
kommunen, insbesondere auch im Bereich 
der kleineren Gebietskörperschaften, noch 
nicht ausgeschöpft. Besonders hervorzu-
heben sind die teilnehmenden Organisati-
onen. Dazu zählen das Bauministerium des 
Landes, die beiden Verbände Städtetag und 
Städte- und Gemeindebund, das ILS NRW, 
der Regionalverband Ruhr und, was sehr 
wichtig ist, auch die Immobilienwirtschaft, 
derzeit vertreten durch die drei großen Ge-
sellschaften LEG, BauGrund und Thyssen-
Krupp Immobilien. 

Wie ist das Forum aufgestellt? 
Die Organisationsstruktur (vgl. Folienprä-
sentation) des Forum Baulandmanagement 
hat sich seit einigen Jahren etabliert. Die 
Schirmherrschaft beim Ministerium für 
Bauen und Verkehr zeichnet sich durch 
die Besonderheit aus, dass der ehemalige 
Vorsitzende dieses Forums, der Oberbür-
germeister von Gelsenkirchen, heute als 
Bauminister Schirmherr des Forums ist. Der 
aktuelle Vorsitzende ist Herr Trommer. Die 
Mitgliedskommunen stellen das Plenum dar. 
Die Produktpalette setzt sich aus Arbeits-
gruppen, Werkstattgesprächen und Tagun-
gen zusammen. Als Basis oder vielmehr als 
Qualitätssicherung dieses Prozesses dient 
die wissenschaftliche Begleitung. Das be-
deutet, dass zusammen mit der Koordinie-
rungsstelle der gesamte Prozess dokumen-
tiert wird, damit das Fachpublikum, die 
Mitgliedskommunen, die Interessenten die 
erarbeiteten Resultate nach Hause tragen 
und auf die lokalen Problemstellungen an-
wenden können.

Das „mittlere Management“ wird durch die 
drei Bausteine Geschäftsstelle, Koordinie-
rungsstelle und Lenkungskreis gebildet. Die 
Geschäftsstelle, die bei der Stadt Gladbeck 
liegt, hat die Aufgabe, das Forum in seiner 
Eigenschaft als Förderprojekt – was es ist 
und sein muss, um arbeiten und fi nanziert 
sein zu können – abzudecken und zu ver-
walten.

Die Koordinierungsstelle, angesiedelt beim 
ILS NRW, organisiert z.B. Veranstaltungen 
und dokumentiert die erarbeiteten Ergeb-
nisse der letzten sechs Jahre seit Bestehen 
des Forums. Der Lenkungskreis nimmt die 
Rolle eines Aufsichtsrats im Forum ein, der 
die mittelfristige Planung, das Jahrespro-
gramm sowie die inhaltliche Ausrichtung 
des Forums vorschlägt. Er stellt ein gewis-
ses Abbild des Plenums dar, ist aber aus 
Gründen der Arbeitsfähigkeit kleiner und 
schlagfertiger organisiert. 

Was hat das Forum bereits erreicht? 
Das Forum hat seit dem Jahr 2000 in jedem 
Jahr ein Schwerpunktthema bearbeitet. 
Diese Schwerpunktthemen bauen ihrerseits 
aufeinander auf. Im Jahr 2000 entstand 
der Baustein „Baulandbeschluss“. Ziel war 
eine Fallsammlung, die darstellen sollte, 
inwieweit Städte kommunalpolitische Gre-
mienentscheidungen und Ratsbeschlüsse 
heranziehen, um ihre Baulandpolitik, par-
tizipative Prozesse, den Teilerwerb von 
Grundstücksfl ächen von Privaten etc. zu 
legitimieren. Es ging dabei um die Frage, 
wie viel Ratsbeschluss nötig und wie wenig 
möglich ist, um fl exibel und fallbezogen 
arbeiten zu können. Daraus entwickel-
te sich im Jahr 2001 das Thema der Bau-
landstrategien. Eine Baulandstrategie stellt 
zum Beispiel der Zwischenerwerb durch 
die Kommune dar. Darüber hinaus wurden 
Arbeitshilfen für die Organisationsformen 
der Baulandbereitstellung erarbeitet. An-
schließend stand 2002 die Fragestellung im 
Fokus, wie lohnenswert die Investition in 
Zuzug bzw. gegen Abwanderung – also in 
Wohnbaulandentwicklung – ist. Die Inves-
tition kann sich sogar, je nach Rechenweg, 
noch mehr als die Investition in Gewer-
begebiete, in klassische Wirtschaftsförde-
rung, rechnen. Wohnbaulandentwicklung 
stellt also eine sehr effiziente Form von 
Wirtschaftsförderung dar.

Im Jahr 2003 lag der Schwerpunkt, auch in 
einer gewissen Analogie zur Gewerbefl ä-
chenentwicklung, in der stadträumlichen 
und stadtregionalen Zusammenarbeit und 
der Frage, ob Wohnbaulandentwicklungen 
interkommunal organisiert werden kön-
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nen. Ein sehr gutes Beispiel stellt in die-
sem Zusammenhang die Wohnbaulandent-
wicklung in der Region Bonn dar. Im Jahr 
2004 schloss sich auch das Forum Bauland-
management der Demografie-Diskussion 
an. Es ging dabei darum, die Qualität der 
Wohnbaulandentwicklung, die Schaffung 
von Wohnmöglichkeiten für besonders 
förderungswürdige Zielgruppen nicht nur 
durch Expansion, womöglich noch an die 
Ränder der Stadt, sondern innerhalb der 
Stadtstruktur und besonders unter Einbe-
ziehung paralleler Schrumpfungstendenzen 
zu ermöglichen. Im Jahr 2005 wurde dieser 
Aspekt noch weiter vertieft, da die demo-
grafi sche Schrumpfung nur die eine Seite 
der Medaille ist. Die andere Seite stellt die 
Schrumpfung der fi nanziellen Möglichkei-
ten der Kommunen dar. Sie ist mindestens 
im gleichen dramatischen Maße zu beo-
bachten und erforderte die Frage, inwie-
weit der „Alleingestaltungsanspruch“ der 
öffentlichen Hand zurückgefahren werden 
kann, ohne dort ein Vakuum zu hinterlas-
sen, sondern dieses durch eine effektive 
Zusammenarbeit mit privaten Partnern zu 
kompensieren.

Daraus ergaben sich bereits sechs Jahre 
erfolgreicher Zusammenarbeit. Darunter 
ist zu verstehen, dass sich ein Fachnetz-
werk gefunden hat, das es ermöglicht, auf 
Kollegen bezüglich sich aktuell aufdrän-
gender Frage- und Problemstellungen zu-
rückzugreifen. Es geht dabei um einen Er-
fahrungsaustausch und um das Nutzen von 
Vorarbeiten, um in der eigenen Situation 
weiter fortfahren zu können. 

Was bietet das Forum? 
Das Forum Baulandmanagement bietet zu-
nächst Fachtagungen und damit den Aus-
tausch unter Experten. Die letzte öffent-
liche Fachtagung im Jahr 2004 bei der RAG in
Essen hat der Stadt Gladbeck den Input ge-
bracht, sich der Thematik „Mietreiheneigen-
heime“, sozial geförderter Einfamilienhäuser 
auf Mietbasis, als ein zusätzliches Produkt 
innerhalb ihrer Wohnbaulandentwicklung 
zu öffnen. Dies ist ein ganz konkreter Nutz-
wert einer solchen Veranstaltung. 

Das Forum bietet darüber hinaus, in kurzen 
Abständen jeweils drei- bis viermal jähr-

lich, Werkstattgespräche an. Beispielhaft 
ist ein Gespräch zum Thema Buchwert und 
Bodenpreise zu nennen, bei dem der Ein-
stieg über die Privatwirtschaft, nicht die 
Wissenschaft erfolgte. Das Interdisziplinäre 
schlug sich in der Mischung aus Unterneh-
mensberatung, Immobiliensachverständi-
gem und Gutachter, sowohl mit privatem 
als auch wissenschaftlichem Hintergrund, 
nieder. Nach Abschluss der Werkstattge-
spräche erfolgt eine entsprechende Werk-
stattdokumentation, die es den Mitgliedern 
ermöglicht, bei Interesse die Ergebnisse 
nachzulesen. Darüber hinaus werden auch 
Dokumentationen zu der Arbeit, zu den Ex-
pertisen, die sich aus der Jahresplanung 
ergeben, erarbeitet. 

Der Internetauftritt des Forum Baulandma-
nagement bietet einen anderen Weg des In-
formationszugangs. Das Forum präsentiert 
sich unter www.forum-bauland.nrw.de und 
sichert damit einen Einstieg in die Themen, 
die bisher bearbeitet wurden. Über Hinweise 
und Antworten auf Ihre Fragen hinaus gibt 
es die Möglichkeit, in unsere Literatur, in un-
sere erarbeiteten Ergebnisse einzusteigen. 

Wie geht es weiter? 
Für das Jahr 2006 hat das Forum als inhalt-
lichen Arbeitsschwerpunkt das Schlagwort 
„Temporäre Nutzung“ gewählt. Dahinter 
steht die zentrale Fragestellung, welche 
Möglichkeiten sich ergeben, wenn eine Flä-
che aktuell keine baulichen Nachfolgenut-
zungen sinnvoll erscheinen lässt und keine 
attraktive Rendite zu erwarten ist. Welche 
Möglichkeiten gibt es, diese Flächen ruhen 
zu lassen? Können solche Instrumente zur 
Verbesserung der Stadt-Umfeld-Situation 
beitragen? Diese Fragestellungen werden 
vor dem Hintergrund, eine Wieder-Inwert-
setzung zu einem späteren Zeitpunkt nicht 
auszuschließen, den Bodenwert „zu par-
ken“ und erst dann zu realisieren, wenn die 
marktwirtschaftlichen Bedingungen wieder 
bessere sind, bearbeitet. Das ist das Thema, 
das dieses Jahr verfolgt werden wird. Ende 
2006 werden hinreichende Ergebnisse prä-
sentiert werden.

Die mittelfristige Perspektive bis 2008 
greift auf, dass das Interesse an einer Fort-
führung dieses Forums groß ist, weil sich 
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der Bodenmarkt weiter entwickelt und weil 
es, wie die letzten sechs Jahre gezeigt ha-
ben, in jedem Jahr spannende neue Schwer-
punkte gibt, die zu diskutieren und zu be-
arbeiten sind. Das wird auch im Jahr 2007 
und 2008 nicht anders sein. Ein Antrag 
beim Bauministerium auf entsprechende 
Projektfi nanzierung befi ndet sich in Vor-
bereitung ebenso wie ein Arbeitsprogramm 
und eine Themensammlung. Letztere wid-
met sich Fragestellungen, die die Auswir-

kungen neuer Planungsrechtsänderungen 
und neuer Finanzierungsansätze betreffen 
sowie auch die Frage, ob es möglich ist, 
renditeträchtige und nicht-renditeträch-
tige Entwicklungen in einer Stadt quer zu 
subventionieren. Das Forum wird sich si-
cher weiterhin mit den Dauerthemen Preis-
dämpfung, Eigentumsbildung und Famili-
enförderung beschäftigen. Schwerpunkt 
soll natürlich weiterhin das sein, was aktu-
ell von der Fachwelt nachgefragt wird.
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Kosten der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung
„Die Fortführung der gegenwärtigen Trends 
der Raumentwicklung ist infrastrukturell 
nicht mehr fi nanzierbar.“ 

Mit dieser Feststellung weist der Schweizer 
Bundesrat bereits im Jahre 1996 darauf hin, 
dass die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen und die Folgelasten der Siedlungs- 
und Infrastrukturentwicklung die künftigen 
Handlungsspielräume der Kommunen sehr 
stark beeinfl ussen und einengen werden, 
wenn die ökonomischen Folgewirkungen 
und Zusammenhänge mit der Siedlungs-
entwicklung nicht bedacht werden. 

Die Entwicklung der Siedlungsstruktur 
prägt seit Langem die Fachdiskussion in der 
Raumordnung sowie in der Regional- und 
Kommunalentwicklung. Standen zunächst 
die städtebaulichen, ökologischen und so-
zialen Auswirkungen der sich ausbreiten-
den Siedlungsfl ächen im Vordergrund, so 
gelangen nunmehr zunehmend wieder die 
ökonomischen Gesichtspunkte in den Fo-
kus; denn auch diesbezüglich hat es nicht 
an frühzeitigen „Mahnern“ gefehlt. So the-
matisierte Prof. E. Gassner diese Problema-
tik schon 1966 in einer Veröffentlichung 
in der Stadtbauwelt und forderte, die öko-
nomischen Auswirkungen der Infrastruk-
turplanung auf die Bodenpreise für das 
baureife Land ebenso zu bedenken wie die 
langfristigen kommunalwirtschaftlichen 
Folgelasten. Das Thema erlebt angesichts 
der angespannten Situation der öffentli-
chen und privaten Haushalte eine Renais-
sance. Eine weitere Zuspitzung erfährt die 
Problematik durch den demografischen 
Wandel. So rückt bei der aktuellen Diskus-
sion die Frage in den Mittelpunkt, wie denn 
bei einer langfristig abnehmenden Bevöl-
kerung die Infrastrukturkosten getragen 
werden können.

Trends der Siedlungs-
und Infrastrukturentwicklung
Anhaltende Suburbanisierungsprozesse 
führen seit den 1950er Jahren dazu, dass 
sich die Siedlungsfl äche in Deutschland bei 
gleichzeitig abnehmender Siedlungsdichte 
ausdehnt. Der Anteil der Siedlungs- und 
Verkehrsfl äche an der Fläche des Bundes-
gebietes beträgt derzeit 12,9 % bei einem 
Wachstum von rd. 93 ha pro Tag (Raum-
ordnungsbericht 2005). Die Siedlungsfl ä-
chenentwicklung hat sich längst sowohl 
von der Bevölkerungsentwicklung als auch 
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von der Entwicklung der Verkehrsfl äche ab-
gekoppelt und sich seit 1960 um ca. 130 
% vergrößert, die Verkehrsfl äche ist hin-
gegen im gleichen Zeitraum lediglich um 
rd. 40 % und die Bevölkerung um ca. 22 % 
gewachsen. Diese Trends sind ein deutlicher 
Indikator dafür, dass sich ebenso die tech-
nischen Infrastrukturnetze der Ver- und 
Entsorgung sowie die Einzugsbereiche der 
sozialen Infrastrukturanlagen ausweiten. 
Dies stellt normalerweise kein Problem dar, 
solange sich die steigenden Infrastruktur-
kosten wie bisher auf eine anwachsende 
Anzahl von Nutzern bzw. Haushalten ver-
teilen. In schrumpfenden Regionen trifft 
die Kostensteigerung indessen mit einer 
abnehmenden Bevölkerungsentwicklung 
zusammen. Die Kostenbelastung pro Ein-
wohner oder Wohneinheit – je nachdem, 
welche Bezugsgröße zugrunde gelegt wird 
– steigt daher in manchen Teilregionen dra-
matisch an. 

Die Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler ist 
zumindest mittelfristig von dieser Entwick-
lung noch nicht betroffen, wird es doch 
hier nach den vorliegenden Raumordnungs-
prognosen in den nächsten 15 Jahren zu
einem etwa 10%igen, überwiegend zuwan-
derungsbedingten Bevölkerungswachstum 
kommen. Infrastrukturen haben jedoch 
eine lange Lebensdauer, und es gilt daher 
schon in Zeiten des Wachstums, den Kos-
tenremanenzeffekt ins Kalkül zu ziehen. Die 
Ausweitung der Siedlungsfl ächen geht mit 
einer „Entdichtung“ einher, da die Trends 
nicht auf Wachstums-, sondern auf regio-
nalen und überregionalen Wanderungspro-
zessen beruhen. Insbesondere anhaltende 
Stadt-Umland-Wanderungen fördern eine 
zunehmend disperse Siedlungsstruktur. In 
den östlichen Ländern verläuft dieser Pro-
zess aufgrund der „nachholenden“ Subur-
banisierung und der großräumigen Abwan-
derungstrends besonders forciert. So hat 
sich hier die durchschnittliche Siedlungs-
dichte von 2.000 E/km² Siedlungsfläche 
im Jahr 1992 auf ca. 1.650 E/km² im Jahr 
2003 (- 17,5 %) verringert. Die Dichte in 
den westlichen Siedlungsbereichen hat im 
selben Zeitraum durchschnittlich um 5 % 
abgenommen. Eine generelle Trendwende 
bei der anhaltend hohen Freiraumumwid-

mungsrate für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke von derzeit noch über 90 ha/Tag ist 
trotz aller strategischen Bemühungen auf 
der Ebene der Regionen und der Kommu-
nen, die sicherlich eine noch stärkere Zer-
siedlung der Landschaft haben verhindern 
können, nicht in Sicht.

Die Bundestrends und Durchschnittswer-
te sind indessen wenig aussagekräftig 
und müssen daher regionalisiert und teil-
räumlich differenziert betrachtet werden. 
Die Entwicklung verläuft in räumlicher 
Hinsicht wohl auch wegen der konkurrie-
renden Strategien der Kommunen höchst 
unterschiedlich, so dass wachsende und 
schrumpfende Räume unmittelbar benach-
bart sein können. Den Schwerpunkten des 
Wohnungsbaus an den Stadträndern, im 
Einzugsbereich der prosperierenden Ag-
glomerationen und an anderen verkehrs-
günstig gelegenen Standorten, die ganz 
wesentlich zur Ausweitung der Siedlungs-
fl ächen beitragen, muss daher besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden.
 
Hinsichtlich der kurz-, mittel- und lang-
fristigen ökonomischen Wirkungen der 
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung 
besteht noch weitgehend Unklarheit. Nur 
wenn die Kosten auf Basis ausreichend re-
alitätsnaher Modellansätze erfasst werden, 
gelingt es, die zahlreichen Ursachen, Kos-
tenträger, Zahlungsströme und Wechsel-
wirkungen zu ermitteln sowie grundsätz-
liche Ansatzpunkte für ökonomische und 
planerische Interventionsmöglichkeiten für 
eine kostenorientierte Steuerung der Sied-
lungsentwicklung zu identifi zieren. 

Als Haupteinfl üsse lassen sich vor allem drei  
Faktoren nennen, die sich zudem wechsel-
seitig beeinfl ussen: Zunächst ist festzustel-
len, dass das individuelle Mobilitätsverhal-
ten der Bewohner durch einen zunehmend 
„entfernungstoleranten“ Lebensstil sowie 
durch einen weiterhin steigenden Motori-
sierungsgrad (2005: 664 Pkw/1.000 E ma-
ximal; 2030: 785 Pkw/1.000 E maximal) 
geprägt wird. Zweitens hat der qualitative 
und quantitative Ausbau der Verkehrssys-
teme großen Einfl uss auf die zurückgeleg-
ten Entfernungen. So hat sich die „Raum-
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durchlässigkeit“, d.h. die Möglichkeit, große 
Pendlerentfernungen zu überwinden, in den 
letzten Jahrzehnten durch den Ausbau der 
großräumigen Verkehrsinfrastruktur erheb-
lich vergrößert. Dies hat Auswirkungen auf 
die regionalen Verfl echtungen und zu einer 
Vergrößerung der Regionen geführt, die 
innerhalb einer Stunde durchquert werden 
und je nach Verkehrssystem Einzugsberei-
che von bis zu 200 km umfassen können. 
Schließlich ist auch die Raumstruktur ent-
scheidend, mithin die räumliche Verteilung 
der unterschiedlichen Nutzungen und die 
Präferenz für die einzelnen Standorte, die 
die Verteilung der Funktionen im Raum be-
stimmen. Einerseits lassen sich Konzentrati-
onsprozesse für bestimmte Nutzungen wie 
großfl ächige Einzelhandelsbetriebe, Logis-
tikzentren, Gewerbegebiete, großfl ächige 
Freizeitzentren etc. feststellen und ande-
rerseits auch eine Dispersion der Wohn-
standorte. Kunzmann (2001) hat in diesem 
Zusammenhang das anschauliche Bild von 
Archipelen geprägt, bei denen sich neue, 
überwiegend monofunktionale Kristallisa-
tionspunkte der Siedlungsstruktur in einem 
sich vergrößernden Einzugsbereich um die 
bestehenden Kernstädte entwickeln.

Analysemodelle
für die Siedlungsstrukturkosten
Die ersten ökonomischen Betrachtungen 
und Analysen der Zersiedlung sind in den 
1970er Jahren in den USA durchgeführt 
worden, um die Kosten des „urban sprawl“ 
zu ermitteln, ein Phänomen, das zunächst 
in den Einzugsbereichen der Großstädte 
an der Westküste der USA zu beobachten 
war. Für vergleichbare Siedlungsstrukturen 
hat Sieverts in Deutschland den Begriff der 
„Zwischenstadt“ geprägt. Die Charakteri-
sierung dieses neuen Siedlungstyps einer 
automobilen Gesellschaft erfolgt bislang 
überwiegend anhand qualitativer Kriterien, 
wenngleich naturgemäß die geringe Sied-
lungsdichte ein zentrales Merkmal darstellt. 
Typisch sind weiterhin die räumliche Segre-
gation der Funktionen mit der Folge mo-
nofunktionaler Nutzungsstrukturen sowie 
ein andauerndes, sehr dynamisches Wachs-
tum über die jeweiligen Siedlungsränder 
hinaus. Die fl ächenhafte Ausbreitung der 
Siedlungsfl äche ohne erkennbare städte-
bauliche Struktur-, Schwerpunkt- und Zen-

trumsbildung bewirkt nicht nur eine starke 
Inanspruchnahme der Freiräume, sondern 
zugleich auch eine starke Abhängigkeit 
vom Auto als Verkehrsmittel; denn linien-
gebundene öffentliche Verkehrssysteme 
lassen sich bei der räumlich und zeitlich 
wenig konzentrierten Nachfrage nicht wirt-
schaftlich einsetzen. Solche Entwicklungen 
werden meist noch dadurch verstärkt, dass 
es in der Region keine interkommunal ab-
gestimmten Entwicklungskonzepte gibt, 
die die nachteiligen Folgen aufzeigen und 
solchen Prozessen entgegenwirken. 

Um die ökonomischen Wirkungen der Sied-
lungsentwicklung realistisch zu erfassen, 
fehlt es bis heute an einem konsistenten 
Modell, mit dem sich die vielfältigen Ein-
flüsse und vor allem die ökonomischen 
Folgewirkungen der Siedlungsstrukturent-
wicklung abbilden lassen. Dazu müssen 
mindestens drei Wirkungsebenen (Region, 
Gemeinde, Baugebiet) und drei Wirkungs-
zeiträume  (kurz-, mittel- und langfristi-
ge Kosten) unterschieden werden. Auf der 
Ebene der Region und der Gemeinde ist der 
Einfl uss der Siedlungsstruktur von beson-
derer Bedeutung.
So fallen beispielsweise aufgrund der Stadt-
Rand-Wanderungen zunächst Wohn- und 
Infrastrukturstandorte auseinander mit der 
Folge, dass einerseits die Kernstädte weiter-
hin wichtige Infrastrukturleistungen für das 
Umland einschließlich der abgewanderten 
Personen erbringen müssen und anderer-
seits sukzessive neue „Parallelinfrastruk-
tur“ geschaffen werden muss, obwohl noch 
entsprechende Infrastrukturkapazitäten 
in den vorhandenen Innenstadtbereichen 
durchaus vorhanden sind. Das bedeutet, 
dass bei ökonomischen Analysen der Sied-
lungsstruktur eine regionale Betrachtungs-
weise unverzichtbar ist, bei der der Aufbau 
neuer und die Anpassung sowie der Rück-
bau bestehender Infrastruktur ebenfalls als 
Kosten der Siedlungsentwicklung zu be-
werten sind. Auf der Gemeindeebene geht 
es unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
beispielsweise um die Frage, ob die Schwer-
punkte der Siedlungsentwicklung in dem 
zentralen Ort mit effizient zu nutzender 
Infrastruktur liegen, oder ob eine eher de-
zentrale Entwicklung befürwortet wird mit 
der Folge, dass Vorhaltung, Unterhaltung 
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und Nutzung der Infrastruktur mit erheb-
lich höherem Aufwand verbunden sind. Auf 
der dritten Ebene ökonomischer Analysen 
sind die einzelnen Baugebiete und deren 
Baustruktur zu betrachten. Hier handelt es 
sich meist um die Ebene für die bereits viel-
fach durchgeführten üblichen städtebauli-
chen Kalkulationen der projektorientierten, 
kurzfristigen Kosten und Einnahmen bei 
städtebaulichen Maßnahmen.

Eine entscheidungsrelevante ökonomische 
Analyse erfordert zugleich auch die Einbe-
ziehung nicht nur der kurzfristigen Kosten, 
sondern auch der mittel- und langfristigen 
kommunalwirtschaftlichen Folgewirkungen 
von Siedlungsentwicklungen auf allen drei 
Ebenen. Weiterhin sind bei einer solchen 
Gesamtbetrachtung nicht nur die Infra-
strukturkosten, sondern aus der Sicht der 
privaten Haushalte beispielsweise auch die 
Transportkosten einzubeziehen. Schließ-
lich geht es auch um die Kosten, die der 
Gesellschaft entstehen, die jedoch nicht 
direkt zurechenbar sind, wie beispielsweise 
die Umweltkosten (Emissionsbelastungen 
- vor allem „Verlärmung“ – der Landschaft, 
Flächeninanspruchnahmen, Zerschneidung 
der Landschaft etc.) und die sozialen Kos-
ten wie beispielsweise Unfallkosten, die 
zwangsläufig bei zunehmenden Pendler-
entfernungen ansteigen.

Solche komplexen Modelle zur Abbildung 
der tatsächlichen Kosten der Siedlungs- 
und Infrastrukturkostenentwicklung mit 
diesen drei Ebenen und Betrachtungshori-
zonten sowie den vielfältigen Einfl ussfak-
toren bestehen bislang nur ansatzweise. So 
hat Apel (2005) einen Vergleich von einer 
eher konzentrierten Siedlungsentwicklung 
und einer Siedlungsstruktur in suburbaner 
Lage, die aufgelockert, dispers und eher 
autoorientiert ist, vorgelegt und dabei 
volkswirtschaftliche, ökologische und so-
ziale Kriterien betrachtet. Dabei schneiden 
suburbane Lagen gegenüber Siedlungs-
strukturen mit hoher Dichte, die fußgän-
ger-, fahrrad- und ÖPNV-orientiert sind, 
hinsichtlich aller drei Bewertungsbereiche 
erheblich schlechter ab.

Solche Betrachtungen sind bislang nur ver-
einzelt durchgeführt worden. Es überwie-

gen Teilmodelle, die einzelne Ausschnitte 
der Siedlungsstruktur in wirtschaftlicher 
Hinsicht abbilden. Dazu gehört auch der 
Bereich der technischen Infrastruktur, der 
sich relativ gut kalkulieren lässt, zumal hier 
ein sehr stringenter Zusammenhang zwi-
schen Siedlungs- und Baustruktur sowie 
dem Kostenaufwand besteht. 

Zusammenhänge von
Siedlungs- und Baustruktur sowie 
Infrastrukturkosten
Für die Schweiz und Österreich liegen re-
lativ aktuelle und aussagefähige Untersu-
chungen zu den ökonomischen Wirkungen 
der Siedlungsentwicklung vor (Bundes-
amt für Raumentwicklung der Schweiz 
(2000), Doubek (2001)). Sie bestätigen 
einige der bereits aus früheren Analysen 
bekannten Zusammenhänge zwischen In-
frastrukturaufwand und Raumentwick-
lung. Der schweizer Untersuchung liegt 
ein Normkostenmodell zugrunde, bei dem 
hinsichtlich der Infrastrukturbereiche 
Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, 
Verkehrserschließung und Stromversor-
gung unterschiedliche Siedlungs- und 
Baustrukturen bewertet werden. So werden 
die Kosten der technischen Infrastruktur 
für vier unterschiedliche Siedlungstypen 
(Stadt, Agglomerationsgemeinde, Regio-
nalzentrum und ländliche Randgemeinde) 
mit jeweils fünf Baustrukturen (Streusied-
lung, Bebauung mit freistehenden Einfami-
lienhäusern, Reihenhausbebauung verdich-
teter Art, Blockbebauung mit bis zu drei 
Geschossen, Blockbebauung mit mehr als 
drei Geschossen) ermittelt.

Im Ergebnis zeigt sich, dass offenbar die 
Baustruktur den Hauptkostenparameter für 
technische Infrastrukturanlagen der inne-
ren Erschließung darstellt, da die Kosten-
relationen zwischen den Baustrukturen bei 
allen Siedlungstypen recht ähnlich sind. In 
Abhängigkeit von der Baustruktur und der 
baulichen Dichte variiert der Infrastruktur-
aufwand ganz erheblich, ein Zusammen-
hang, den bereits Gassner und von Barby 
anhand von zahlreichen Fallstudien in den 
1970er und 1980er Jahren empirisch nach-
gewiesen haben. Dabei kann der Erschlie-
ßungsfl ächenaufwand als repräsentativer 
Indikator für den Infrastrukturaufwand ins-
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gesamt betrachtet werden. Die Relation 
von Infrastrukturfl ächenaufwand und Ge-
schossflächenzahl (GFZ) als Maß für die 
bauliche Dichte wird typischerweise durch 
eine Hyperbel repräsentiert. Eine geringere 
Verdichtung als eine GFZ von ca. 0,3 lässt 
demnach den Infrastrukturaufwand pro-
gressiv ansteigen, während ab einer GFZ 
von ca. 0,8 keine weiteren signifikanten 
Einsparpotenziale mehr zu erwarten sind. 
Dies bestätigen auch die beiden neueren 
empirischen Analysen bezogen auf die 
stadttechnischen Medien. 

Infrastrukturkosten
unter Schrumpfungsbedingungen 
Vor dem Hintergrund des demografi schen 
Wandels sind die vorliegenden Untersu-
chungen allerdings nur noch begrenzt aus-
sagefähig. Im Fokus steht künftig vor allem 
die Frage, wie sich der Infrastrukturaufwand 
bei abnehmender Bevölkerungszahl, mit-
telfristig noch steigenden Haushaltszahlen 
und zunehmenden Wohnungsleerständen 
entwickelt. Je nach Leerstandsquote er-
höht sich die spezifi sche Leitungslänge der 
technischen Infrastruktur pro Einwohner 
bzw. Wohneinheit. Die stärkere Kostenre-
manenz bei der leitungsgebundenen Infra-
struktur führt im Gegensatz zur sozialen 
Infrastruktur, bei der man durch die Anpas-
sung einzelner Anlagen sehr viel leichter 
reagieren kann, insbesondere bei dispersen 
Leerständen in Verbindung mit erheblichen 
Anpassungsproblemen zu einer Erhöhung 
der spezifischen Nutzerkosten. Bei einer 
Halbierung der Einwohner- bzw. Haus-
haltszahl verdoppeln sich grundsätzlich die 
spezifi schen Infrastrukturkosten pro Ein-
wohner bzw. Haushalt (Koziol 2005). Das 
Szenario der perforierten Stadt, in der es 
wegen Bevölkerungsverlusten und Gewer-
bebrachen verteilt über das gesamte Stadt-
gebiet zu punktuellen Funktionsverlusten 
kommt, ohne dass sich die Siedlungsflä-
che und die Infrastrukturnetze signifi kant 
verkleinern ließen, verdeutlicht, dass eine 
solche Entwicklung sicherlich langfristig 
wirtschaftlich kaum tragfähig und damit 
auch nicht erstrebenswert sein wird. Die 
städtebauliche Innenentwicklung ist daher 
als Strategie auch unter ökonomischen Ge-
sichtspunkten eindringlich einzufordern.

Infrastrukturkosten und
Suburbanisierung
Eine Untersuchung, die sich mit den ver-
kehrserzeugenden Wirkungen des kom-
munalen Finanzsystems am Beispiel der 
Region Hamburg befasst, zeigt sehr ein-
drucksvoll, dass auch in den Regionen, 
die über ein hervorragendes Netz im öf-
fentlichem Personennahverkehr verfügen, 
weitere Siedlungsentwicklungen ebenso in 
den Achsenzwischenräumen stattfinden 
und die Ausbreitung fl ächenhafter Infra-
strukturnetze bewirken (Gutsche 2004). 
Die geringe Siedlungsdichte führt zugleich 
zu einer erheblichen Zunahme des Pkw-
Verkehrs. Diese Beobachtungen lassen sich 
auch auf die Regionen München und Han-
nover übertragen. Dadurch werden Kosten-
strukturen geschaffen und verfestigt, die 
weit in die Zukunft wirken und vor allem 
bei abnehmender Bevölkerung die wirt-
schaftliche Belastung erheblich ansteigen 
lassen. Durchgeführte Haushaltsbefragun-
gen zeigen, dass die Kosten der Infrastruk-
turentwicklung einschließlich der Kosten 
der Mobilität für die einzelnen Haushalte 
bei privaten Standortentscheidungen kaum 
berücksichtigt werden. Es erfolgt eine Rau-
mentwicklung auf „Kredit“ und mit staat-
licher Subventionierung. Gleichwohl ist zu 
erwarten, dass der weiter steigende Mobi-
litätsaufwand aufgrund höherer Energie-
preise künftig sicherlich stärker als bisher 
die Standortentscheidungen der Haushal-
te und Unternehmen beeinfl ussen und die 
künftige Siedlungsstrukturentwicklung in 
suburbanen Räumen verändern wird. 

Die kommunalwirtschaftliche Sicht 
sowie Entwicklungs- und Anpassungs-
strategien der Kommunen
In zahlreichen Veröffentlichungen wird 
festgestellt, dass Baulandentwicklung aus 
kommunaler Sicht eine ökonomisch loh-
nende Investition sei. Langfristig angelegte 
kommunalwirtschaftliche Betrachtungen 
liefern hingegen ein differenziertes Bild 
(Gutsche 2004). Steigende Einwohner- und 
Haushaltszahlen sind für Kommunen nicht 
grundsätzlich mit einer positiven Haus-
haltsentwicklung verbunden. Vielmehr sind 
die ökonomischen Wirkungen je nach vor-
handener Infrastruktur und ihrer aktuellen 
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Auslastung, den erforderlichen neuen sozi-
alen und technischen Infrastrukturanlagen 
und -einrichtungen sowie je nach geltendem 
kommunalen Haushaltsrecht differenziert 
zu betrachten. Wegen der sprunghaften 
Kostenentwicklungen durch notwendige 
Investitionen im Infrastrukturbereich und 
Mehraufwendungen in anderen kosten-
relevanten Pfl ichtaufgabenbereichen der 
Kommunen kann ein Bevölkerungswachs-
tum je nach Rahmenbedingungen in den 
Gemeinden durchaus auch zu einem nega-
tiven Haushaltssaldo führen. 

Aus kommunalem Blickwinkel stellt sich 
die Frage, wie die Kosten der Siedlungs- 
und Infrastruktur abgeschätzt und deren 
Entwicklung ökonomisch gesteuert wer-
den können. Erhebliche Gestaltungs- und 
Handlungsspielräume bestehen bekannt-
lich im Rahmen der städtebaulichen Pla-
nung, und zwar in siedlungsstruktureller 
Hinsicht bei der Standortwahl im Rahmen 
der Flächennutzungsplanung vor allem in 
Bezug auf die äußere Erschließung und 
in baustruktureller Hinsicht bei der Kon-
zeption der Baugebiete auf der Ebene des 
Bebauungsplans in Bezug auf die innere 
Erschließung. Die Möglichkeiten, wie sich 
Kosteneinsparpotenziale im Rahmen der 
städtebaulichen Planung ohne Abstriche 
bei der städtebaulichen Qualität für neue 
Baugebiete erreichen lassen, sind bereits 
in zahlreichen Studien systematisch un-
tersucht und dargelegt worden (z.B. Damm 
1997). So zeigen die Ergebnisse zahlrei-
cher städtebaulicher Wettbewerbe wie 
beispielsweise der Kommunalwettbewerb 
in Baden-Württemberg, an dem sich 15 
Kommunen mit Siedlungsvorhaben zum 
Thema „Effi zient erschließen“ beteiligt und 
zukunftsweisende Ansätze auf dem Städte-
baukongress 1999 in Karlsruhe präsentiert 
haben, vielfältige innovative Konzepte zur 
kosten– und flächensparenden Erschlie-
ßung von Wohngebieten. Die Einzigartig-
keit jeder städtebaulichen Planungs- und 
Entwurfsaufgabe erfordert indessen eine 
ortsspezifische, individuelle Lösung, so 
dass lediglich verallgemeinerungsfähige 
Planungsempfehlungen für wirtschaftliche 
städtebauliche Entwürfe gegeben werden 
können.

Die siedlungsstrukturellen Einsparpotenzi-
ale, die Schiller/Siedentop (2005) anhand 
von vorliegenden Untersuchungen syste-
matisch zusammengestellt haben, sind be-
achtlich. Je nach Untersuchung und getrof-
fenen Annahmen lassen sich offensichtlich 
im Extremfall auf der Ebene des einzelnen 
Baugebietes bis zu 80 % der Kosten für die 
technische Infrastruktur einsparen. Auch 
hier fällt wiederum auf, dass die Einspar-
potenziale im Bereich der sozialen Infra-
struktur demgegenüber sehr viel geringer 
ausfallen. Wenngleich vielfach von verein-
fachenden Modellannahmen wie einer ho-
mogenen Baustruktur ausgegangen wird, 
so sind solche Auswertungen für die Pla-
nungspraxis durchaus hilfreich. Sie fördern 
die wesentlichen Kostenparameter zu Tage 
und schärfen den Blick für die wichtigen, 
kostenrelevanten Handlungsbereiche.

In dem Dossier des Schweizer Bundesamtes 
für Raumentwicklung (2000) werden drei 
alternative Anpassungsstrategien für die 
Infrastrukturbereiche Wasserversorgung, 
Abwasserentsorgung, Verkehrserschlie-
ßung und Stromversorgung untersucht. 
Unterschieden werden die Strategien „Auf-
füllen“ (städtebauliche Innenentwicklung), 
„Standard“ (Fortschreibung des Status quo, 
wobei eine disperse Entwicklung darunter 
nicht subsumiert wird) und „weitere disper-
se Entwicklung“. Die jeweiligen Grenzkos-
ten der Strategien, die erheblich variieren 
und sich um immerhin 400 bis 500 % un-
terscheiden, verdeutlichen sehr eindrucks-
voll die Notwendigkeit, die Steuerung der 
künftigen Siedlungs- und Infrastruktur-
entwicklung stärker unter Wirtschaftlich-
keitsgesichtspunkten vorzunehmen.

Aus dem Blickwinkel der öffentlichen Hand 
sind auch die Mobilitätskosten relevant, die 
der Allgemeinheit für die bedarfsgerechte 
Mobilitätssicherung der sog. „immobilen“ 
Bevölkerungsgruppen entstehen. In einer 
Analyse für Österreich werden beispielhaft 
die Transportleistungen für Kindergarten-
kinder- und Schülertransporte, Essen auf 
Rädern und Heimhilfebesuche in Abhängig-
keit von der jeweiligen Siedlungsstruktur 
und den damit zusammenhängenden Trans-
portdistanzen abgeschätzt (Doubek 2001). 
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Je 1.000 Einwohner ergeben sich hier bei 
einer „kompakten Ortschaft“ 1.750 €/Jahr 
und bei einer „agrarischen Streusiedlung“ 
immerhin 80.000 €/Jahr. Die Zahlenwerte 
unterstreichen nicht nur erwartungsgemäß 
die signifikante Abhängigkeit der Trans-
portaufwendungen von der Siedlungs-
dichte, sondern zeigen auch deutlich auf, 
dass die Absolutbeträge durchaus Größen-
ordnungen erreichen, die für die Budgets 
öffentlicher Haushalte und für diejenigen 
Akteure, die diese Kosten zu tragen haben, 
von großer Relevanz sind. Angesichts des 
demografi schen Wandels muss daher auch 
die Mobilität als Kostenfaktor stärker als 
bisher bei künftigen siedlungsstrukturellen 
Entwicklungen beachtet werden. 

Kostentransparenz durch
kommunalwirtschaftliche Kalkulation
Angesichts der Langfristigkeit und des 
komplexen, von zahlreichen Abhängig-
keiten und unterschiedlichen Zahlungs-
strömen geprägten ökonomischen Wir-
kungsgefüges der Siedlungsentwicklung 
ist Kostentransparenz als Grundlage für 
rationale, strategische Planungsentschei-
dungen in den Kommunen unverzichtbar. 
Projektbezogene, kurzfristige Kostenkal-
kulationen reichen dafür nicht aus. Es 
bedarf vielmehr langfristig angelegter, 
kommunalwirtschaftlicher Betrachtungen 
und Abschätzungen, die eine ökonomi-
sche Bilanz der geplanten Siedlungs- und 
Infrastrukturentwicklung im Vergleich zu 
Planungsalternativen und zur Status-quo-
Entwicklung liefern. Solche Betrachtun-
gen bieten sich zweckmäßigerweise auf der 
Ebene des Flächennutzungsplans für das 
gesamte Gemeindegebiet an, der künftig 
verstärkt als strategisches Instrument der 
Kommunalentwicklung einzusetzen ist. So 
lässt sich für einen Planungszeitraum von 
15 Jahren eine langfristige Flächen- und 
Standortdisposition für Baugebiete und In-
frastrukturanlagen durchführen und damit 
eine Gesamtschau der Kosten erstellen, die 
auf die Kommunen zukommen werden. Die 
projektbezogenen Kalkulationen müssen 
deshalb durch eine integrierte dynamische 
Kalkulation der Siedlungskosten als stra-
tegische Entscheidungsgrundlage für die 
Kommen ergänzt werden.

Dabei sind neben den einzelnen Projekt-
kosten auch die aus stadtwirtschaftlicher 
Sicht entstehenden Folgekosten sowie die 
Auswirkungen auf den Kommunalhaushalt 
zu berücksichtigen. 

Fazit
Die vorliegenden Analysen zeigen, dass so-
wohl in wachsenden als auch in schrump-
fenden Regionen die wirtschaftliche Trag-
fähigkeit der Siedlungs- und Infrastruktur 
an Grenzen stößt. Es bedarf daher strategi-
scher Entscheidungs- und Planungsgrund-
lagen, um die ökonomischen Wirkungen 
der Siedlungsentwicklung frühzeitig zu 
erfassen und zuverlässig beurteilen zu kön-
nen. Daher ist eine integrierte dynamische 
Kalkulation im Rahmen von Planungspro-
zessen unter kommunalwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten durchzuführen. Bleibt die 
Frage, wie die gewonnenen Erkenntnisse 
zur kostenorientierten Steuerung der Sied-
lungsstruktur verwendet und umgesetzt 
und welche Instrumente dafür eingesetzt 
werden können. Es wird zunächst sinnvoll 
sein, die Modelle für eine verursacherge-
rechte Kostenüberwälzung weiter zu entwi-
ckeln. Gleichzeitig dürfen die Bemühungen 
nicht verringert werden, durch regional ab-
gestimmte und fl ächensparende Siedlungs-
weisen die Kosten zu minimieren; denn die 
zur Zeit diskutierten ökonomischen Steue-
rungsmodelle werden allein nicht zu nach-
haltigen Lösungen führen. Insbesondere 
sollten die Strategien der Innenentwick-
lung mit oberster Priorität fortgesetzt wer-
den. Weiterhin  müssen neben hoheitlichen 
Instrumenten verstärkt kooperative Ansät-
ze der interkommunalen Zusammenarbeit 
genutzt werden. Die bisherigen Erfahrun-
gen in einigen Regionen zeigen, dass sich 
beispielsweise durch die Vereinbarung von 
Qualitäts- und Kostenstandards städtebau-
lich sinnvolle, sozial gerechte, ökologisch 
vertretbare und wirtschaftlich tragfähige 
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklungen 
gestalten lassen. 

„Was wir heute tun, wird man später danach 
beurteilen, wie wir die Zukunft vorbereitet und 
für ihre Entfaltung die Möglichkeiten freige-
halten haben“  (Fritz Schuhmacher)
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Stadt und Boden - Ökonomische Wirkungen und
Potenziale kommunaler Baulandstrategien

Was ist
die richtige Baulandstrategie?
„Die Zeit“ berichtete kürzlich über eine 
denkwürdige Vorgehensweise einer baye-
rischen Stadt und titelte: „Deutschland 
schafft die Eigenheimzulage ab, Kaufbeuren 
in Bayern führt sie wieder ein.“

Die Stadt möchte neue Familien gewinnen 
und zahlt für jedes Kind eines „Zugereis-
ten“ 5.000 € . Ziel soll sein, den Mittelstand 
anzulocken, jedoch nur unter der Prämisse, 
dass dieser hier auch ein Haus baut. Der „Zu-
gereiste“ muss aber mindestens 200.000 € 
anlegen. Das „Neckermann-Standardhaus“ 
für 120.000 oder gar nur 80.000 € ließe 
sich also in Kaufbeuren – bei Inanspruch-
nahme der Förderung – nicht mehr realisie-
ren. Zusätzlich wird mit einem kostenlosen 
Kindergartenplatz für ein Jahr, einer kos-
tenlosen einjährigen Busfahrkarte sowie ei-
nem Rabatt von 20 % auf die Monatskarte 
nach München geworben. 

Der Artikel stellt den konkreten Fall eines 
Familienvaters dar, der diesen Verlockun-
gen nicht widerstehen konnte und sich 
entschloss, nach Kaufbeuren zu ziehen. 
Der Artikel endet mit dem Satz: „Nach-
dem dieser Familienvater mit seiner Fami-
lie nach Kaufbeuren gegangen ist, leben in 
Peiting, einem Ort östlich von Kaufbeuren, 
drei Kinder weniger“. Das ist wohl kreativer 
Standortwettbewerb um neue Einwohner. 
Ist es aber auch eine Erfolg versprechende 
Baulandstrategie? Eine Baulandstrategie im 
umfassenden Sinn ist hier sicherlich nicht 
gegeben, weil sie nur ein Teilsegment, näm-
lich den Verkauf, umfasst.

Der Fall wirft verschiedene Fragen auf:
Was sind erfolgreiche Baulandstrategien? 
Entwickelt kommunale Baulandpolitik – das 
ist vermutlich die Motivation des Oberbür-
germeisters in Kaufbeuren – so viel posi-
tives Wirkungspotenzial? Löst man so die 
demografi schen Probleme? Welche fi skali-
schen Wirkungen erwachsen aus der kauf-
beurischen Angebotspolitik? Kann man 
sich diese eigentlich leisten? Kann diese 
Baulandpolitik womöglich zu einem „Zu-
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schussgeschäft“ werden? Die Strategie in 
Kaufbeuren scheint zunächst erfolgreich 
zu sein, da es Familien gibt, die sich anlo-
cken lassen. 

Voraussetzung: Baugrund!
Um erfolgreiche Baulandpolitik betreiben 
zu können, ist die Verfügbarkeit von be-
baubaren Flächen zentrale Voraussetzung; 
man braucht Bauboden. Es sind die „klassi-
schen“ Aspekte, die hier zu beachten sind. 
Im Sinne der auch heute immer noch gel-
tenden „golden rule“ des Bodenmarktes 
ist es wichtig, dass „Baugrundstücke zur 
richtigen Zeit, an der richtigen Stelle, zu 
einem angemessenen Preis bereitstehen“. 
Bauland muss, und das ist das Wesentliche, 
zunächst produziert werden. Hierfür sind 
entwicklungsfähige Grundstücke essenziell. 
Das war schon immer so.

Urbanisten wie Le Corbusier und andere 
seiner Zeit haben Visionen für die Stadt-
entwicklung entworfen, haben aber die 
Bodenkomponente der Stadtentwicklung, 
insbesondere die Frage der Verfügbarkeit 
von Boden, vergessen. Vielleicht sind die 
Visionen sozialer Stadtentwicklung auch 
gerade deshalb gescheitert. Andere waren 
dagegen vorausschauender: Howard und 
die Gartenstadtbewegung insgesamt sind 
dafür ein gutes Beispiel. Sie haben sich 
sehr stark mit der Frage beschäftigt, wie 
sozialer Städtebau vor dem Hintergrund 
einer bestimmten Bodenrechtsverfassung 
auch tatsächlich umgesetzt werden kann. 
In Großbritannien hat die praktische Um-
setzung – mit Ausnahme von Letchworth 
Garden City – dennoch nicht funktioniert.

Der Bodenmarkt –
kein Markt wie jeder andere!
Wohnen, Arbeiten, Freizeit und Wirtschafts-
entwicklung setzen Boden voraus. Stadt 
braucht Boden! Boden kann jedoch auch 
ohne Stadt bestehen! Bauboden muss zu-
nächst vom Ackerland zum vollbaureifen 
Grundstück „produziert“ werden. Bauboden 
kann auch durch die Mobilisierung von Bra-
chen und mindergenutzten Grundstücken 
(aus dem Bestand) neu entstehen. Aber wie 

kommt man konkret zu Bauboden? Hoenig 
fragt hierzu in seinem Buch „Grundeigen-
tum und Baufreiheit“: 
„Wem gehört das Stadterweiterungsgelände, 
wem gehört der unbebaute Boden, der Roh-
stoff des Städtebaus in der Landesplanung?“
Zur Beantwortung dieser Frage ist ein klei-
ner Exkurs notwendig: Der Bodenmarkt ist 
kein Markt wie jeder andere, sondern ein 
eingeschränkter Markt. Grundstücke sind 
bekanntlich immobil. Es gibt zudem das 
Angebotsmonopol der Gemeinden. Boden 
ist aber auch (Handels-)Ware und es lässt 
sich Geld damit verdienen. Spekulative Ver-
haltensweisen sind die Folge. Viele weitere 
Punkte ließen sich ausführen. 

„Spagat des deutschen Bodenrechtes“
Im deutschen Bodenrechtssystem herrscht 
eine Diskrepanz zwischen dem Anspruch 
einer gut funktionierenden hoheitlichen 
Bodenmarktsteuerung auf der einen Seite 
– unterstrichen durch ein rechtsverbindli-
ches Planungssystem oder auch durch die 
Einrichtung der Gutachterausschüsse – und 
einer relativ schwachen (öffentlichen) Im-
plementierung auf der anderen Seite. Es 
besteht eine Art „Spagat“ zwischen einem 
starken räumlichen Steuerungsanspruch 
und einer den Alt- und Zwischeneigentü-
mern möglichst viele Freiheiten lassenden 
Bodenpolitik. Die negativen Auswirkungen 
sind:
– übermäßige Hortung von untergenutzten

Grundstücken (Baulücken),
– eine vergleichsweise hohe Flächeninan-

spruchnahme und
– ein tendenziell hohes Bodenpreisniveau.

Beklagt wird auch die unzureichende Mög-
lichkeit, „leistungslose“ Bodenwertgewinne 
zugunsten der öffentlichen Seite zu nutzen.
Hier zeigt sich gewissermaßen auch ein Zwie-
spalt, der vielleicht in jedem steckt, der Eigen-
tum besitzt. Man ist sehr schnell z.B. mit Ge-
setzesänderungen einverstanden – solange es
„nur“ den Raum und nicht das Eigentum an 
Grund und Boden selbst betrifft. Es besteht 
also eine ambivalente Problemwahrneh-
mung. Vielleicht ist das der eigentliche „Spa-
gat“ des deutschen Bodenrechts.
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Baulandstrategien
sind bodenreformerischer Ersatz!
Kommunale Baulandstrategien, insbeson-
dere Grundsatzbeschlüsse zum Bauland-
management, sind Versuche, den oben 
dargestellten „Spagat“ des deutschen Bo-
denrechts zu überwinden und ein Optimum 
an allokativer und distributiver Steuerung 
zu erzielen.

Es gibt in den Kommunen eine große Viel-
falt unterschiedlicher Baulandstrategien. 
Häufi g sind sie durch sog. kommunalpoli-
tische Grundsatzbeschlüsse zum Bauland-
management operationalisiert worden, de-
ren Inhalte, je nach lokaler Situation, stark 
variieren. Folgende Auszüge von Regelun-
gen in kommunalen Baulandbeschlüssen 
lassen sich beispielsweise fi nden:
– „Schaffung von Baurecht nur, wenn die 

Kommune vorher alle Flächen im eigenen 
Grundbesitz hat“

– „Koppelung der Wirksamkeit der Kauf-
verträge an den Erwerb der gesamten zu 
beplanenden Fläche“

– „Verkauf von 25 % des Bruttobaulands 
an die Stadt zum Verkehrswert vor Pla-
nungsbeginn“

– „Abgabe von Bauland unter der Prämis-
se, dass vor Umlegungsbeginn freiwillige 
Leistungen vereinbart wurden“

– „Baurechtschaffung nur, wenn eine Kom-
mune Verfügungsoptionen über 40 % des 
verbleibenden Nettobaulandes hat“

– „40 % unentgeltlicher Flächenabzug“
– „Ankauf der öffentlichen Flächen nur 

zum Bauerwartungslandwert (Rest zum 
Preis von Rohbauland)“

– „100 % Zwischenerwerb, langfristige Bo-
denvorratspolitik“ 

– „Sicherstellung, dass die planungsbe-
dingten Wertzuwächse zumindest in Tei-
len für die projektkausalen Kosten aus 
der Baulandentwicklung genutzt werden 
können“.

Die Kreativität bei den Detailregelungen 
ist groß. Kommunen, die eine veränderte 
Baulandpolitik anstreben, brauchen solche 
Beschlüsse; ohne sie können wohnungspo-
litische Ziele nicht realisiert werden, denn 
der Bodenmarkt ist ein dem Wohnungs-
markt vorgelagerter Markt! Wenn er nicht 
vernünftig funktioniert, kann auch keine 

ordentliche Wohnungspolitik betrieben 
werden. 

Wege der Baulandbereitstellung
Baulandbeschlüsse enthalten u. a. Rege-
lungen zur Verfahrensweise der Bauland-
bereitstellung. Dazu zählen insbesondere 
die Angebotsplanung, der Zwischenerwerb, 
die amtliche/freiwillige Umlegung oder die 
Zusammenarbeit mit Investoren. Erfolgs-
faktoren sind Konsequenz, Transparenz und 
Gleichbehandlung. Hierfür braucht man 
klare Ziele, klare Wege, klare Instrumente, 
klare Kriterien für An- und Verkauf, klare 
Organisationsstrukturen und eine regelmä-
ßige Erfolgskontrolle. Nur so kann der Ver-
waltung in den Gemeinden die notwendige 
Rückendeckung zur Umsetzung der Bau-
landstrategie gegeben werden.

Über Baulandstrategien und Grundsatzbe-
schlüsse wurde bereits vielfältiges Material 
aufbereitet. Zu nennen sind beispielsweise 
die Publikationen des Forum Baulandma-
nagement NRW „Bausteine zum Bauland-
beschluss“ und die Arbeitshilfe über „Orga-
nisationsmodelle“. 

Zwischenfazit
Für eine erfolgreiche Baulandstrategie gibt 
es kein Patentrezept! Johann Wolfgang von 
Goethe, der wohl auch Bodenpolitiker war, 
meinte jedoch:
„Das beste Zeichen einer guten Wirtschaft 
ist, dass die Stadt fortfährt, Grundstücke zu 
kaufen, besonders von fremden Besitzern in 
der Nachbarschaft“.
Das ist wohl eindeutig ein Plädoyer für 
(langfristige) Bodenvorratspolitik. Sie kann 
funktionieren, wenn die Voraussetzungen 
gegeben sind. Der freihändige Zwischen-
erwerb wurde deshalb auch im Auftrag 
des Forum Baulandmanagement NRW in 
einer Arbeitshilfe vertiefend und praxis-
nah behandelt. Man muss zeitlich nicht 
unbedingt bis Goethe zurückgehen, wenn 
Hinweise auf gute Baulandstrategien ge-
sucht werden. Otto Schilling hat sich 1921 
in Dortmund mit der Frage der richtigen 
Baulandbeschaffung beschäftigt. Zur „In-
nenentwicklung und Baulandbeschaffung“ 
heißt es bei Schilling (S. 40):
„Der Ankauf all dieser Grundstücke würde 
auf große Schwierigkeiten gestoßen sein und 
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sehr hohe Kosten verursacht haben, wenn 
die Kaufverträge, erst nachdem das Projekt 
die Genehmigung der Stadtverordnung ge-
funden hatte, zum Abschluss gelangt wären, 
denn dann war es in seinen Einzelheiten ja 
bekannt und die Grundbesitzer hätten mit 
Recht geglaubt, dass die Stadt ohne den Er-
werb ihrer Grundstücke das Unternehmen 
nicht zur Ausführung bringen könne und 
hätten die Gelegenheit genutzt, ihre Forde-
rungen weit über Gebühr in die Höhe zu trei-
ben.“

Dem musste durch eine geschickte An-
kaufspolitik vorgebeugt werden. Es heißt 
dort weiter:
„Ehe die Vorlage den Stadtverordneten zur 
Beschlussfassung vorgelegen hat und der 
Plan bekannt wird, lassen sich daher die 
Städte in solchem Fall die erforderlichen 
Grundstücke bindend an die Hand geben, 
und zwar so, dass die Besitzer sich verpfl ich-
ten, ihre Grundstücke bis zu einem gewissen 
Termin zu einem festgesetzten Preis der Stadt 
zur Verfügung zu stellen. Für die Preisbildung 
beim Ankauf und somit auch für die fi nan-
zielle Entwicklung des Unternehmens ist von 
großer Bedeutung, dass es bei diesen Vorar-
beiten gelingt, das eigentliche Ziel geheim zu 
halten. Die Stadt führte deshalb auch diese 
Verhandlungen nicht selbst, sondern beauf-
tragte damit ihr nahe stehende Vertrauens-
männer.“

Das Rad wird also auch durch das Forum 
Baulandmanagement nicht neu erfunden. 
Es ist nur wichtig, es am Laufen zu halten.

Ökonomische Wirkungen
der Baulandstrategien
Ökonomische Wirkungen der Baulandpro-
duktion zeigen sich besonders in der Höhe 
und in der Entwicklung der Bodenpreise. 
Verdeutlicht für die Stadt Bonn: Nach dem 
Marktbericht des Gutachterausschusses 
liegt der Ackerlandpreis bei durchschnitt-
lich 2,50 €/qm, der Bauerwartungsland-
leitwert bei durchschnittlich 85 €/qm und 
der Wohnbaulandpreis bei durchschnitt-
lich 275 €/qm. Vom Ackerland zum Bau-
land ergibt sich somit, also der Grundrente 
geschuldet, eine Wertsteigerung von gut 
11.000 %. Würde man einen gewissen Teil 
von etwa 100 bis 170 €/qm für Infrastruk-

turkosten der Wohnbaulandentwicklung 
gedanklich abziehen, könnte in Bonn – be-
zogen auf ein (fi ktives) Baugebiet von 10 ha 
mit 7 ha Nettobauland – ein planungsbe-
dingter Mehrwert von gut 100 bis 170 €/
qm verbleiben. Bei einem angenommenen 
30%igen Abzug für öffentliche Flächen er-
gäbe sich für das fi ktive Wohnbaugebiet 
insgesamt ein Wertsprung (bezogen auf das 
Bruttobauland) vom Ackerland zum Bau-
land von gut 250.000 € auf 19,25 Mio. €. 

Wie sieht die (Boden-)Wertsteigerung für 
die Gesamtstadt mit rund 14.000 ha Flä-
che aus? Die bebaute Fläche in Bonn sum-
miert sich auf insgesamt 46.255.032 qm. 
Unter der Annahme, 60 % seien hiervon 
Wohnbaufl äche, entspräche dies rund 28 
Mio. qm. Bei einem durchschnittlichen Wert 
von 275 €/qm ergäbe das zusammen rund
7,6 Mrd. € Bodenwert in Bonn (Wohnen 
ohne Gewerbe). Demgegenüber sind die 
Bonner landwirtschaftlichen und forst-
wirtschaftlichen Flächen nur insgesamt
130 Mio. € wert. Dieses zugegebenermaßen 
einfache Rechenexperiment lässt sich noch 
ein wenig verfeinern: Würde man in Bonn 
Wohnbauland zu 100 % über Erbbaurechte 
zur Verfügung stellen (wie z.B. überwie-
gend in Amsterdam oder in Stockholm) und 
einen Erbbauzins von 4 % ansetzen, ergäbe 
dies jährlich 304 Mio. € Einnahmen. Das 
entspräche etwa dem vier- bis fünffachen 
des jetzigen Grundsteueraufkommens in 
der Stadt Bonn. 

Der Blick auf das Bodenpreisniveau macht 
deutlich, wie viel Bodenwertzuwächse 
durch Baulandproduktion – damit durch 
den „berühmten Strich“ des Stadtplaners 
mit verursacht – entstanden sind und wei-
ter entstehen werden. Das ist freilich regio-
nal sehr unterschiedlich. 

Hinzu kommt das spekulative Moment. Der 
Bodenwert wächst nicht in einem großen 
Schritt, sondern langsam, je nachdem, 
wie sich die Planung konkretisiert (Bauer-
wartungsland, Rohbauland). Es gibt hier-
für unterschiedliche Ursachen (causes of 
increase) und Nutznießer (beneficiaries). 
Nell-Breuning, einer der wichtigsten Bo-
denreformer der katholischen Soziallehre, 
hat dazu treffend formuliert:
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„Der Floating Value schwebt wie eine Wol-
ke über die Landschaft, jeder Bodenbesitzer 
hofft und glaubt, diese Wolke werde ihren 
Segen gerade über seinem Grundstück ent-
laden…“.

Das spekulative Moment des Bodenmarktes 
bleibt ein aktuelles Thema. Baulandstrate-
gien laufen darauf hinaus, Teile der Boden-
wertzuwächse, die der Baulandproduktion 
geschuldet sind, für die Refi nanzierung der 
Kosten der Baulandproduktion zu gene-
rieren. Das ist ein wesentliches Potenzial 
kommunaler Baulandstrategien!

Schlussbetrachtung
Die klassischen Strategien, Bauland bereit 
zu stellen, behalten – trotz Stadtumbau –
ihre Bedeutung. Die Konzentration auf In-
nenbereiche, die in den letzten Jahren schon 
angegangen wurde, ist ganz besonders
wichtig.

Ein verschärfter Blick gebührt hierbei dem 
neuen Umlegungsrecht: Die Umlegung im 
„34er Gebiet“ ist gestärkt. Die vereinfachte 
amtliche Umlegung bietet zudem zur Mo-
bilisierung von Innenentwicklungspotenzi-
alen interessante instrumentelle Lösungen.

Neue Themen, wie beispielsweise die Re-
form der Grundsteuer oder auch Erbbau-
rechtslösungen sind lohnend und spannend 
und könnten zukünftig im Forum disku-
tiert werden. Der „Spagat“ am deutschen 
Bodenmarkt, davon ist auszugehen, bleibt 
bestehen. Es bedarf daher zusätzlicher, in-
novativer Lösungen für Baulandstrategien; 
sie sind weiter zu entwickeln.

Das Forum Baulandmanagement NRW soll-
te sich dem widmen und so dafür sorgen, 
dass die Komponente „Boden“ in der Stadt-
entwicklung auch weiterhin die ihr gebüh-
rende Beachtung fi ndet.
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Unternehmerische Prämissen der
Brachflächenrevitalisierung

Da sowohl die Käufer- als auch die Verkäu-
ferseite betrachtet werden sollen, erfolgt 
die folgende Darstellung aus diesen zwei 
Sichtweisen. Zunächst aus der Sicht der 
Unternehmen, die Brachfl ächen erwerben, 
um sie zu revitalisieren: Developer, kom-
munale, private Unternehmen. Dann aus 
der Sicht der Unternehmen, die Brachfl ä-
chen besitzen, sich von diesen aber trennen 
wollen oder müssen. Die Rede ist nicht von 
Insolvenzverwaltern, die Brachfl ächen ge-
wesener Unternehmen verwerten müssen. 

Der Markt und seine Trends
Der Markt, der Angebots- und Nachfrage-
markt an reaktivierungsfähigen Brachen, 
differenziert sich zurzeit sehr stark. In 
wirtschaftlich prosperierenden Regionen 
wie in der Rheinschiene werden die meisten 
„benutzten“ Flächen Käufer fi nden. Dage-
gen gibt es andere Regionen in Nordrhein-
Westfalen bzw. in Deutschland, die wirt-
schaftlich weniger stark sind. Hier herrscht 
ein deutlicher Angebotsüberhang.

Nach der Einschätzung von Experten, u. a.
in der Evaluation des Grundstücksfonds 
durch das IBoMa, werden Brachflächen 
zukünftig nicht mehr vorwiegend in den 
altindustrialisierten Ballungskernen ent-
stehen, sondern zunehmend auch in den 
Klein- und Mittelstädten, die einer neu-
en Nutzung zugeführt werden müssen. Sie 
werden aus unterschiedlichsten Quellen 
der Vornutzung stammen. Zu nennen sind 
Militär, Gewerbe, Industrie, Wohnen, Ver-
kehr und Handel. Es wird sich zunehmend 
um Eigentümer handeln, mit denen man 
schlechter verhandeln kann, weil sie ent-
weder gar kein Interesse an einer Brachfl ä-
chenaktivierung haben oder aber, weil sie 
überhaupt keine Erfahrungen haben. Es ist 
das erste Mal, dass sie ihr Betriebsgrund-
stück an den Markt bringen müssen. Da-
mit wird der Umfang der Flächenangebote 
wachsen, nicht schrumpfen. 

Dr. Rolf Heyer, LEG 

Stadtentwicklung 

GmbH & Co. KG
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Grundstücksfonds NRW
Der Grundstücksfonds ist als Instru-
ment zur Bereitstellung von Flächen für 
den Strukturwandel gestartet. Bis heute 
(Stand 31.12.2005) wurde von den rund 
1.682 ha Fläche, die vermarktet wurden, 
der überwiegende Teil gewerblichen Nut-
zungen (654 ha) zugeführt. Rund 51,6 ha 
wurden für Wohnzwecke verkauft. Über 
den Grundstücksfonds ergab sich auch die 
Möglichkeit, anders als bei privaten Eigen-
tümern – aber vielleicht setzt da gerade 
ein Umdenken ein, auch Flächen für Grün-, 
Freizeit- und Erschließungsfunktionen zu 
vermarkten. Das Projekt Tremonia in Dort-
mund wäre ohne den Grundstücksfonds in 
dieser Form nicht zu realisieren gewesen.

In den letzten Jahren gewinnen zuneh-
mend integrierte Standorte und integrierte 
Nutzungen an Bedeutung. Der erste Stand-
ort, der mit einer gemischten Nutzung 
entwickelt wurde, war im Rahmen der IBA 
die ehemalige Zeche Holland in Bochum. 
In Alsdorf ist derzeit die Fläche der Grube 
Anna in der Entwicklung und in Gelsen-
kirchen steht die Zeche Graf Bismarck vor 
der Entwicklung. In Dortmund liegt die ge-
werbliche Entwicklung des Phoenix-Gelän-
des bei der LEG. Die Stadt nimmt ergänzend 
die Aufwertung des Stadtteilzentrums in 
Hörde vor, die Stadtwerke realisieren den 
Phönix-See. Insgesamt erfolgt so um Hörde 
herum mit Phönix-Ost und Phönix-West 
eine integrierte Entwicklung. 

Von 1980 bis 2005 investierte der Grund-
stücksfonds über 1,76 Mrd. € .  Rund 
440 Mio. € wurden davon für Ankäufe 
verausgabt. Über 464 Mio. € konnten an 
Einnahmen erzielt werden. Die letzten bei-
den Grundstücke, die als Brachfl ächen in 
Heiligenhaus und Ahlen gekauft wurden, 
wurden für einen Euro erworben. Damit 
zeigt sich im Zusammenhang mit dem 
Angebotsüberhang bei Unternehmen, die 
wirtschaftlich vernünftig kalkulieren kön-
nen und die wissen, welche Konsequen-
zen aus der Reaktivierung einer industriell 
genutzten Brachfl äche entstehen können, 
eine neue Einschätzung zu Risiken und Po-

tenzialen der Brachfl ächen und damit auch 
zu deren Werten.

Interessenlagen des Verkäufers
Die häufi gsten Fragen seitens der Verkäu-
fer bei der Reaktivierung von Brachflä-
chen betreffen vor allem fi nanzielle und 
organisatorische Aspekte. Dabei geht es in 
erster Linie um den Wert der eingebrach-
ten Fläche, die erzielbaren Renditen und 
damit einhergehend um eine mögliche Ge-
winnmaximierung. In der Diskussion um 
planungsrechtliche Erweiterungen geht es 
überwiegend um die Zulässigkeit von groß-
flächigem Einzelhandel. Denn mit dieser 
Nutzung werden nicht nur für den Verkäu-
fer die größten Renditen erzielt, sondern 
auch für den Käufer. 

Der Verkäufer hat in vielen Fällen, vor allem 
bei kleineren Unternehmern, wenig Wissen 
über den Markt. Die Chance für Kommu-
nen liegt daher darin, schon sehr früh in 
die Überlegungen der Verkäufer, gerade bei 
kleineren Brachfl ächen, einzusteigen. Beim 
Verkäufer liegt häufig ein Informations-
defi zit im Bereich der richtigen Ansprech-
partner vor, zugleich jedoch ein großes 
Interesse vor allem an eventuellen Förder-
möglichkeiten. Hinzu kommt die moderne 
Behördenkritik; das Bürokratiesystem in 
Deutschland und die damit verbundenen 
Reihe an Implikationen, auf die er sich ein-
stellen muss, sind für nicht professionelle 
Verkäufer schwierig zu verstehen. 

Häufig hat der Verkäufer zusätzlich die 
falsche Vorstellung, dass er einen Preis an 
der obersten Grenze des Marktpreises er-
zielen wird. Die Grundstücke sind für den 
Verkäufer möglichst ohne Restriktionen zu 
vermarkten, denn für das Ausräumen der 
Restriktionen macht er die Stadt verant-
wortlich. Der Marktpreis vor Ort spiegelt 
gleichzeitig den Erlös für den Verkäufer wi-
der. Er erstellt in der Regel Entwicklungs-
konzepte mit maximaler Rendite, die je-
doch nicht marktgängig sind. Auch wird er 
oft von „Experten“ beraten, die aber eher 
ein Interesse am Verkauf ihrer Leistungen 
haben als an der kompetenten Beratung 
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der Eigentümer. Auch dafür gibt es Bei-
spiele. In Dülmen hat die LEG gemeinsam 
mit der Stadt ein Gelände entwickelt. Hier 
hatte der Verkäufer für diese Münsterlän-
der Mittelstadt ein wunderschönes Modell 
von einem Architekten entwickeln lassen, 
der im Rahmen der IBA Berlin aktiv war 
und vier- bis fünfgeschossige Stadtvillen 
errichten wollte. Das war und ist jedoch 
nicht marktgängig. Der Diskussions- und 
Erklärungsprozess, um dieses Bewusstsein 
fehlender Marktgängigkeit beim Eigentü-
mer auch zu realisieren, hat ein dreiviertel 
Jahr gedauert. 

Interessenlagen des Käufers
Der Käufer, sei es ein privates oder ein öf-
fentliches Unternehmen, fragt zunächst 
nach dem Preis für die Fläche, dem po-
tenziellen Abnehmer der Grundstücke und 
schließlich dem Gewinn, den er mit dem 
Projekt erzielen kann. Auch fragt er nach 
Fördermöglichkeiten und Restriktionen auf 
der Fläche. Die Käufer streben bei der Pro-
jektentwicklung maximale Rendite an und 
versuchen möglichst, Kosten oder Garanti-
en auf den Verkäufer und auf die öffentli-
che Hand zu verlagern. Zusätzlich brauchen 
sie sehr schnell eine Beleihungsfähigkeit 
der Fläche durch die Banken. Die Preisvor-
stellung für den Ankauf geht dabei immer 
von der unteren Grenze des Marktpreises, 
des ortsüblichen Preises aus und berück-
sichtigt in der Regel auch alle Kostenposi-
tionen für die Entwicklung, einschließlich 
ausreichendem Puffer und entsprechen-
dem Spielraum für Einsparungen. Die Stadt 
muss beim Baurecht, beim Umweltrecht 
und beim Denkmalrecht einerseits mög-
lichst fl exibel, aber andererseits auch be-
rechenbar sein. Fördermöglichkeiten sind 
gern gesehen, sollen den Käufer aber nicht 
in seinen Entscheidungen behindern.

Käufersicht und Verkäufersicht widerspre-
chen sich an vielen Stellen, so dass ein Mitt-
ler, ein Makler erforderlich wird. Dies kann 
nicht immer die Stadt sein, weil sie häufi g 
aus Sicht der Käufer nicht die Potenzia-
le der Entwicklung sieht, verhindern statt 
befördern will etc. Es sind Vertrauensleute 
und Mittler nötig, um in die Verhandlungen 
einzusteigen. Schließlich sind wegen der 
wirtschaftlichen Situation immer die fi nan-

ziellen Fragen und nicht so sehr die recht-
lichen oder Verfahrensfragen zu klären. Sie 
geben den Ausschlag für die Realisierung 
eines Projektes. 

Kosten- und Erlöspositionen
einer Reaktivierung
Um zu einer Objektivierung zu gelangen, 
haben sich Residualberechnungen bewährt. 
Zwei Dinge sind bei den Kostenpositionen 
hervorzuheben: Bei der Vorbereitung der 
Maßnahmen sind immer die Planungskos-
ten zu integrieren, bei der Gesamtkalkula-
tion sind bei Bewirtschaftung und Betrieb 
auch die Reparaturkosten während der Ent-
wicklung, zum Beispiel für die Herstellung 
einer Erschließungsanlage, zu kalkulieren. 
Bei den Erlöspositionen wird oft nicht alles 
offen gelegt. Dies betrifft insbesondere die 
Erlöse aus dem Verkauf von Wirtschaftsgü-
tern (z.B. Schrott), etwa beim Abbau von 
Industriehallen. 

Eine Modellrechnung soll als konkretes 
Beispiel dienen: Es handelt sich dabei um 
eine innerstädtische Brachfl äche einer ehe-
maligen Textilfabrik in einer Kleinstadt im 
Münsterland. Als Folgenutzung ist Wohnen 
mit einem besonderen Vermarktungsthema 
vorgesehen. Das Kostenpotenzial liegt bei 
einer Größenordnung von 4,775 Mio. € . Der 
Abgabepreis läge im Schnitt bei 119,4 € pro 
qm, wenn die Fläche komplett vermarkt-
bar wäre. Auf der Seite der Erlöse ist damit 
eine Größenordnung von rund 4,8 Mio. € 
kalkuliert. Hierbei ist kein Planungswert-
vorteil einbezogen. Die Stadt muss sich für 
Verkehrsfl ächen, für Infrastrukturanlagen, 
für Kultur und Museen mit rd. 800.000 € 
an dem Geschäft beteiligen. Deutlich wird 
aber, wenn man auf einer Teilfl äche, etwa 
auf 7.500 qm, eine Einzelhandelsnutzung 
zulassen würde, stiege die Gewinnerwar-
tung von 2 auf 9 %.

Das ist die Prämisse des Eigentümers für 
den Verkauf der Fläche. Und wenn man die 
langfristigen Renditeerwartungen in der 
Immobilienwirtschaft traditionell berück-
sichtigt, liegt man für solche Entwicklungs-
projekte zwischen 8 und 15 %. Dann ist das 
eine Rendite, die sich in der entsprechen-
den Größenordnung bewegt, die durchaus 
marktüblich ist.
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Es wird deutlich, dass insbesondere die 
Steuerungsgröße „Grunderwerb“ in dieser 
Auseinandersetzung eine ganz wesentliche 
Rolle einnimmt, da sie immerhin 20 % der 
Kostenpositionen ausmacht, sehr früh ge-
zahlt werden muss und damit auch weitere 
Finanzierungskosten verursacht.

Rolle der Kommunen im Spannungs-
feld von Käufern und Verkäufern
Die Kommune muss innerhalb eines inte-
grierten Stadtentwicklungskonzeptes, in-
nerhalb einer priorisierten Brachfl ächen-
entwicklung, sehr schnell, schon bevor die 
Fläche brach gefallen ist, auf die Unterneh-
mer zugehen. Auf den Unternehmer, der 
vielleicht erwartet, in vier oder fünf Jahren 
den Betrieb altersbedingt ohne Nachfolger 
schließen zu müssen, und der auch weiß, 
dass er eine Brachfl äche zurücklässt. Wenn 
die Kommune in die Diskussion einsteigt, 
muss sie berücksichtigen, was den Eigentü-
mer bewegt. Sie muss wissen, welche Buch-
werte in den Grundbüchern stehen. Es ist 
schon vorgekommen, dass im Grundbuch 
der Versicherungswert einer Immobilie bei 
13 Mio. € lag, obwohl der Bodenwert für 
die Gewerbefl äche von 10.000 qm nur 15 € 
pro Quadratmeter betrug. Weiter gilt es zu 
klären, ob im Falle von Altlasten Vorsorge 
getroffen wurde und Rückstellungen in der 
Bilanz des Eigentümers gebildet wurden. 
Der Eigentümer muss wissen, wie hoch der 
Beleihungswert seiner Grundstücke ist, ob 
er überhaupt noch Geld von der Bank erhält 
und ob er bei einer Freigabe von Grund-
stücksteilen, z.B. aufgrund einer Konzent-
ration der Produktion an einem Standort, 
mit Wertverlusten zu rechnen hat. Ferner 
muss er wissen, wie er mit dem Thema Risk-
Management umgeht. Er sollte klären, ob 
er die Fläche zum jetzigen oder zu einem 
späteren Zeitpunkt verkaufen möchte.

Kontrolle durch
Banken und Wirtschaftsprüfer
Beurteilt wird ein Unternehmer von zwei 
Seiten, zum einen von Banken im Zusam-
menhang mit Finanzierungsfragen und zum 
anderen häufi g von Wirtschaftsprüfern im 
Rahmen des Jahresabschlusses. Aber auch 
sie stellen sich die Frage nach den Grund-
stücken und nach dem Zukunftswert der 
Grundstücke – bis heute – eigentlich nicht 

richtig. Das heißt, bei Industrieunterneh-
men steht die Frage der Bilanzierung des 
Grundstückswertes und auch das Risk-Ma-
nagement nicht so sehr im Fokus. Auf der 
anderen Seite haben Banken aber ein hohes 
Interesse am Beleihungswert der Grundstü-
cke. Sie haben zunehmend auch das Alt-
lastenrisiko zu berücksichtigen.

Aus der Sicht der unternehmerischen Vor-
gaben und Prämissen ist es notwendig, ei-
nen Bestand nicht nur auf der Basis des 
Ist-Zustandes, sondern hinsichtlich des Pla-
nungszeitraums zu erheben. Der erwähnte 
Flächennutzungsplan ist in der Regel für 
diese wirtschaftsstrukturellen Fragen zu 
langfristig. In einer Analyse sollte man je-
doch herausarbeiten, welche Flächen aus 
unterschiedlichen Gründen in den nächsten 
Jahren brach fallen könnten. Dabei muss es 
zu einer sehr starken Zusammenarbeit von 
Wirtschaftsförderung, wenn sie gut in der 
Bestandspfl ege und in der Bestandsinfor-
mation aufgestellt ist, Stadtentwicklung 
und Stadtplanung kommen. Dabei können 
Instrumente wie ein integriertes Hand-
lungskonzept „Brachfl ächen“ hilfreich sein. 
Es lässt sich ggf. durch Einzelgespräche he-
rausfi nden, welche Interessen die Eigentü-
mer der Brachfl ächen bzw. der drohenden 
Brachflächen verfolgen. Auf diese Weise 
lassen sie sich in das Stadtentwicklungs-
konzept integrieren. Ferner sind Vorga-
ben für die Nutzungsperspektiven dieser 
Grundstücke zu machen. Dabei wird es zu 
einem Abwägen darüber kommen müssen, 
ob sich diese Nutzungen auch wirtschaft-
lich darstellen lassen.

Bei den zeitlich begrenzten Zwischennut-
zungen sind vor allem drei Kategorien von 
Zwischennutzungen möglich. 

Die erste wird als „Natur auf Zeit“ beschrie-
ben. Hier nutzt man das neue Landschafts-
gesetz NRW, das Natur auf Zeit zulässt. Bei 
der zweiten Kategorie geht man bewusst 
eine unterschwellige Nutzung ein, z.B. nach 
einem Abbruch die Zurverfügungstellung 
einer innenstadtnahen Brache als Stellplatz. 
Als dritte Kategorie lässt man Randnutzun-
gen zum Beispiel durch Gründerbetriebe 
oder Existenzgründer zu. Auf Basis eines 
Masterplans oder eines integrierten Kon-
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zepts „Brache“ müssen unter Umständen 
anschließend die politischen Vorgaben für 
die aufgestellten Prioritäten in der Planung 
diskutiert werden. Die Diskussion sollte be-
sonders die Frage, ob die Brachfl äche einen 
Vorrang vor der grünen Wiese hat, auf-
greifen. Für die Gemeinde, aber auch mit 
Konsequenzen für den Unternehmer, kann 
die Frage auftauchen, ob Teile des Stadt-
gebietes bzw. Teile einer Fläche aus dem 
Markt genommen werden müssen.

Fazit
Die Kommune sollte sehr frühzeitig mit den 
Unternehmen in die Diskussion kommen. 
Nur so lassen sich die Möglichkeiten der 
Brachflächenrevitalisierung in die kom-
munalen mittelfristigen und langfristigen 
Stadtentwicklungskonzepte integrieren. 

Bisher war Brachfl ächenreaktivierung, sei 
es für industrielle Brachfl ächen, für Kon-
versionsbrachen oder für Bahnbrachen, im-
mer ein langwieriger Prozess. Nach Aufga-
be der Nutzung standen die Kommunen oft 
sehr abrupt vor der Frage nach der Zukunft 
der Fläche. Dies lässt sich am besten an den 
Konversionsfl ächen nachvollziehen, auf de-
nen zum Teil sogar rechtlich untermauert 
Planungsverbot herrschte.

Man muss also den Mut haben, zukünftige 
Entwicklungen in Szenarien vorherzuse-
hen, vielleicht auch ein Stück weit visionär 
zu planen und daraus die entsprechenden 
Konsequenzen in der Diskussion mit der Po-
litik, aber auch mit den Unternehmen zu 
fi nden und zu ziehen.
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Plenum
Herr Prof. Kötter, bei der dargestellten öko-
nomischen Betrachtung scheinen Nutzen-
Betrachtungen sowie Aspekte wie die Kauf-
kraftentwicklung zu fehlen. Darf außerdem 
in einer aktuellen Zersiedlungsdiskussion die 
Bedeutung und Auswirkung des Internets 
nicht fehlen? Sigurd Trommer

Um die Fragestellung aus dem Plenum noch 
einmal aufzunehmen und zu ergänzen: Was 
kostet die Abwanderung eines Bürgers die 
verbleibenden Bürger oder was bringt der 
zuwandernde Bürger den vorhandenen Bür-
gern? Damit ist ganz bewusst nicht die Stadt 
als anonymer Bezieher bzw. Verlustträger ge-
meint, sondern jeder, der in einer Stadt lebt 
und von Abwanderung bzw. Zuwanderung 
verliert bzw. profi tiert.

Um die Frage auszuweiten, ist außerdem ein 
kurzer Blick auf die ökonomischen Überle-
gungen möglich: Welche Auswirkungen im 
Sozialökonomischen sind zu beachten? Ein 
abwandernder Bürger nimmt möglicherweise 
nicht nur seine Familie, sondern im Zuge sei-
ner Abwanderung noch weitere Größen mit. 
Zu nennen sind beispielsweise Arbeitsplätze 
– zumindest indirekt. Schließlich fällt er für 
den Handwerker, für die Tankstelle, für das 
Restaurant aus. Er nimmt also zugleich Ar-
beitsplätze mit. Für den zuwandernden Bür-
ger gilt im Umkehrschluss, dass er indirekt 
Arbeitsplätze mitbringt. Möglicherweise wird 
aber das neu geborene Kind in seinem Leben 
als Unternehmer, Unternehmerin direkt Ar-
beitsplätze schaffen. Dies ist eine Chance, 
die darin liegt, neue Menschen in der Stadt 
zu gewinnen. 

Prof. Dr. Theo Kötter
Die Frage des Nutzens ist natürlich eine 
ganz zentrale Frage. Das Thema „Infrastruk-
tur“, sowohl technische als auch soziale In-
frastruktur, sollte nicht auf den ökonomi-
schen Teil reduziert werden. Es gibt bisher 
keine Untersuchung, die sich mit der Frage 
des Nutzens von Infrastruktur, abgesehen 
von qualitativen Ausführungen, befasst. 
Niemand hat das bisher operationalisiert. 
Das ist jedoch ein Ansatzpunkt eines For-
schungsprojektes, das beim BMBF im Zu-
sammenhang mit dem großen Forschungs-
programm „REFINA“ beantragt wurde. 

Diskussion, Teil I

v.l.n.r.

Prof. Dr. Theo Kötter,

Dr. Egbert Dransfeld,

Dr. Rolf Heyer
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Hierbei geht es eben darum, neben den 
ökonomischen Aspekten auch die ökologi-
schen und sozialen Auswirkungen, also al-
les das, was mit nachhaltiger Stadtentwick-
lung zusammenhängt, in einem komplexen 
Bewertungsrahmen zusammenzufassen. 
Darin wird versucht, den von Infrastruktur-
maßnahmen bewirkten Nutzen, zu erfassen 
und damit auch die Komplexität, um die es 
geht, abzubilden. Infrastruktur ist nach wie 
vor das zentrale Steuerungsinstrument für 
die Kommunen, um ihre Standortattrakti-
vität zu steigern, die Potenziale, die sie hat, 
zu entwickeln und Angebote zu schaffen, 
damit Standortentscheidungen Privater 
zu ihren Gunsten getroffen werden. Dabei 
sind Infrastruktureinrichtungen ein wichti-
ger, ein ganz zentraler Standortfaktor, der 
diese Entscheidungen beeinfl usst.

Außerdem wurde das Internet angespro-
chen. Das Internet, so Vermutungen, könnte 
die technische Infrastruktur ein Stück weit 
überflüssig machen und sogar ersetzen. 
Dies trifft jedoch nur partiell zu. Sicher-
lich bietet es für den Bereich „Arbeiten“ 
Möglichkeiten, Arbeitsplätze zumindest 
temporär zu verlagern. Es bietet die Mög-
lichkeit, die Versorgungsfunktion zu über-
nehmen (das Einkaufen). Aber sicherlich 
auch nur in Teilbereichen. Soweit es um den 
Versorgungseinkauf geht, gibt es sicherlich 
Anzeichen dafür, aber bei höherwertigen 
Produkten, bei denen das Einkaufen auch 
als Tätigkeit angesehen werden kann, die 
man in einem Zentrum, in den Stadtzentren 
durchführt, wird es keine Substitution ge-
ben. Für die Geschäftswelt wird nach neuen 
Erkenntnissen das Internet auch nicht dazu 
führen, dass ein vollständiger Ersatz physi-
scher Mobilität vorgenommen wird. „Face-
to-face“-Kontakte für Verhandlungen las-
sen sich nicht generell ersetzen. Ähnliches 
gilt für den Aspekt der Urbanität. Urbanität 
lässt sich nicht ersetzen. Ein virtuelles Rat-
haus ist vorstellbar, aber eine virtuelle Ur-

banität? Wenn es um Kultureinrichtungen, 
Kulturangebote geht, kann auch das In-
ternet zwar begrenzte Angebote schaffen, 
aber nicht die Stadt als Gesamtbauwerk, als 
Standort kultureller Einrichtungen, erset-
zen. In gewisser Weise wird zwar Mobilität 
ersetzt, aber zugleich auch neue Mobilität 
durch das Internet erzeugt. 

Dr. Egbert Dransfeld
Es gibt bedauerlicherweise bisher kaum 
nennenswerte Erkenntnisse, ob es noch 
weitere indirekte Effekte gibt, die sozialer, 
kultureller Natur sind. Man wird im Falle 
einer Untersuchung wahrscheinlich wieder 
einmal den Versuch unternehmen wollen, 
diese indirekten Effekte in einer volkswirt-
schaftlichen Bilanz zu ökonomisieren. Ver-
mutlich jedoch ohne Erfolg. Es wäre nicht 
abträglich, gerade diese qualitativen As-
pekte stark in den Vordergrund zu stellen, 
sondern wichtig und lohnenswert.

Im deutschsprachigen Raum gibt es eine 
sehr weitgehende ökonomische Bilanzie-
rung, in der Kosten und Einnahmen gegen-
über gestellt werden. Man kommt jedoch 
in der Tat zu sehr differenzierten Einschät-
zungen. Eine klare Erkenntnis aus der öko-
nomischen Bilanzierungsarbeit von Wohn-
baupolitik ist, dass man nicht annehmen 
darf, für jede Kleinstgemeinde, die kaum 
über soziale und kulturelle Infrastruktur 
verfügt, wäre deren Aufbau lohnenswert.

Sigurd Trommer 
Wenn man ein paar Jahrhunderte zurück-
denkt, als die Städte noch von der Stadtmau-
er begrenzt waren, herrschte im Grunde per-
manent „Revitalisierung“. Es gab dauernde 
Metamorphosen der Grundstücke ins Positive, 
aber auch ins Negative. Die Städte sind zum 
überwiegenden Teil immer stärker geworden. 
Es gab keine anhaltend negative Metamor-
phose dieser Brachfl ächeninanspruchnahme. 
Wie sieht es aus Sicht der Unternehmer bei 
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dieser grundsätzlichen Fragestellung, die im 
Kern aus dem Publikum gestellt wurde, aus? 

Dr. Rolf Heyer
Man könnte den Umkehrschluss ziehen, 
dass es wieder eine neue Befestigung der 
Städte geben müsste. Man könnte dann 
wieder aus der „Entfestigung“ entsprechen-
den Nutzen ziehen, wie das Köln mit seinen 
Ringstraßen, Wien mit seiner Ringstraße 
getan hat, auch Hamburg und ganz viele 
andere Städte. Wenn man das bisher Ge-
sagte zusammenfassen möchte, hieße das, 
dass der reformatorische Ansatz bedeuten 
würde, dafür zu sorgen, dass die Flächen, 
die benutzt sind, die jetzt in Metamorpho-
se sind, wieder in den Fokus gerückt wer-
den. Ähnlich wie in dem Forschungsfeld 
„Fläche im Kreis“.

Es geht im Grunde darum, die Brache im-
mer zuerst in den Blick zu nehmen. Sie 
kann aber nur dann entsprechend aktiviert 
werden, wenn nicht die Grünfl äche bevor-
zugt, sondern die Brachfl äche insbesondere 
so gestellt wird, als wenn sie Grünfl äche 
wäre. Untersuchungen zeigen (z.B. von 
Prof. Doetsch, Universität Aachen), dass, 
wägt man den infrastrukturellen Nutzen 
von Brachen gegenüber „grüner Wiese“ ab, 
die Brache einen entscheidenden Vorteil 
hat: für sie sind die äußeren Infrastruktur-
systeme schon vorhanden, so dass diese 
Brache im Allgemeinen ohne große Proble-
me wieder erschlossen werden kann. Das 
heißt also, die stadtwirtschaftlichen oder 
stadttechnischen Faktoren lassen sich hier 
besser regeln als außerhalb. Ebenso verhält 
es sich mit dem Verkehr. Eine ehemalige 
Erschließungsstraße zu einer Zeche war auf 
3.000 Mitarbeiter ausgelegt, um dort die 
entsprechenden Fahrbewegungen unter-
zubringen. Dieses geht natürlich auch mit 
700 oder 900 Arbeitsplätzen im Gewerbe-
park oder mit 500 oder 1.000 Ansässigen, 
die dort in Zukunft wohnen. Das bedeutet: 
Die Brache muss so gestellt werden, dass 
sie mit der „grünen Wiese“ konkurrieren 
kann. Das geht jedoch nur über politische 
Beschlüsse und integrierte Stadtentwick-
lungskonzepte.
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Zurück in die Stadt

Alternative Flächenentwicklung -
WohnreWir Tremonia, Dortmund
Birgit Pohlmann-Rohr, Stadtplanerin, W.I.R. (Wohnen-Innovation-Realisieren-Verein e.V.)

Baulandmanagement in Nürnberg
Wolfgang Baumann, Baureferent, Berufsm. Stadtrat der Stadt Nürnberg

Wesel an den Rhein!
Dirk Hetkamp, Geschäftsführer der ehw-Entwicklungsgesellschaft Hafen Wesel mbH

Diskussion, Teil II
Die nachfolgenden Vorträge 
beinhalten in ihren Anhängen 
die Foliendarstellung der Power 
Point Präsentationen.

Kontakt
Birgit Pohlmann-Rohr
www.wir-dortmund.de

Wolfgang Baumann
www.nuernberg.de

Dirk Hetkamp
www.wesel-an-den-rhein.de
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Alternative Flächenentwicklung -
WohnreWir Tremonia, Dortmund

Das gemeinschaftliche Wohnprojekt „Tre-
monia“ ist ein Mehrgenerationenprojekt 
und verbindet damit alle Altersklassen von 
8 bis 75 Jahre. Der Startschuss für das Pro-
jekt erfolgte bereits 1997, der endgültige 
Einzug jedoch erst 2004 und markiert da-
mit eine lange Entwicklung. Diese Lang-
wierigkeit würde die meisten Interessenten 
vermutlich abschrecken. Am Anfang des 
Verfahrens war eine so lange Dauer jedoch 
nicht absehbar. Im Ergebnis wurde es, an-
ders als zunächst geplant, eine Eigentums-
anlage. Zuvor war eine Kombination aus 
Miete und Eigentum angedacht, was jedoch 
nicht gelang. Die im Vorfeld kontaktierten 
Wohnbauträger zeigten unter einer solchen 
Prämisse noch kein Interesse.

Das Projekt setzt sich aus 21 Haushalten 
und einem Gemeinschaftshaus zusammen 
und entwickelt durch die verwendeten Lau-
bengänge und eine warme Beleuchtung ein 
gewisses südländisches Flair. 

Die Projektentwicklung
Den Auftakt machte 1997, noch vor der 
eigentlichen Standortsuche, das Seminar 
„Miteinander wohnen – miteinander leben“, 
das mit der Gleichstellungsbeauftragten 
der Evangelischen Kirche ins Leben gerufen 
wurde. Unter dem Thema „Andere Wohnfor-
men, neue Wohnformen“ wurden insbeson-
dere auch neue Wohnformen für das Alter 
vorgestellt. Aus dem Seminar, das mit fast 
80 Teilnehmern sehr gut besucht war, ging 
eine Initiativgruppe hervor, die mit etwa 
zehn Verbliebenen an der Weiterführung 
der Idee gearbeitet hat. Unter der Leitung 
eines zunächst zweiköpfigen Moderato-
renteams wurde ein Profi l mit der genauen 
Vorstellung des Ziels erarbeitet. „Wohnen 
für Mehrgenerationen“ bildete dabei von 
Beginn an das Motto. Es sollte kein blo-
ßes „Wohnen im Alter“ werden. Dennoch 
war Barrierefreiheit natürlich auch bei der 
Mehrgenerationen-Lösung ein zentrales 
Thema. Damit ist jedoch nicht die Barrie-
refreiheit gemeint, die sich nur aus boden-
gleichen Duschen ergibt, sondern auch aus 
dem Aufzug, um überhaupt in diese boden-
gleichen Duschen gelangen zu können.

Birgit Pohlmann-Rohr, 

Stadtplanerin, W.I.R.

Wohnen-Innovativ-

Realisieren-Verein e.V.
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Es war relativ schnell klar, dass bei Mehrge-
nerationen zunächst ein Kontingent fest-
gelegt werden muss. Damit jeder auch eine 
Gruppe mit ähnlichem Alltag fi ndet, fi el die 
Entscheidung zugunsten einer Drittelung: 
Ein Drittel der Haushalte sollte aus Haus-
halten mit Kindern gebildet werden, ein 
zweites Drittel mit Haushaltsangehörigen 
über 55 Jahre und das letzte Drittel sollte 
schließlich alles das abbilden, was sich in 
den ersten beiden Dritteln noch nicht wie-
dergefunden hat. Das ist letztendlich sogar 
umgesetzt worden, obwohl bei den letzten 
Wohnungen der Spielraum sehr groß war.

In einem zweiten Schritt wurden den 20 
festgelegten Haushalten fi ktive Wohnungs-
größen zugeordnet. Je nach Haushaltsform 
wurde bei einer angestrebten Dreigeschos-
sigkeit – damit sich ein Aufzug lohnt – die 
erforderliche Quadratmetergrundfläche 
errechnet. Es ergab sich eine Gesamtwohn-
nutzfl äche von ca. 3.000 qm. Auf die Frage 
nach den Wünschen fi elen immer dieselben 
drei Antworten: Möglichst nahe am ÖPNV, 
möglichst nahe am „Grün“ und möglichst 
nahe an der Versorgung, d.h. an Einkaufs-
möglichkeiten. Damit wurde die „Quadratur 
des Kreises“ gefordert, die sich jedoch nicht 
realisieren ließ. Daher galt es zu defi nie-
ren, was besonders wichtig war. In Dort-
mund gab es in diesem Zusammenhang 
das Sondervermögen. Dort war relativ gut 
aufbereitet, welche Flächen in absehbarer 
Zeit vorrätig sind und welche gegenwärtig 
entwickelt werden. Im Anschluss wurden 
attraktive Flächen bestimmt und das Tre-
monia-Gelände für passend befunden. Es 
handelt sich um ein sehr innenstadtnahes 
Gebiet, das am westlichen Rand des Kreuz-
viertels liegt, dem Viertel, in dem man in 
Dortmund gerne wohnt, in dem die Stu-
denten und die Professoren wohnen. Wenn 
man am Rand des Kreuzviertels wohnen 
kann, ist das hochgradig attraktiv. 

Die ersten Entwürfe für das Gelände fan-
den zunächst nicht den Zuspruch der künf-
tigen Bewohner. Eine Bürgerinitiative legte 
mit Erfolg gegen die Masse der Bebauung 
deutlich Widerspruch ein.

Diese Masse wurde in der Folge relativ 
schnell zurückgefahren. In Zusammenarbeit 
mit dem Planungsamt sind schließlich zwei 
Reihenhauszeilen entstanden, die im Nor-
den und Westen direkt an die Grünfl äche, 
an den Tremonia-Park, angrenzen. Wenn zu 
einer Gruppe, die einen Standort sucht, wie 
im vorgestellten Fall, Planer hinzukommen 
und diese Planer auch dauerhaft bleiben, 
ist das ein gutes Zeichen für den Standort.
Bei den durchgeführten Verhandlungen 
mit dem Planungsamt und dem Liegen-
schaftsamt wurde dieses Grundstück im 
Prinzip für das Projekt frei gehalten. Weil 
die „Viterra“ nicht baute, da sie sich aus 
Dortmund zurückzog, hatte das noch eine 
Veränderung des B-Planes zur Folge. An-
schließend konnte aber bereits das zweite 
Projekt auf einer Baufl äche im südwestli-
chen Bereich auf den Weg gebracht wer-
den, auf einem Standort, der eine lange 
Entwicklung hinter sich hatte. Es konnten 
dort also letztendlich sogar zwei Projekte 
realisiert werden. 

Ein Standort verändert sich
Das vorgestellte Projekt liegt auf einer Ze-
chenbrache, der ehemaligen Versuchsfl ä-
che „Tremonia“. Die Suche nach dem Er-
schließungs- und Sanierungsträger hat viel 
Zeit in Anspruch genommen. Noch bis Ende 
2000 war unklar, wann und ob überhaupt 
die ersten Bagger in die Sanierung einstei-
gen können. Endgültiger Baubeginn war im 
Jahr 2002. In der Zwischenzeit fand eine 
intensive Beschäftigung mit der Entwick-
lung des Projekts statt. Am Anfang stand 
die Entwurfsentscheidung. Ende 2000 wur-
de ein Wettbewerb zwischen drei Büros in 
Form einer Mehrfachbeaufragung ausge-
lobt. Die im Vorfeld formulierten und zu 
berücksichtigenden Kriterien betrafen vor 
allem die unterschiedlichen Wohnungsgrö-
ßen und die unterschiedlichen Merkmale 
wie Barrierefreiheit, Gemeinschaftsfl ächen, 
Gemeinschaftshaus aber auch Privatsphä-
re. Ebenso musste der Kostenfaktor einbe-
zogen werden.

Im Rahmen eines Workshops erarbeitete die 
W.I.R.-Gruppe Entscheidungskriterien für 
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die ausstehende Bewertung der Entwürfe. 
Zum fachlichen Input und zur Einschätzung 
der Chancen des Bauvorhabens auf Bewil-
ligung und Umsetzungsmöglichkeit wurde 
das Planungsamt hinzugezogen. Nachdem 
die beauftragten Architekturbüros einen 
Entwurf eingereicht hatten, wurde in einem 
pragmatischen Bewertungskonzept durch 
die Vergabe unterschiedlich gewichteter 
Punkte eine Entscheidung gefällt. Das Büro 
„Post und Welters“ aus Dortmund erhielt 
schließlich die Zusage. Im Gegensatz zum 
zweiten Projekt war es eine einstimmige 
Entscheidung. Im zweiten Projekt gewann 
Ursula Komes aus Aachen. 

Das Projekt –
Privatsphäre und Gemeinschaft
Seit 1998 tagte die Gruppe wöchentlich an 
einem Ort, den sie im Vorfeld ausgesucht 
hatte. Eine intern organisierte Verbindlich-
keit regelte die kontinuierliche Teilnahme 
aller Beteiligten. Jeder Interessierte muss-
te eine Eintrittsgebühr begleichen und bei 
geplantem Eigentum einem Finanzcheck 
standhalten. Über Aushänge wurde für das 
Projekt geworben. Auf diese Weise wurde 
das gesamte Projekt vermarktet, auch Woh-
nungen bis zu 160 qm bei einem Preis von 
2.100 € pro Quadratmeter. Die Wohnungen 
wurden mit Handzetteln vermarktet; keine 
einzige Glanzbroschüre wurde erstellt.

In der Entscheidungsfi ndung war ein be-
teiligungsoffener Grundriss ganz wichtig. 
Die Gebäude sind in Schottenbauweise 
errichtet. Im Verfahren konnte im Vorfeld 
betrachtet werden, wie groß die Wohnung 
wird und welche Wohnungen nebeneinan-
der liegen werden – was für die Planungs-
beteiligung ganz wichtig war. Die Auftei-
lung, die letztendlich realisiert wurde, stand 
nicht von Beginn an fest. Die Wohnungen, 
die eigentlich schon fest standen, sind alle 
noch einmal durch das Haus „gerutscht“. 
Das alles war in der Planungsphase mög-
lich. Die einzelnen Wohnungen unterschei-
den sich sehr stark in ihrer Größe. Sie sind 
an den Bedürfnissen derer, die von Anfang 
an dabei waren und die die Option der Ver-
einsmitgliedschaft und des Eintrittsent-
gelts wahrgenommen haben, orientiert. 
Dennoch war viel Moderation nötig, um 
alle Wünsche zu berücksichtigen.

Dabei ging es auch um Gemeinschaftsfra-
gen, von der Rechtsform bis zum Ökostan-
dard, die immer unter Heranziehung von 
Fachberatern diskutiert wurden. Behan-
delt wurden auch Fragen von der Gemein-
schaftsausstattung bis zu den Fußmatten 
oder der Fassadenfarbe. Alle gestalterischen 
Elemente mussten durch die Gemeinschaft 
entschieden werden. 

Zur Hofseite und dem öffentlichen, gemein-
schaftlichen Bereich verfügen die Reihen-
häuser über eine Laubengangerschließung. 
Die Laubengänge sind relativ großzügig an-
gelegt und dienen als zweiter Aufenthalts-
raum. Hält man sich im Aufenthaltsbereich 
auf, signalisiert man Interesse an Kommu-
nikation und Gesprächen. Die Rückseite mit 
dem Balkon ist die private Seite und stellt 
somit eine Rückzugsmöglichkeit dar. Das 
Gemeinschaftshaus verfügt über eine Ter-
rasse, die gemeinschaftlich genutzt werden 
kann. Auch die Flächen vor der Tür sind zu 
allen Festen ein beliebter Ort. Trotz oder 
gerade wegen der unterschiedlichen Al-
tersgruppen funktioniert das Zusammenle-
ben sehr gut, auch wenn nicht rund um die 
Uhr Gemeinschaft herrscht, sondern immer 
nur dann, wenn die Bewohner es wünschen. 
Die Mischung drückt sich in 29 Erwachse-
nen sowie elf Kindern ab acht Jahren aus. 
Der älteste Bewohner ist inzwischen 76 
Jahre alt. 

W.I.R. 2
Die Realisierung des zweiten Vorhabens, 
bestehend aus 18 Haushalten aus 26 Er-
wachsenen und 14 Kindern, hat von der 
ersten Idee bis zum Einzug nur noch drei 
Jahre gedauert. Hier gibt es jedoch kein 
Gemeinschaftshaus, da die Entfernung zum 
ersten Projekt nur 100 m beträgt. Aller-
dings wurden eine Gemeinschaftswohnung, 
ein Gästezimmer und eine Sauna eingerich-
tet. Das erste Projekt verfügt über einen 
60 qm großen Gemeinschaftsraum für Fei-
erlichkeiten und darüber hinaus ebenfalls 
über ein kleines Gästezimmer, eine behin-
dertengerechte Dusche und Toilette. Auf 
dieses Angebot können alle zurückgreifen, 
wenn die eigene Wohnung einmal nicht 
genutzt werden kann. In den Wohnungen 
selbst haben nicht alle Bewohner boden-
gleiche Duschen, weil sie das für sich per-



49

sönlich nicht wünschten. Ergänzt werden 
die Gemeinschaftsräume um eine gemein-
same Waschküche, einen gemeinsamen 
Werkraum und viele Fahrradabstellfl ächen. 
Bezugsfertig wird die Anlage im Mai oder 
Juni 2006 sein. 

Erfahrungen und Erfolgsbedingungen 
aus dem Entwicklungsprozess
Das W.I.R. 1-Projekt ist noch einen recht 
mühsamen Weg gegangen. Die Gruppen-
findung erforderte sehr viel Öffentlich-
keitsarbeit. Die Presse ließ sich nur müh-
sam einladen. Mittlerweile kommt sie von 
selbst. Auch die Grundstücksfi ndung war 
ein beschwerlicher Prozess, insbesondere 
die Überzeugung des Liegenschafts- und 
Planungsamtes. Hinzu kam die Ungewiss-
heit, ob alles tatsächlich gut geht.

Es ist jedoch gut gegangen. Inzwischen 
wurden jedoch verlässlichere Formen ge-
funden. Das hat das erste Projekt sehr stark 
gefördert. Die lange Vorlaufzeit von 1997 
bis 2001, bis schließlich sicher war, dass das 
Projekt machbar ist, beschreibt eine Phase, 
in der viele abgesprungen sind.

Wenn der Entwicklungsprozess schneller 
abläuft, ist das ein enormer Zugewinn für 
das Projekt, obgleich jedoch ein gewis-
ses Risiko immer dazu gehört. Unabding-
bar waren dabei vor allem Menschen mit 
eigenen Visionen. Menschen, die für sich 
formuliert haben, wie sie, auch im Alter, 
wohnen möchten. Dies erfordert einerseits 
zwar eine Menge Geduld und Großzügigkeit, 
auch im Umgang miteinander, andererseits 
bringt es aber jede Menge Humor. Wichtig 
waren auch viele Fachleute, die vom Ge-
lingen überzeugt waren und nicht jede Ar-
beitsstunde einzeln abgerechnet haben. In 
dem Zusammenhang ist sicherlich auch der 
zuständige Architekt zu nennen oder auch 
der beteiligte Finanzberater. Beide haben 
viel in dieses erste Projekt investiert.

Auch das Land hat das Projekt mit 15.000 € 
Fördermitteln unterstützt. Die Mittel fan-
den vor allem in der Moderation Verwen-
dung. Die finanzielle Unterstützung war 
nicht üppig, aber sie war da. Trotz allem 
ist ein Vorzeigeprojekt entstanden. Das 
spiegelt sich in der mittlerweile guten Be-

sucherresonanz wider und dem dabei ge-
äußerten Wunsch vieler Menschen, dem 
gleich zu tun. Auch sie wollen häufi g anders 
wohnen, eine andere Wohnform haben und 
überlegen, wie es funktionieren kann. Auch 
das Interesse von Kommunen, von Wohn-
bauträgern, nimmt zu, die überprüfen, ob 
sich ein solches Projekt nicht auch in ihrer 
Gemeinde, in ihrer Stadt realisieren lässt.

Mit dem für das erste Projekt gegründe-
ten Verein ist bereits ein weiterer, wichtiger 
Startschuss für ein drittes Vorhaben – das 
Projekt „W.I.R. 3“ gefallen. Das heißt, in Dort-
mund ist jetzt ein „Dach“ entstanden, das 
diese Wohnprojekte unterstützt. „W.I.R. 3“
soll ein Mietprojekt werden. Die bereits ge-
sammelten und erarbeiteten Erfahrungen 
im Hinblick auf Verträge, Verbindlichkeiten
und Rechtsformen können so an andere Pro-
jekte weiter gegeben werden, die sich mit
diesen Fragestellungen nicht mehr neu aus-
einander setzen müssen. Sie können sich 
vielmehr in ein „gemachtes Nest“ setzen und 
von der geleisteten Vorarbeit profi tieren.
Durch die öffentliche Anerkennung ist die 
Arbeit bereits sehr stark publik geworden, 
sowohl über das Fernsehen als auch im Ra-
dio. Sogar zur Ausstellung zum sechzigsten 
Geburtstag des Landes Nordrhein-Westfa-
len darf diese Initiative, mit sechs anderen 
Projekten, Beispielprojekt für NRW sein.

Häufig werden die Projekte als Ausweg 
aus dem „schrecklichen“ demografi schen 
Wandel gesehen. Dabei gilt es, ihn nicht als 
schrecklich zu befi nden, sondern ihn gezielt 
anzugehen. Diese Sichtweise macht offen-
sichtlich Eindruck. Über die Nachbarschaft 
und Gemeinschaft, die ja auch lebt, lässt 
sich ein Weg entgegen des herbei eilenden 
Pfl egenotstands und der hohen fi nanziel-
len Belastung einschlagen. Das ist offen-
sichtlich für viele die Heilsbotschaft. Bei so 
viel Rückenwind, den die Arbeit bekommt, 
wird jedoch auch immer mehr hinein inter-
pretiert als es tatsächlich ist. Es vermittelt 
jedoch den Bewohnern, aber auch Ande-
ren, die einen ähnlichen Weg verfolgen, ein 
Stück Sicherheit.

Wichtigste Voraussetzung für den Erfolg 
sind das passende Grundstück und die Im-
mobilie. Die Lage muss stimmen.
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Alles lässt sich über ein solches Projekt nicht 
vermarkten. Gruppen brauchen Grundstü-
cke von ca. 1.400 bis 4.000 qm Fläche bei 
drei bis vier Geschossen. Hinzu kommt ein 
offenes Baufeld in attraktiver Lage, das 
man in Abstimmung mit dem Planungsamt 
bebaut. Eine Option für die Grundstücke 
für die Dauer von lediglich drei Monaten ist 
nicht realisierbar. Voraussetzung ist min-
destens ein Jahr Zeit. Die Menschen, die 
sich so stark engagieren und in ein solches 
Projekt einziehen, überlegen viel genauer, 
wenn es ums Wohnen geht.

Weiter sind klare und verlässliche Verträge 
notwendig. Solche Projekte sollten zuneh-
mend in die Modernisierung von Bestand 
integriert werden. Das gestaltet sich jedoch 
immer schwierig, da man die Häuser auch 
am Stück „leer ziehen“ muss. Ein solches 
Vorhaben bildet aber gerade für Bauten, 
die zurückgebaut werden sollen, eine gute 
Option. Das wird auch immer stärker ver-
sucht und gestaltet sich viel spannender, 
als alles neu zu bauen.

In den Städten sind Unterstützungsstruk-
turen für die Vernetzung dieser Projekte 
erforderlich, da in allen Projekten, in allen 
Städten, in denen es Projekte gibt, bereits 
„Ableger“ entstanden sind. Das bedeutet 
also, dass es nicht nur „W.I.R. 1, 2 und 3“ 
sondern auch in anderen Städten ähnliche 
Projekte gibt. Zu nennen sind z.B. die „Begi-
nenhöfe“, das mittlerweile mit dem zweiten 
und dritten Projekt von „W.I.R.“ gestartet 
ist. In vielen Städten gibt es mittlerweile 
„Kinderprojekte“. Auch diese brauchen eine 
vernetzte Struktur. 

Fazit
Die durchgeführten Projekte schaffen 
vor allem tragfähige Nachbarschaften in 
neuen Quartieren. Eigenfi nanziert werden 
Räume für Sozialkultur geschaffen, Räu-
me, die einen Ort für soziales Engagement 
bieten. Die Menschen haben im Verlauf der 
Projektentwicklung Strukturen entwickelt, 
dieses zu handhaben. Die Projekte werten 
aufgrund ihres besonderen Images Stand-
orte großfl ächig auf.
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Baulandmanagement in Nürnberg

Das Baulandmanagement in Nürnberg 
erfolgt unter verschiedenen Rahmenbe-
dingungen und unter Einsatz diverser In-
strumente. Um diese aufzuzeigen, sollen 
stellvertretend konkrete Projekte im Mit-
telpunkt stehen, die einen anschaulichen 
Überblick über die Bandbreite der Aufga-
ben geben.

Nach vier Jahren „Runder Tisch“ und drei 
Jahren Verfahren, also nach insgesamt sie-
ben Jahren und einer Wirkungsdauer des 
alten Flächennutzungsplans von 30 Jahren, 
wurde 2006 der neue Nürnberger Flächen-
nutzungsplan genehmigt, der jedoch bereits 
wieder mit einer ersten Änderung aufgrund 
von Bahnfl ächenkonversionen überzogen 
wird. Das markiert die Langfristigkeit in der 
Kurzfristigkeit der Stadtentwicklung. 

Bevölkerungsentwicklung
in Nürnberg
Nürnberg ist eine Stadt mit derzeit knapp 
500.000 Einwohnern. Bereits seit fünf 
Jahren vollzieht sich wieder ein Bevölke-
rungszuwachs. In der Bilanz gewinnt die 
Stadt inzwischen mehr vom Umland als 
sie verliert. Die Eigentumsquote liegt bei 
rund 30 %. 2005 wurden insgesamt 1.115 
Wohnungen fertig gestellt. Der Nürnberger 
Wohnungsmarkt ist ein lokaler Markt mit 
räumlichen Verfl echtungen in die Metro-
polregion Nürnberg.

Bis etwa 2020 wird ein Anwachsen der 
Bevölkerung auf etwa 503.000 Einwohner 
prognostiziert. Erst danach wird ein Bevöl-
kerungsrückgang erwartet. Der Wohnbau-
flächenbedarf liegt lt. Flächennutzungs-
plan bei 12.100 bis 13.300 Wohneinheiten. 
Derzeitig vorhandene Potenziale umfas-
sen rund 7.300 Wohneinheiten. Dabei wird 
deutlich, dass ein sehr hohes Volumen auf 
Flächen liegt, für die bereits Baurecht be-
steht. Beim Gewerbeflächenbedarf gibt 
es die üblichen Hochrechnungen, die sich 
weiterhin verändern werden. Aber auch 
hier können über 60 % des zukünftigen 
Bedarfs durch Innenentwicklungsfl ächen 
mit bestehendem Baurecht gedeckt wer-
den. Zusätzliche Flächenpotenziale bietet 
die Bahnfl ächenkonversion.

Wolfgang Baumann, 

Baureferent,

berufsmäßiger Stadtrat 

der Stadt Nürnberg
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Instrumentarium
In Nürnberg ist ein kommunaler Zwischen-
erwerb mangels Masse nicht mehr möglich. 
Der Grundstückstopf wurde in den Jahren 
1980 und 1990 an die untere Grenze zu-
rückgefahren. Die Stadt kann Investitionen 
nur noch durch die freiwillige Wirtschafts-
förderung und durch Betriebsverlagerun-
gen fördern. So hat die Stadt Nürnberg bei-
spielsweise ein Hafengrundstück erworben, 
dafür ein innenstadtnahes bereitgestellt. 
Sie konnte dafür lediglich eine Übernahme-
sicherheit ab einer bestimmten Vermark-
tungsfrist bieten. Ab einer Frist von fünf 
Jahren hätte die Stadt das eingetauschte 
Grundstück in der Altstadt bekommen. In-
nerhalb der fünf Jahre hat sie dem Unter-
nehmen geholfen, die Fläche zu vermarkten 
und zu entwickeln. Das umfasst konkret 
die Bereitstellung kommunalen Planungs-
Know-hows, jedoch keine Grundstückssub-
ventionen.

In einem anderen Gebiet, einer früheren 
Militärfläche, wurde nach den Verbilli-
gungsrichtlinien des Bundes vorgegan-
gen, in dem dann ein Investor nach einem 
städtebaulichen Mehrfachverfahren ge-
kauft hat. Beim Gewerbeförderungspro-
jekt „Herkules Park“ konnten über aktive 
Wirtschaftsförderung Flächen reaktiviert 
werden. Hier liegt eine kleine Besonderheit 
darin, dass der dortige Investor Bauland für 
kleine und mittlere Unternehmen quersub-
ventioniert und preislimitiert bereitstellt. 
Bei dem Preis handelt es sich im Grunde 
um einen „Stadtentwicklungspreis“. Die 
Stadt hat in diesem Fall von ihrer sonst 
sehr restriktiven Haltung bezüglich der 
Discounter sowie des Groß- und Einzelhan-
dels Abstand genommen und in Form eines 
Discounters und eines Vollsortimenters, der 
an dieser Stelle städtebaulich nicht integ-
riert ist, einen Kompromiss gelten lassen. 
Das Projekt „Bahnfl ächen“ schließlich ba-
siert auf einer Rahmenvereinbarung mit 
den Nachfolgeunternehmen des früheren 
Grundstückseigentümers Deutsche Bahn. 
Den Sonderfall des kommunalen Zwischen-
erwerbs stellt die ehemalige städtebauli-
che Entwicklungsmaßnahme „Herpersdorf“ 
dar. 

Beispiele
Bei fast allen Beispielen handelt es sich 
um Brachflächenwiedernutzungen und 
dabei häufi g um innenstadtnah gelegene
und/oder verkehrsgünstig gelegene Flä-
chen. Lediglich die städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme Herpesdorf befi ndet sich 
im südlichen Randgebiet der Eingemein-
dungen. Alle Flächen sind aus verschiede-
ner Genese heraus entstanden und befi n-
den sich derzeit in der Umwandlung oder 
sind bereits abgeschlossen. 

Sebalder Höfe
Das besondere dieser Maßnahme ist ihre 
Vornutzung. An ihrer Stelle befand sich ehe-
mals, mitten in der Altstadt, das Betriebs-
gelände einer Druckerei. Der Betrieb wurde 
schließlich ausgelagert. Die Stadt hat in 
diesem Prozess nicht nur dazu beigetragen, 
ein Grundstück zu erwerben, sondern auch 
durch Planungsleistungen und durch Vor-
leistungen einer Projektgruppe einen Teil 
der Vorlaufkosten abzufedern. Auf Basis 
einer sehr sorgfältigen Bestandsaufnahme 
konnte auf diese Weise der Firma, die kei-
nerlei Know-how hatte und zunächst auch 
ohne Entwickler gearbeitet hat, geholfen 
werden, einen Investor zu fi nden. Der neue 
Investor erwies sich als heimischer Glücks-
fall, der aus den vorangegangenen kom-
munalpolitischen Schwierigkeiten und aus 
seinen eigenen Entwicklungen bereits gute 
Erfahrungen gesammelt hatte. Durch die 
systematische Entwicklung und die enge 
Zusammenarbeit zwischen Wirtschaftsför-
derung und Stadtplanung, in diesem Fall 
in einer Projektgruppe, konnte sehr zügig 
nach Vertragsschluss eine Entwicklung des 
Geländes begonnen werden. 

Der Investor hat für die 2,2 ha große Fläche 
ein Mehrfachverfahren durchgeführt und 
mit der Stadt an einem Strang gezogen, so 
dass parallel der Bebauungsplan geändert 
werden konnte. So wurde keine Zeit ver-
loren. Der Investor hat schon im Vorfeld 
durch strategischen Grunderwerb sehr vo-
rausschauend agiert und zudem eine sehr 
offene und intensive Öffentlichkeitsarbeit 
betrieben. Es wurden Alternativen disku-
tiert, Ausstellungen durchgeführt und das 
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Mehrfachverfahren erläutert. Auf diese 
Weise ist ein sehr hohes Maß an Akzeptanz 
entstanden.

Ein erster Bauabschnitt wird derzeit auf der 
Basis des alten Bebauungsplanes realisiert. 
Ein Büro- und Dienstleistungszentrum wird 
dabei in starker Hanglage der Altstadt die 
entsprechende Nahversorgung integrieren. 
Es entstehen ein Discounter mit 947 qm 
Verkaufsfläche, ein Vollsortimentbetrieb 
und sonstige Läden. Darüber hinaus sind 
Bürofl ächen in einer Größenordnung von 
3.000 qm vorgesehen sowie eine Veran-
staltungshalle mit einer Bühne und 140 
Plätzen. Alles wird privat finanziert. Be-
gleitet wird die Bebauungsplanänderung 
durch die Aufstellung eines städtebauli-
chen Vertrags, wie das in Nürnberg in fast 
jedem Fall durchgeführt wird. Im zweiten 
Bauabschnitt sind Wohnanlagen mit bis zu 
200 Wohnungen geplant. 

Village
Nach Abzug der amerikanischen Streitkräf-
te ist das US-Village mit einer Größenord-
nung von knapp 13 ha zu 46 % allgemeines 
Wohngebiet und zu 29 % öffentliche Grün-
fl äche. Das Instrument der Verbilligungs-
richtlinien ist für die Kommunen eine sehr 
starke Hilfe, Stadtentwicklung wirklich dort 
zu betreiben, wo sie betrieben werden muss 
– in diesem Fall sehr nahe an einer künfti-
gen U-Bahn-Haltestelle am mittleren Ring. 
Das weitgehend realisierte Gebiet zeichnet 
sich durch einen weitläufi gen, alten Baum-
bestand aus, der überwiegend integriert 
wurde. Drei Hektar sind als kleines Eigen-
tums-Förderprogramm zu Gunsten junger 
Familien entstanden. 

Milchhof
Beim „Milchhof“ handelt es sich um eine 
sehr interessante, etwa 4,5 ha große Ge-
werbebrache, die sich auf Grund eines 
spektakulären Denkmals hervorhebt – die 
ehemalige Fabrikations- und Abfüllanlage 
der Milchversorgung. Diese Anlage wurde 
von einem Investor erworben, unter An-
nahme des Abbruchs des Denkmals. Die 
Anlage ist unbestritten als Denkmal ein-
zuordnen, nach Testat des Landesamtes für 
Denkmalpfl ege, nach Einschaltung unzähli-
ger Gutachter allerdings mehr als baufällig. 

Derzeit liegt ein Abbruchantrag vor; ein 
Gesamtkonzept für das Areal ist in Erar-
beitung.

Herkules Park
Der Herkules Park entstand auf dem 14 ha 
großen ehemaligen Industrieareal der 
Sachs-Zweiradfertigungen. Besonderheit 
ist eine indirekte Wirtschaftsförderung 
durch den Investor: Der städtebauliche 
Vertrag sieht die Möglichkeit vor, verbilligte 
Grundstücke in einer bestimmten Zeitfrist 
an kleine und mittlere Unternehmen zu 
vergeben. Dies läuft sehr erfolgreich. Darü-
ber hinaus hat der Investor die Rest-GmbH 
aus der Zweiradentwicklung, den fi nanziell 
und wirtschaftlich bedrohten innovativen 
Kern, monetär gestützt. Es wurden Altak-
tionärsrechte abgelöst und der Nachfolge-
GmbH ein Show-Room zur Verfügung ge-
stellt. Es existiert eine Halle, in der jetzt 
die Entwicklung der Zweiräder durch diese 
kleine Entwicklungs-GmbH weitergeht. 

Bahnfl ächenkonversion
Die Konversion ehemaliger Bahnfl ächen ist 
die jüngste und größte Aufgabe der Nürn-
berger Stadtentwicklung. Anfang 2004 hat 
die Stadt eine Rahmenvereinbarung mit der 
aurelis real estate GmbH & Co. KG sowie 
der Deutsche Bahn Services Immobilien 
geschlossen, die 46 Einzelfl ächen mit ins-
gesamt 284 ha umfasst (zum Vergleich: Die 
Nürnberger Altstadt ist 166 ha groß). Für 
jede dieser Flächen sind in der Rahmenver-
einbarung konkrete Entwicklungsziele ent-
halten. Von den 284 ha sind rund 100 ha
als Bruttobaufläche umwandelbar. Die 
verbleibenden ha befi nden sich entweder 
bereits in einer baurechtlichen Konstella-
tion oder es handelt sich um Grünfl ächen. 
Beispielhaft lassen sich drei Standorte dar-
stellen.

Nordwestbahnhof
Hierbei handelt es sich um eine 2,6 ha gro-
ße Fläche, deren Grundfläche ungefähr 
zur Hälfte für Wohnen und zur Hälfte für 
Gewerbe (mit Arrondierungen des vor-
handenen Bestandes) vorgesehen ist. Die 
Entwicklung des Geländes erfolgte ohne 
Bebauungsplan auf Grundlage des § 34 
BauGB. Das Areal befi ndet sich gegenwär-
tig in der Vermarktung. 
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Nordbahnhof
Der Bebauungsplan für dieses 14 ha um-
fassende Areal befi ndet sich derzeit in der 
Aufstellung. Auch der Städtebauliche Ver-
trag ist in Arbeit. Die frühzeitige Bürger-
beteiligung ist bereits abgeschlossen. Die 
gesamte Entwicklung der Fläche ist in Teil-
bereichen vorgesehen. Wichtig waren die 
Sicherung eines durchgehenden Grünzuges 
nach Norden sowie die Sicherung der ge-
werblichen Flächen mit getrennter Zufahrt 
am Ring. Im Süden wird das Wohngebiet 
völlig vom Durchgangsverkehr getrennt. 
Die Nettofl ächen des Geländes teilen sich 
in ungefähr zwei Drittel für den Bereich 
Wohnen und ein Drittel Gewerbe. 

Südbahnhof
Die schwierigste Fläche ist der Südbahnhof /
Brunecker Straße mit einer Fläche von 
etwa 100 ha. Nach einem breit angelegten 
Workshop 2004 wird derzeit ein Wettbe-
werb vorbereitet. Einzelne Genehmigungen 
sind im Bestandsgebiet nach § 34 BauGB 
erteilt. Allgemeine Zielvorstellung ist eine 
Drittelung für Grün, Gewerbe und Wohnen. 
Es handelt sich um ein langfristiges Projekt 
mit einem realistischen Zeithorizont von 10 
bis 20 Jahren.

Städtebauliche
Entwicklungsmaßnahme Herpersdorf
Mit der Städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme Herpersdorf wird auf ehem. 
landwirtschaftlichen Nutzfl ächen im Nürn-
berger Süden Wohnungsbau realisiert. Ins-
gesamt umfasst die Maßnahme ca. 25 ha. 
Im ersten Abschnitt beträgt der Einwoh-
nerstand derzeit mehr als 500 Personen. 
Für den zweiten Abschnitt ist ein Direkt-
vermarktungsmodell vorgesehen.

Fazit
Mit den Innenbereichspotenzialen der 
Stadt Nürnberg wird das Thema Innenent-
wicklung, das beim Gewerbe schon zur täg-
lichen Arbeit gehört, auch beim Wohnen 
präsent. Der Instrumentenmix in Nürnberg 
reicht von der Nutzung der Verbilligungs-
richtlinien des Bundes bis hin zum Schwer-
punkt „Bebauungsplan und Städtebaulicher 
Vertrag“ sowie im Ausnahmefall dem kom-
munalen Zwischenerwerb. Das Baulandma-
nagement, der Flächennutzungsplan, die 
Konversionsprojekte sowie die laufenden 
Infrastrukturmaßnahmen beweisen schon 
heute: In Nürnberg fi ndet Entwicklung in-
nen statt!
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Wesel an den Rhein!

Die Stadt Wesel liegt am Ufer des Rheins 
und an der Mündung zur Lippe. An der brei-
ten Stromlage ist das Hafengebiet der alten 
Hansestadt angesiedelt. Der Hafen zeich-
net sich durch eine exzellente Anbindung 
an die Innenstadt und Fußgängerzone an 
zahlreiche Wohngebiete und Einkaufsmög-
lichkeiten aus. Verkehrsinfrastrukturell ist er 
durch Bundesstraßen, Autobahnanschlüsse 
und die Rheinbrücke sehr gut erschlossen. 
Es handelte sich allerdings um einen Hafen, 
der nicht wahrgenommen, kaum noch ge-
nutzt wurde und auf dem wenig Umschlag 
stattfand. Nach Kriegsende entstand der Ge-
danke, diese überfälligen Potenziale umzu-
nutzen, jedoch ohne nennenswerten Erfolg. 
Die Grundstückssituation war, anders als 
beispielsweise in Duisburg und dem dorti-
gen Innenhafen, durch schwierige Besitz-
verhältnisse gekennzeichnet. Große Flächen 
des Hafens waren und sind in privater Hand. 
40-45 % des Areals entfallen auf eines der 
wirtschaftsstärksten Unternehmen in Wesel, 
das damit zugleich einer der größten Steu-
erzahler der Stadt ist. Die Neuplanung, die 
zwischenzeitlich mit einem Studentenwett-
bewerb angegangen wurde, gestaltete sich 
daher nicht einfach. Der Entwurf sieht eine 
komplette Neuordnung des Gebiets ohne 
weitere Berücksichtigung des dort ansässi-
gen, traditionsreichen und zugleich größten 
Unternehmens vor. Das Unternehmen war, 
aus nahe liegenden Gründen, fortan nicht 
mehr gesprächsbereit. Das verlorene Vertrau-
en wieder zu gewinnen, war nicht leicht.

Projektentwicklung
Es galt zunächst zu eruieren, wie die Strate-
gie für die Entwicklung des Hafens aussehen 
könnte. Die Stadt allein konnte es nicht an-
gehen, die Unternehmen wollten es nicht. So 
kam die Idee auf, es gemeinsam zu versu-
chen. Dies mündete in einem ersten Schritt 
in die Entwicklungsgesellschaft Hafen We-
sel, die zu 50 % aus der Stadt Wesel und zu 
50 % aus Privatwirtschaft und IHK bestand. 
Insgesamt 15 Unternehmen des Hafenare-
als, darunter als wesentlicher und größter 
Mitgesellschafter auch das private Großun-
ternehmen, das gerne am Standort bleiben 
würde, haben sich mit der Stadt zusammen-
geschlossen.

Dirk Hetkamp,

Geschäftsführer der

ehw – Entwicklungs-

gesellschaft Hafen 

Wesel mbH
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Aus intensiven Verhandlungen heraus re-
sultierte ein Ratsbeschluss zur zukünftigen 
Entwicklung des Hafengebietes. Die Ziel-
setzung erscheint zunächst widersprüch-
lich. Einerseits ist etwas „Anderes“ vorgese-
hen. Das ist aber nur dann möglich, wenn 
etwas „Bestehendes“ verschwindet. Ande-
rerseits wird ausdrücklich die Bestandssi-
cherung betont. Diese scheinbar konträren 
Forderungen zusammenzubringen, war die 
zentrale Herausforderung. Darüber hinaus 
wurden konkrete Zielsetzungen formuliert; 
darunter die Attraktivierung der Stadt 
durch Wasserbezug. Die unverwechselbare 
Lage am Strom muss als Alleinstellungs-
merkmal herausgearbeitet werden. Auch 
die Aufwertung der Stadt als Wirtschafts-
standort war ein wichtiges Ziel. 

Masterplan
In Abstimmung mit der Stadt, den Un-
ternehmen und weiteren Beteiligten hat 
die ehw–Entwicklungsgesellschaft eine 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben. 
Es standen schnell zwei Varianten fest, 
wo eine Entwicklung stattfi nden könnte. 
Diese mussten von den Unternehmern und 
Grundstückseigentümern akzeptiert wer-
den. Ergänzend wurden Analysen des Flä-
chenbedarfs durchgeführt. Von Beginn an 
sollten gewisse Projekte oder Dimensionen 
verhindert werden, die nicht marktfähig 
sind, was insbesondere beim Thema „Woh-
nen“ elementar ist. Diese Vorgehensweise 
mündete schließlich in einen Masterplan. 
Im Anschluss wurden mehrere Szenarien 
diskutiert, untersucht und auch verworfen. 
Als Resultat der Möglichkeiten, des Spiel-
raums, der Akzeptanz und des Miteinan-
ders ergab sich der Konsens, dass nicht der 
gesamte Hafenbereich entwickelt, sondern 
nur ein Teilbereich einer Entwicklung zu-
geführt werden soll. In dem nicht neu zu 
entwickelnden Teilbereich ist unter ande-
rem der anfangs erwähnte Großunterneh-
mer ansässig. Eine weitere Bedingung im 
Masterplan stellt der Bestandsschutz dar. 
Dieser soll dringend beachtet und die Er-
weiterungsperspektive der Unternehmen 
nicht gefährdet werden. Beim Thema Woh-
nen war klar, dass nicht alles zu realisieren 
sein wird. Wenn das Wohnen zu nahe an 

das Gewerbe oder an die Unternehmen, die 
bleiben wollen und sollen, heranrückt, er-
geben sich Schwierigkeiten. Es waren also 
Alternativen gefordert. Der erste Bauab-
schnitt sollte mit 15.000 qm bebaubarer 
Grundfl äche allein dem Wohnen vorbehal-
ten bleiben. Der zweite Bauabschnitt sollte 
als Mischfl äche entwickelt werden. Im drit-
ten Bereich sollte schließlich das Dienst-
leistungsgewerbe im Vordergrund stehen. 
Die drei Baugebiete unterscheiden sich vor 
allem in ihrer Nutzung. Der Bereich Freizeit 
sollte jedoch unbedingt alle Gebiete ein-
beziehen. 

Flächen- und Grundstückssituation
Die derzeitige Flächensituation wird durch 
zwei ansässige Firmen beschrieben. Es han-
delt sich bei beiden Unternehmen um Fut-
termittelfi rmen und damit um eine Bran-
che, die nicht unbedingt expandiert. Dies 
drückt sich vor allem in der Arbeitsplatzsi-
tuation aus. Auf 9.000 qm werden gegen-
wärtig noch zehn bzw. neun Arbeitsplätze, 
früher einmal 120 Arbeitsplätze, realisiert. 
Auch der Geruch wird für die Innenstadt 
zunehmend zur Belastung. Die Winde füh-
ren aufkommende Gerüche direkt in die 
Innenstadt. Hinzu kommen noch weitere 
Standortmerkmale wie beispielsweise eine 
Kläranlage und ein Öllager. Die Aufgaben-
stellung lautete daher, die vorliegende Situ-
ation bestmöglich zu nutzen. Im Masterplan 
ging es zunächst darum, konkrete Ziele zu 
formulieren. Es war eine Perspektive nötig, 
das Öllager zu versetzen. Diese Möglichkeit 
fand sich schließlich im Lippe-Mündungs-
raum. Der Eigentümer hat von seinem Ab-
bruchsrecht Gebrauch gemacht und verkün-
det, die vorhandenen Türme abzubrechen. 
Für die Kläranlage sieht der Masterplan 
eine Abdeckung vor. Beispiele in Stuttgart 
und in Köln zeigen, dass es funktionieren 
kann. Dies ist vor allem eine Kostenfrage, 
bei der mit ca. 1,2 Mio. € kalkuliert wird. 
Die Rentierlichkeit dieses Projektes ist nicht 
unbedingt gegeben. Ohne die infrastruktu-
relle Unterstützung des Vorhabens im Sinne 
einer Förderunterstützung bei der Flächen-
vitalisierung bzw. -aktivierung, wird es in 
Teilbereichen kein entscheidendes Voran-
kommen geben. 
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Mit Ausnahme des Öllagers befi ndet sich 
die gesamte Fläche im Besitz der Stadtwer-
ke Wesel. Der Stadt Wesel obliegt ein Ge-
sellschaftsanteil in Höhe von 80 bzw. 90 %.
Bei der Umsetzung des Projekts haben sich 
Schwierigkeiten in Form von auf der Flä-
che liegenden Erbbaurechten ergeben. Sie 
weisen Laufzeiten bis teilweise in das Jahr 
2022 auf. Die Rücksprache mit den betrof-
fenen Firmen ergab eine grundsätzliche 
Umzugsbereitschaft. Diese wurde jedoch an 
die Prämisse eines fi nanziellen Ausgleichs 
durch die Stadt gebunden. Seitens der Stadt 
ist allerdings aufgrund der knappen öffent-
lichen Mittel und der leeren Haushaltkasse 
keine Auszahlung denkbar. Diese Situation 
machte einen Dialog mit dem Grundstücks-
eigentümer, den Stadtwerken, erforderlich. 
Dieser wäre bereit, den Verkauferlös mit 
den entgangenen Pachteinnahmen gegen 
zu rechnen. Dabei spielen auch Flächenbe-
wertungen eine große Rolle. Die grundsätz-
liche Verhandlungsbereitschaft seitens der 
Firmen ist aber gegeben. 

Zusätzlich liegen Freifl ächen in einer Grö-
ßenordnung von ca. 7.000 bis 8.000 qm 
vor. Sie befi nden sich aber in der Nähe des 
Öllagers, was weitere Probleme mit sich 
bringt. Gleichwohl sind die Ziele klar und 
die Schwierigkeiten, wie gegenwärtig in 
Verhandlungen mit potenziellen Förder-
gebern, den Grundstückseigentümern und 
den Pachtnehmern, zu überwinden. 

Sanierungsverfahren vs. Stadtumbau
Wie bei ähnlichen Projekten stellte sich 
die Frage der Wahl des geeigneten Instru-
mentariums. Zunächst ist ein Sanierungs-
verfahren angestrebt worden. Nach einer 
Untersuchung der LEG wäre dieses Heran-
gehen jedoch nicht empfehlenswert. Das 

Thema Stadtumbau war zu Beginn des Pro-
jekts noch nicht präsent. Heute ist es allge-
genwärtig. Die Suche nach einem Zugang 
zu diesem Programm mit allen Beteiligten 
wurde im Laufe der Zeit ein wichtiger Teil 
der Abwägung. Die abschließende Bewer-
tung steht noch aus. 

Zielgruppe: Junge und Ältere
Die Stärken des Gebiets für das Wohnen 
liegen auf der Hand: die unmittelbare Nähe 
zur Innenstadt und das besondere Umfeld 
am Rheinstrom. In einem solchen Projekt 
ist jedoch nicht jede Wohnform realisierbar. 
Das Areal wird keinen Interessenten an-
sprechen, der ein Haus mit Wald, mit Gar-
ten und Rosen sucht. Die Zielsetzung sah 
von vornherein hochwertigen Wohnungs-
bau für Bewohner aus dem Umfeld vor, 
die es mit der besonderen Lage am Rande 
des nördlichen Rheinlands und des westli-
chen Ruhrgebiets zu gewinnen gilt. Wem 
es dort zu teuer ist oder nicht mehr gefällt, 
soll das Projekt eine Alternative bieten. 
Damit ist jedoch kein sozialer Wohnungs-
bau gemeint. Die Investitionen sollen sich 
am Ende rentieren. Dies ist ein klares Be-
kenntnis – politisch nicht immer populär –,
aber auch das muss man akzeptieren.

Die klare Zielgruppe, auch in der Vermark-
tung, stellen Junge und, angesichts des de-
mografischen Wandels, Ältere dar. Es ist 
wenig nachvollziehbar, wie anderswo der 
Fokus auf Teilbereiche wie „Bauland für 
junge Familien“ beschränkt wird. Zwei Drit-
tel der Menschen sind heute Ältere, junge 
Familien sind dagegen eine Rarität. Es gibt 
auch Ältere, die gut wohnen wollen und die 
dafür auch bereit sind, zu investieren. Für 
diese Gruppe soll ebenfalls ein adäquates 
Angebot geschaffen werden.
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Plenum
Ist es realistisch, dass das Projekt Tremonia 
auch nach 20 Jahren noch fortgesetzt wird?

Birgit Pohlmann-Rohr
Wie die Umsetzung und Zusammensetzung 
der Bewohnerstruktur sich entwickelt, liegt 
in der Hand der heutigen Bewohner. Sie for-
mulieren selbst, was und wohin sie wollen.

Plenum
Wie wurden die Vorkosten des Projekts Tre-
monia finanziert, wie z.B. der Wettbewerb 
und alles, was bis zur eigentlichen Entschei-
dung Kosten verursacht hat?

Birgit Pohlmann-Rohr 
Eigens für die Moderation wurden Förder-
gelder bereitgestellt. Zusätzlich fi elen pro 
Teilnehmer 1000 DM, heute rund 500 € , 
„Eintrittsgeld“ an. Für den Wettbewerb der 
drei teilnehmenden Büros war lediglich eine 
Summe von 2.500 DM ausgeschrieben.

Plenum
In den Vorträgen wurden viele Brachen und 
spannende Nachnutzungen vorgestellt. In 
Nürnberg ist es sicherlich denkbar, mit der 
Bahn zu verhandeln, wenn man für alle Flä-
chen eine Nachnutzung hat. In einer Gegend, 
die weniger floriert als die Rheinschiene, 
beispielsweise Nordhessen, kommen andere 
Probleme und andere Fragestellungen auf. 
Beim Beispiel aus Wesel ergibt sich die Frage, 
ob wirklich eine Nachfrage für die vorgestell-
te Umnutzung existiert?

Dirk Hetkamp
Wenn es ein Problem nicht gibt, dann 
das, die Flächen an den Markt zu bringen 
und dort eine Abnahme zu finden – so-
fern sie denn einmal zur Verfügung ste-
hen. 15.000 qm unmittelbar am Rhein, 
unverbaubare Stromlage auf der anderen 
Rheinseite mit der Rheinaue in der Nähe, 
mit einem Deich, mit einem Auesee, in fuß-
läufi ger Entfernung zur Innenstadt sind si-
chere Verkaufsmerkmale.

Das bestätigen auch die bisherigen Reak-
tionen. Es gibt bereits Interessenten, die 
an diesem Standort Wohnen, Freizeit und 
andere Nutzungen verwirklichen möchten.

Diskussion, Teil II

v.l.n.r.

Stadtplanerin Birgit 

Pohlmann-Rohr,

Baureferent

Wolfgang Baumann 

und Geschäftsführer 

ehw Dirk Hetkamp
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Das Problem ist die derzeitige Aufgaben-
stellung, dahin zu kommen. Der Weg muss 
mit vereinten Kräften beschritten werden. 
Die Nachfrage und der Absatz stellen über-
haupt kein Problem dar.

Sigurd Trommer
Die Vorträge haben verschiedene Metamor-
phosen dargestellt, von etwas, das in der Ver-
gangenheit war und in Zukunft anders wird. 
Wer heute plant, muss vordenken. Gibt es be-
reits den Gedanken daran, was ist, wenn an 
dieser Stelle wieder etwas anderes wird? Ist 
man schon in der Lage oder auch bereit, zu 
versuchen, eine gewisse Dynamik mit hinein 
zu bringen? Legt man sich auf eine Zeit von 
40 Jahren, von 60 Jahren, von 80 Jahren fest 
oder wird möglicherweise versucht, fl exibel 
zu sein? 

Wolfgang Baumann
Bei der Fläche „Turnecker Straße“ ahnt man 
bereits, wie dynamisch die Entwicklung 
sein wird, wenn der erste Masterplan nicht 
zur Vorbereitungsgrundlage des Wettbe-
werbs dienen kann. Darauf hat man sich 
eingestellt. Es wird klar, dass es bezüglich 
der Anforderungen stärker in Richtung Be-
standssicherung gehen wird. Angesichts 
des schweren Nutzungskonfl iktes mit dem 

Paper-Port muss, was derzeit auch ange-
gangen wird, im Grunde ein ganz anderer 
Entwurfsansatz gefunden werden.

Bei allen anderen Flächen wird versucht, 
den Bebauungsplan so robust wie möglich 
zu gestalten. Wohnbaufl ächen und Wohn-
bebauung ist natürlich relativ statisch. 
Doch es ist durchaus möglich, dass die ver-
gangene Randwanderung wieder zurück-
kommt und für die nächsten zehn Jahre 
noch Potenzial gegeben ist. Bebauungsplä-
ne müssten gegebenenfalls wieder geändert 
werden, um auf künftige Entwicklungen zu 
reagieren. Aber die Entwurfskriterien, die 
Erschließung, die Grünfl ächenanalyse sind 
so solide, dass es auch gelingt – hier beim 
Beispiel Nordbahnhof – das Wohnen anders 
zu aggregieren.

Sigurd Trommer
Der Begriff „Statik“ spielt eine interessante 
Rolle. Bebauungspläne verleihen einem ei-
gentlich dynamischen Prozess Statik. Darin 
liegt eine gewisse Schwierigkeit. Es gilt daher 
herauszufi nden, ob nicht mit einem dynami-
schen Planwerk, beispielsweise durch einen 
informellen Plan, einen Rahmenplan, der ge-
samte Prozess besser gesteuert werden kann. 
Es ist nur wichtig, dass er schließlich Recht 
schaffen muss. 

Dirk Hetkamp
Flexibilität ist sehr wichtig und gerade bei 
der Projektentwicklung eine fortwährende 
Aufgabe. Wenn in dem Prozess neue Wege 
gegangen werden müssen, dann werden sie 
auch mit Sicherheit beschritten. Dabei ist 
eine enge Abstimmung mit den sich ständig 
verändernden Rahmenbedingungen not-
wendig, um auch mit künftigen, potenzi-
ellen Investoren vernünftige Lösungen zu 
fi nden. 

Sigurd Trommer
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Trends und Thesen - Plädoyer 1

Prof. Dr. 

Rainer Danielzyk,

ILS NRW Dortmund

Einleitend scheint es geboten, sich noch 
einmal die Rahmenbedingungen, unter de-
nen die Diskussion stattfi ndet, zu verge-
genwärtigen.

Trends
Zunächst ist auf die Bevölkerungsentwick-
lung in NRW einzugehen. Eine kartogra-
fische Darstellung der Bevölkerungsent-
wicklung von 1994 bis 2004 für NRW auf 
der Ebene der Kreise und kreisfreien Städ-
te zeigt auf den ersten Blick fast eine Art 
Kern-Rand-Gefälle. Während die großen 
Städte im Ruhrgebiet und im Bergischen 
Land sowie einige unmittelbar anschließen-
de suburbane Kreise (z. B. Recklinghausen, 
Ennepe-Ruhr) geschrumpft sind, stagnierte 
die Bevölkerungsentwicklung in den Städ-
ten der Rheinschiene (Ausnahme Bonn) und 
den meisten suburbanen Räumen. In grö-
ßerer Entfernung zum Kernraum der Me-
tropolregion Rhein-Ruhr ist demgegenüber 
ein bemerkenswertes Bevölkerungswachs-
tum zu verzeichnen, so etwa im südlichen 
Rheinland, am linken Niederrhein und im 
Münsterland. Dieses schlichte Bild ist aber 
zumindest in einer Hinsicht zu differenzie-
ren: In den südöstlichen Mittelgebirgsräu-
men (Sauer-, Siegerland) gab es im vergan-

gen Jahrzehnt einen deutlichen Rückgang 
der Bevölkerung zu verzeichnen.

Betrachtet man die Bevölkerungsentwick-
lung im gleichen Zeitraum auf der Ebene 
der Städte und Gemeinden, wird das Bild 
noch deutlich differenzierter. Dabei er-
kennt man, dass Schrumpfung vor allem 
im Kernbereich des Ruhrgebietes, im Bergi-
schen Land, im Raum Hagen/Altena sowie 
an der äußersten Peripherie des Landes im 
Sauerland und im Lipperland stattfand. 
Noch wichtiger ist allerdings der Hinweis 
darauf, dass bei dieser Darstellung deutlich 
wird, dass wachsende und schrumpfende 
Gemeinden oft sehr nahe bei einander lie-
gen, wir es also mit kleinräumig heteroge-
nen Strukturen zu tun haben. Politik und 
Planung müssen daher auch entsprechend 
kleinräumig differenziert agieren.

Der Blick in die Zukunft, das heißt die Be-
völkerungsprognose des LDS NRW bis 2020 
(auf der Basis der Kreise und kreisfreien 
Städte) zeigt, dass neben dem Kernraum der 
Rhein-Ruhr Region vor allem die „nahen“ 
suburbanen Räume voraussichtlich stärker 
schrumpfen werden (z. B. Kreise Mettmann, 
Ennepe-Ruhr, aber auch Recklinghausen, 
Wesel, Neuss).  Hingegen wird die Bevöl-
kerung in größerer Entfernung zu den Zen-
tren, etwa am Niederrhein, im südlichen 
Rheinland und im westlichen Münsterland 
voraussichtlich eher noch zunehmen.

In Hinblick auf das Thema „Wohnen“ bzw. 
„Wohnbauland“ spielt bekanntlich vor al-
lem die Gruppe der 30- bis 50-jährigen 
Personen eine maßgebliche Rolle. Eine Dar-
stellung des jährlichen Wanderungssaldos 
dieser Altersgruppe für die Jahre 1995 bis 
2004 auf Gemeindeebene zeigt – durch-
aus erwartbar –, dass vor allem aus den 
größeren Kernstädten Abwanderungen 
zu verzeichnen sind. Dabei dürfte es sich 
einerseits um Suburbanisierung handeln, 
wie etwa das Wachstum dieser Bevölke-
rungsgruppe in nahe zu den Kernstädten 
gelegenen Gemeinden zeigt. Andererseits 
dürfte es aber auch um die (Fern-)Wan-
derung hoch qualifizierter Arbeitskräfte, 
etwa von Hochschulabsolventen, mangels 



71

geeigneter Arbeitsplätze gehen. Des Wei-
teren ist auch eine starke Abwanderung 
dieser Altersgruppe aus vielen ländlichen 
Gemeinden, etwa im Hochsauerland und in 
Ostwestfalen-Lippe, festzustellen. Insge-
samt lassen sich die dargestellten Prozesse 
aber nur schwer auf einen Nenner bringen. 
Auch hier wird wieder deutlich, dass die 
Entwicklungen auch kleinräumig sehr dif-
ferenziert sind. So fi nden sich im Rhein-
land und im Münsterland in unmittelbarer 
Nähe Gemeinden sowohl mit einem starken 
Wachstum, als auch mit einer Stagnation 
dieser Altersgruppe.

Zudem sei im Hinblick auf das heutige The-
ma auch noch auf die Flächenentwicklung 
in NRW im vergangenen Jahrzehnt einge-
gangen. Die Veränderung der Flächenin-
anspruchnahme für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke zeigt ebenfalls ein kleinräumig 
zum Teil höchst differenziertes Bild. Ge-
meinden mit einer besonders starken Zu-
nahme der Flächeninanspruchnahme für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke (über 20 
% von 1994 – 2004) fi nden sich vor allem 
am Niederrhein, im westlichen Münsterland 
und in Ostwestfalen. Allerdings ist darauf 
hinzuweisen, dass die Zunahme der Bevöl-
kerungsentwicklung nicht immer eindeutig 
mit einer wachsenden Flächeninanspruch-
nahme korreliert. Es gibt eine größere An-
zahl gerade auch kleinerer Gemeinden, die 
in den letzten zehn Jahren eine starke Be-
völkerungsdynamik zu verzeichnen hatten, 
dennoch aber nur eine relativ bescheidene 
Veränderung der Siedlungs- und Verkehrs-
fl äche. Empirische Untersuchungen zeigen, 
dass kommunale Dynamik, hier gemessen 
an der Bevölkerungsveränderung, keines-
falls eindeutig von zusätzlicher Flächenin-
anspruchnahme abhängig ist. 

Thesen
Im zweiten Teil des Beitrages sollen, vor 
dem Hintergrund der gerade skizzierten 
Rahmenbedingungen, einige Thesen und 
Fragen zur Gesamtthematik formuliert 
werden: Zunächst ist hervorzuheben, dass 
offenkundig die Betrachtung der fi nanzi-
ellen Dimension der Siedlungsentwicklung 
immer wichtiger wird. Das gilt nicht nur 
im Hinblick auf die zusätzlichen Kosten, 
die die Entwicklung des einzelnen Grund-

stücks verursachen, oder etwa im Hinblick 
auf einzelne Aspekte der Infrastruktur wie 
Wasserversorgung oder Abwasserentsor-
gung. In Zukunft wird es mehr als bisher um 
eine umfassende Bilanzierung der Entwick-
lungs- und Baukosten, aber auch der Folge-
kosten gehen. Für unterschiedliche Formen 
der Siedlungsentwicklung – von der Ent-
wicklung vorhandener Bestände über die 
Arrondierung von Siedlungsfl ächen bis zu 
kompletten Neuausweisungen – sind Kos-
ten der Siedlungsentwicklung (modellhaft) 
aus Sicht der einzelnen Kommunen, mög-
lichst aber auch aus volkswirtschaftlicher 
Sicht zu bilanzieren.  Dabei handelt es sich 
keineswegs um eine rein akademische Fra-
gestellung, sondern um ein Thema, das Pla-
nung und Politik, auf Kommunal- wie auf 
Landesebene, in der Zukunft mit Sicher-
heit intensiver als bisher beschäftigen wird. 
Dabei ist nicht zuletzt zu klären, ob die, 
aus kommunaler Sicht, mit der Entwicklung 
von Siedlungsfl ächen verbundenen Einnah-
meerwartungen überhaupt berechtigt sind 
und in welchem Verhältnis sie zu langfristig 
zu erwartenden Kosten stehen.
Während es bei dem gerade dargestellten 
Thema um relativ aufwändige Untersuchun-
gen geht, die aber letztlich doch verwertba-
re Ergebnisse erwarten lassen, sind Ein-
schätzungen im Hinblick auf eine andere
wichtige Thematik viel schwieriger: Die 
künftige Entwicklung der Mobilitätskosten 
und deren Bewertung, insbesondere durch 
die Haushalte, ist kaum vorhersehbar. Einer-
seits ist zwar grundsätzlich eine weitere
Zunahme der Kosten für individuelle Mobi-
lität sowohl im Bereich des motorisierten 
Individualverkehrs (Benzinpreise!) als auch 
im Bereich des ÖPNV (z. B. Reduzierung der 
Regionalisierungsmittel) zu erwarten. An-
dererseits hat bislang immer noch die Mo-
bilität der Haushalte im Großen und Gan-
zen eher zugenommen. Eine Abschätzung 
der künftigen Entwicklung in diesem Be-
reich wäre von besonderem Interesse, da 
mittelfristig in jedem Falle Auswirkungen 
auf die Siedlungsstrukturen zu erwarten 
wären. So könnte es bei steigenden Mobi-
litätskosten und fehlenden Kompensations-
möglichkeiten für die Haushalte mittelfristig
zu einer stärkeren Konzentration der Sied-
lungsstrukturen, eventuell gar zu einer 
„Reurbanisierung“, kommen.
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Bislang ist allerdings eher das Gegenteil der 
Fall gewesen. Trotz vielfältiger Bemühungen 
der Raumplanung, die Siedlungsstruktu-
ren im Sinne des Leitbildes der dezentralen 
Konzentrationen zu entwickeln und vor al-
lem Zentrale Orte und die sie verbindenden 
Achsen zu stärken, hat bislang eine sehr 
disperse Entwicklung der Siedlungsstruktu-
ren stattgefunden. Gerade in den kleineren, 
weniger zentralen Gemeinden, hat in fast 
allen deutschen Regionen in den vergan-
genen zehn bis 20 Jahren ein besonders 
starkes Wachstum der Flächeninanspruch-
nahme und der Bevölkerung stattgefunden. 
Offenkundig war die Regional- und Landes-
planung mit ihrem konventionellen Instru-
mentarium hier nur begrenzt erfolgreich.

Vor diesem Hintergrund werden handlungs-
orientierte und ökonomisch ausgerichtete 
Ansätze, die stärker die Mechanismen der 
Immobilienmärkte berücksichtigen, im Be-
reich der Raumplanung gegenwärtig inten-
siver diskutiert. Bekanntlich bindet die in-
tensive Beschäftigung mit umfangreichen 
formellen Planungen in den lang dauernden 
Aufstellungsverfahren viel Kraft und vie-
le Kapazitäten. Eine höhere Wirksamkeit 
der Siedlungsfl ächensteuerung wäre dabei 
in jedem Falle wünschenswert. Zu prüfen 
wäre daher, ob etwa der Einsatz handel-
barer Flächenzertifi kate, bestimmte Steu-
erreformen o. ä. höhere Wirksamkeit ver-
sprechen. Selbstverständlich sind Ansätze 
aus anderen europäischen Ländern nicht 
„1:1“ auf deutsche Verhältnisse zu übertra-
gen. Von daher sei vor Euphorie gewarnt. 
Dennoch muss diese Form der Steuerung 
eine größere Aufmerksamkeit gewinnen. 
Das Forum Baulandmanagement hat sich 
damit bislang schon beschäftigt. Es ist zu 
wünschen, dass man diese Ansätze auch in 
Zukunft intensiv vor allem aus einer praxis-
nahen Perspektive erörtert.

Abschließend sollen zwei Aspekte beson-
ders herausgestellt werden: Zum Ersten 
muss es in Zukunft verstärkt um eine Kon-
zentration der Siedlungsentwicklung ge-
hen. So müssen vor allem die Städte ihre 
Leistungsfähigkeit, ihre soziale Integrati-
onskraft, aber auch ihre wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit behalten und ent-
wickeln können. Die Funktionsfähigkeit der 

Städte liegt im gesamtgesellschaftlichen 
Interesse, weshalb eine gewisse Konzent-
ration von Entwicklungen, von Mitteln und 
Aufmerksamkeit auf Städte notwendig ist.
Dabei kann es allerdings nicht um einen 
schlichten Gegensatz zur Entwicklung der 
ländlichen Räume gehen. Gerade in NRW 
gibt es keine klare Trennung mehr zwischen 
Stadt und Land. In manchen sog. ländlichen 
Räumen, wie etwa im westlichen Münster-
land und in Teilen von Ostwestfalen-Lippe, 
gibt es höchst dynamische ökonomische 
und demografi sche Entwicklungen, die für 
das gesamte Land NRW von größter Bedeu-
tung sind. Von daher kann es hier keinesfalls 
um eine Entwicklungsbeschränkung gehen. 
Allerdings wäre in Zukunft auch in ländli-
chen Räumen – sowohl in schrumpfenden 
als auch in wachsenden – eine konzentrier-
tere Entwicklung wünschenswert. Gerade 
angesichts der geschilderten Rahmenbe-
dingungen, höchst wahrscheinlich zuneh-
mender Mobilitätskosten und der vorher-
sehbaren Kosten der siedlungsstrukturellen 
Entwicklungen, ist eine Konzentration der 
Siedlungsstrukturen wünschenswert. An-
gesichts der Größe der meisten Gemeinden 
in NRW geht es dabei nicht um eine Ent-
wicklungsbeschränkung für gesamte Ge-
meinden, sondern muss es vor allem um 
eine gewisse Konzentration innerhalb der 
Gemeindegebiete gehen. Wer die Realität 
der Kommunalpolitik kennt, weiß, dass da-
für erhebliche politische Gestaltungskraft 
erforderlich ist. 
Zum Zweiten – und in gewisser Weise zum 
ersten Punkt komplementär – muss die regi-
onale Kooperation in Zukunft eine größere 
Rolle spielen. Die Entwicklung von Bauland 
kann in vielen Fällen nicht mehr allein eine 
kommunale Frage sein, sondern muss an-
gesichts der vielfältigen interkommunalen 
Verfl echtungen in regionaler Zusammen-
arbeit stattfi nden. Gerade angesichts der 
großen Bedeutung der Einwohnerzahl einer 
Kommune für ihre Finanzausstattung darf 
sie im Falle kooperativen Verhaltens nicht 
benachteiligt werden. Ähnlich wie für in-
terkommunale Gewerbegebiete, sind auch 
für kooperative Wohnbaulandentwicklun-
gen Ausgleichsmodelle zu entwickeln und 
zu implementieren. Auch in dieser Hinsicht 
kommt dem Forum Baulandmanagement 
eine bedeutende Aufgabe zu.
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In der öffentlichen Diskussion gelten die 
Bausparkassen oft als die Väter des Flä-
chenverbrauchs, der Zersiedlung und der 
Stadtfl ucht und werden daher mancherorts 
sehr kritisch gesehen. Die LBS, wie auch 
andere Bausparkassen, versteht sich jedoch 
nicht nur als Baufi nanzierer, sondern hat 
sich zum Ziel gesetzt, ihre aktuellen und 
potenziellen Kunden rund um die Immobilie 
seriös zu beraten. Daher widmet die LBS 
seit Langem ihre Aufmerksamkeit all den 
Themen, die rund um die Immobilie statt-
fi nden und die für die Kunden von Interesse 
sein könnten. Dazu gehört auch die Frage 
der Präferenz von „Land“ oder „Stadt“ und 
eine Beratung zu den Entscheidungen über 
den Wohnstandort. Die von der LBS organi-
sierten Wissens- und Kommunikationsströ-
me gehen dabei in beide Richtungen. Die 
LBS versucht einerseits, das Wollen und die 
Wünsche ihrer Kunden an die Öffentlich-
keit und an die Politik weiterzugeben. Dazu 
stehen zahlreiche Möglichkeiten der poli-
tischen wie allgemeinen Öffentlichkeitsar-
beit zur Verfügung. Auf der anderen Seite 
geht es auch darum, die Erkenntnisse aus 
Wissenschaft und Empirie an die Kunden 
weiterzugeben. Auch hier gibt es diverse 
Instrumente, wie beispielsweise Zeitschrif-
ten mit Millionenaufl agen. Die LBS versteht 
sich insofern als Dolmetscher zwischen 
Bürgern und Politik. Die LBS versucht in 
diesem Zusammenhang, die aufgeworfe-
nen Fragen zu bewerten und jeweils die 
wichtigsten Botschaften weiterzugeben. 
Es gilt daher auch für mich heute, die Ein-
stellungen und Wünsche der vielen Kunden 
der LBS weiterzugeben und im Gegenzug 
ebenso Gedanken aufzunehmen, um sie an 
die Kunden zu kommunizieren. 

Wohnwünsche von „Reurbaniten“
Die Bauwilligen sind, wie wir inzwischen 
wissen, nicht alle ganz freiwillig aus der 
Stadt gefl üchtet. Viele fühlten sich bislang, 
wie von der Wohnungsbauförderungsan-
stalt (Wfa) schon vor einigen Jahren festge-
stellt wurde, eher aus der Stadt vertrieben. 
Zwar gibt es auch heute noch sehr viele, die 
außerhalb der Stadt ihr Glück im Grünen 
suchen. Sie dürfen nicht vergessen werden. 
Aber der Anteil der „Stadtfreunde“ nimmt 

Dr. Hans-Ulrich 

Gruß, Direktor der 

LBS Westdeutsche 

Landesbausparkasse 

Münster

offenbar zu, und zwar nicht nur bei den 
urbanen Singles, sondern auch bei Familien 
und rückkehrwilligen Senioren. Ablesbar 
ist das zum Beispiel aus den regelmäßig 
durchgeführten Wohneigentumsstudien 
von Infratest. In der letzten Studie heißt es 
nun erstmalig, dass die Eigentumsbildung 
inzwischen in den Städten und Kernberei-
chen erheblich höher ist als auf dem Land.

Auch bei den Genehmigungen lässt sich 
dieser Sachverhalt nachweisen: In den letz-
ten zehn Jahren sind die Baugenehmigun-
gen in den Kernstädten um 65 % gestiegen. 
Die Bürger, die in die Städte wollen, knüp-
fen allerdings gewisse Bedingungen an ihr 
Kommen oder an ihr Dort-Bleiben. 

Erste Bedingung ist, dass überhaupt be-
zahlbare Angebote in der Stadt bestehen. 
Bezüglich des Neubaus heißt das vor al-
lem, Bauland bereit zu stellen, und zwar zu 
bezahlbaren Preisen. An Gelände mangelt 
es den Städten meist nicht, da neben den 
Baulücken zunehmend Brachen zur Neube-
bauung zur Verfügung stehen. Die Städte 
müssen nur der Versuchung widerstehen, 
den maximalen Preis pro Quadratmeter he-
rauszuholen. Wollen sie ihre Einwohnerzahl 

Plädoyer 2
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halten oder erhöhen, müssen sie den „Willi-
gen“ hier entgegenkommen.

Die übrigen Wünsche lassen sich in drei 
konzentrischen Kreisen darstellen: 

Erster Kreis: Der Wohnungszuschnitt
Die Wiederholung sei gestattet: Es wer-
den große Wohnungen in kleinen Häusern 
und keine kleinen Wohnungen in großen 
Häusern gesucht, wie sie Jahrzehnte lang 
gebaut wurden. Auch wird eine bestimmte 
Architektur in den Städten gefordert, da-
mit sich die Menschen dort wohl fühlen. 
Eine Initiative der LBS hat diese Fragestel-
lung aufgegriffen und versucht, die Stadt-
haus-Idee modern zu interpretieren. Das 
Ergebnis ist in diversen Veranstaltungen 
und einer Ausstellung gezeigt worden. Un-
ter fachkundiger Hilfe von renommierten 
Architekten (Prof. Stamm-Teske, Weimar 
und Prof. Brenner, Berlin) hat die LBS da-
bei versucht, das scheinbar „Unmögliche“ 
möglich zu machen.

Die beiden sich zunächst widersprechenden 
Faktoren, nämlich einerseits die Dichtheit 
des Wohnens in einer Stadt, und ande-
rerseits der Wunsch nach einer gewissen 
Privatheit und Individualität, sollen in 
den neuen Stadthauskonzepten versöhnt 
werden. Natürlich sind dafür heute eine 
ansprechende Architektursprache und ein 
hoher technischer Standard zentrale Vor-
aussetzung. 

Dabei ist auch die Barrierefreiheit und die 
Notwendigkeit eines Aufzuges in der Stadt 
ein Thema, nicht nur wegen der Wohn-
möglichkeiten für ältere Mitmenschen. Die 
neue Denkweise wird durch das Prinzip des 
Stadthauses beschrieben. Ein Stadthaus ist 
relativ schmal und seitlich angebaut, sonst 
ist es nicht „Stadt“. Trotz dieser Dichte 
muss es aber durch Loggien, Balkone und 
Dachgärten die nötige Privatheit bieten. 

Zweiter Kreis: Das Wohnumfeld
Warum sind die Menschen weggezogen? 
Was hat sie an der Stadt gestört? Warum 
sind sie nicht geblieben? Bei allen Befra-
gungen, die durchgeführt wurden, ist das 

Wohnumfeld in der Argumentation ganz 
besonders wichtig. Dazu zählen Grünfl ä-
chen im nahen Umfeld, die Lärmreduzie-
rung, Spielangebote für Kinder und Jugend-
liche und u. a. Parkplätze in unmittelbarer 
Nähe der Wohnung. Allen ideologischen 
Barrieren zum Trotz: man muss auch bei 
Stadthäusern und vergleichbaren architek-
tonischen Lösungen das Auto in das Haus, 
unter das Haus oder neben das Haus auf-
nehmen. Es gibt auch kleine Parkhäuser 
bzw. nachbarschaftliche Parkhäuser, die 
nicht gleich das gesamte Wohnumfeld ent-
stellen.

Um Akzeptanz zu schaffen, müssen diese 
Probleme gelöst werden. Auch nahe gele-
gene Einkaufsmöglichkeiten, Kindergärten, 
Schulen und die gesamten Verkehrsanbin-
dungen sind von besonderer Bedeutung. 

Dritter Kreis:
Das Freizeit- und Kulturangebot
Ein Geist und Seele anregendes Angebot 
ist zwangsläufi g häufi ger in der Großstadt 
als in der Kleinstadt vorzufi nden. Und das 
ist für viele der neuen Freunde der Stadt 
ein ausschlaggebendes Argument. Neben 
der Arbeitsplatzauswahl sind vor allem 
auch das hinreichende Kulturangebot und 
die Möglichkeiten zu sportlichen Aktivi-
täten, möglichst im Stadtteil, bedeutend. 
Die Vielfalt an Unterhaltungsmöglichkeiten 
jeder Art und an gastronomischem Ange-
bot sind Bedingungen, damit die Bewohner 
in den Städten bleiben oder zurückziehen. 
Niemand möchte abends in der Innenstadt 
menschenleere Straßen sehen, sondern ein 
lebendiges Zentrum. Auch der Freizeitwert 
der Umgebung spielt eine wichtige Rolle. 

Soweit ein Ausschnitt der Befindlichkei-
ten, den die LBS von ihren 2 Mio. Kunden 
gespiegelt bekommt und den wir gern in 
die Diskussion einbringen. Fazit: Die „grü-
ne Wiese“ ist für viele Wohneigentumsin-
teressenten zwar immer noch ein erstre-
benswertes Ziel, aber immer mehr Bürger 
präferieren inzwischen moderne städtische 
Wohnformen mit der urbanen Qualität des 
Lebens – sofern es dort nicht allzu „grau“ 
ist.
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In Bonn wurde in der Vergangenheit das 
Baulandmanagement an den richtigen 
Stellen eingesetzt. Natürlich kam das Glück 
einer wirtschaftsstarken Region hinzu, wo-
bei das Glück bekanntlich immer zu den 
Tüchtigen kommt. Im Ruhrgebiet ist die 
Ausgangslage etwas anders, wobei es nicht 
weniger tüchtig ist, nur das Glück fehlt 
noch. Dortmund arbeitet ebenfalls mit ei-
nem kommunalen Baulandmanagement. 
Einem Plädoyer für das Baulandmanage-
ment muss vorangestellt sein, dass es dem 
Ministerium hoffentlich gelingen wird, die 
Finanzierung des Forum Baulandmanage-
ment aufrecht zu erhalten, da es sich um 
eine wichtige Angelegenheit handelt.

Wohnungspolitik in Dortmund
Für die Wohnungspolitik in Dortmund sind 
zwei Komponenten von grundlegender Be-
deutung: Zum einen geht es um soziale Fra-
gestellungen im Kontext des Wohnens und 
zum anderen um Aspekte wie Flächen, Ei-
gentumsbildung und Bevölkerungsentwick-
lung in Verbindung mit kommunaler Woh-
nungspolitik. Es ist wenig überraschend, 
dass die Stadt das Thema in den Gesamt-
prozess des Strukturwandels einbettet und 
damit bewusst die Dynamik der neuen öko-
nomischen Bereiche fl ankiert und gezielt 
unterstützt. Es geht aber zugleich auch da-
rum, den Wohnungsmarkt insgesamt sozial 
ausgeglichen zu gestalten. Das impliziert, 
dass jeder, der in unserer Stadt wohnen 
möchte, dort auch zu bezahlbaren Preisen 
wohnen kann.

Eine gewisse Mantelbevölkerung ist wich-
tig, um die gewachsene und entwickelte 
Zentrenstruktur zu stützen. Es geht dabei 
um den Erhalt der wohnungsnahen Ver-
sorgung und darum, dass die Bewohner 
das vorhandene wohnortnahe und durch-
aus attraktive Einzelhandelsangebot auch 
tatsächlich in Anspruch nehmen können. 
Hinsichtlich der Komplexität und der An-
forderungen des Wohnungsmarktes ist es 
der Wunsch der Stadt Dortmund, dass ver-
schiedene Teilmärkte sowohl inhaltlich als 
auch räumlich in der Stadt zum Zuge kom-
men. Das bildet insgesamt ein aufwändiges 
Programm, das bewältigt werden muss. Die 

Stadtrat Ullrich Sierau, 
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der Stadt Dortmund

Stadt Dortmund arbeitet bereits seit ei-
niger Zeit mit einer ganzen Reihe von In-
strumenten daran und verfügt mittlerweile 
über reichhaltige Erfahrungen. 

Offensive Baulandpolitik
und nachhaltige Stadtentwicklung
Mitte der 1990er Jahre hat die Stadt als Ant-
wort auf die Abwanderung der Bevölkerung 
einen Ratsbeschluss gefasst, der im Prinzip 
nichts anderes bedeutete, als eine offensive 
Baulandpolitik zu betreiben. Nur 30 % der-
jenigen, die fortgezogen sind, haben tat-
sächlich Eigentum erworben. Das heißt:
70 % sind in ein Mietverhältnis gegangen 
und das waren in der Tat die, die sich von 
verschiedenen Rahmenbedingungen ein 
Stück weit „vertrieben“ gefühlt haben. 

Alleine mit Flächenpolitik sind die ange-
sprochenen Probleme aber nicht zu lösen. 
Vielmehr ist eine umfassende Gesamtstra-
tegie erforderlich. Die Stadt Dortmund hat 
in diesem Zusammenhang insbesondere 
das „Multizentrische“ in den Vordergrund 
gestellt. Die Stadt Dortmund ist ein Ober-
zentrum mit einem großen Citybereich, hat 
aber zugleich zwölf Stadtbezirke mit Stadt-
bezirkszentren und zahlreiche Stadtteile 
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mit Quartierszentren. Das zentrale Ziel da-
bei ist deren Weiterentwicklung. Die Stadt-
bezirke, die jeweils zwischen 35.000 und 
55.000 Einwohner zählen, stehen stets in 
einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis 
zu den an Dortmund angrenzenden Mittel-
städten. Die Verantwortlichen im Stadtteil 
Mengede müssen sich beispielsweise mit 
Castrop-Rauxel messen oder diejenigen 
in Dortmund-Aplerbeck müssen darüber 
nachdenken, was zu tun ist, damit nicht zu 
viele Menschen ins angrenzende Schwerte 
ziehen, sondern auch manche aus Schwerte 
nach Aplerbeck. 

Das Konzept der nachhaltigen Stadtent-
wicklung bezieht sich hierbei nicht nur auf 
das Thema „kein Flächenfraß“, sondern be-
trachtet vielmehr den Vierklang des Nach-
haltigkeitsvierecks aus Ökonomie, Ökologie, 
Sozialem und Partizipation. In der letzten 
Ratsperiode von 1999 – 2004 hat die Stadt 
Dortmund das im Zusammenhang mit dem 
neuen Flächennutzungsplan unter Beweis 
gestellt. Eine ganze Reihe von Flächen, die 
im alten Flächennutzungsplan von 1985 zur 
baulichen Entwicklung vorgesehen waren, 
sind heraus genommen worden. Dies betraf 
beispielsweise Wohnbaufl ächen aber auch 
Flächen, die ursprünglich für die gewerbli-
che Entwicklung als erforderlich erachtet 
worden sind. Viele der großen Flächen wur-
den auf den Weg in die Diversifi zierung ge-
schickt. Ein großer Montanstandort wird in 
Zukunft weiterhin ein gewerblicher Stand-
ort sein, aber er wird zudem auch in Teilen 
Wohnbaubereich und Freiraum sein. Mit 
der Rückgewinnung von Landschaft wird 
er auch für Freizeit und für andere Zwecke 
eine Funktion übernehmen. Erstrebenswert 
ist dabei immer die Nähe zu Haltepunkten 
des ÖPNV und zur Nahversorgung. 

Großes Interesse besteht außerdem daran, 
im Hinblick auf die fi nanziellen Möglichkei-
ten, die vorhandene Infrastruktur optimal 
auszunutzen. Die Entwicklungen der letz-
ten Jahrzehnte, die unter Randwanderun-
gen und Zwischenstadt summiert werden 
können, sind im Prinzip eine Vergeudung 
in mehrfacher Hinsicht gewesen. Es geht 
nicht nur darum, dass Freifl ächen in An-

spruch genommen worden sind, die ver-
hindert haben, dass andere Flächen, die 
bereits vorgeprägt waren, genutzt wurden. 
Man musste darüber hinaus an einer nicht 
entwickelten Stelle zusätzliche Infrastruk-
tur bereitstellen, während an anderer Stelle 
diese Infrastruktur bereits zur Verfügung 
stand. In der Enquetekommission des Land-
tags von Nordrhein-Westfalen zur Zukunft 
der Städte hat das Thema eine sehr gro-
ße Rolle gespielt. Es wurde dabei deutlich 
gemacht, dass dem praktizierten „Laissez-
faîre“ entgegen getreten werden sollte. In 
Dortmund wird versucht, diesem Appell 
nachzukommen, indem die Landschafts-
bestandteile, die noch intakt sind, auch so 
belassen werden. Es gibt nachweisbar einen 
hohen Anteil von Baulandentwicklung auf 
bereits vorgeprägten Flächen. Die Entwick-
lung fi ndet also primär auf Recyclingfl ä-
chen und nicht im Freiraum statt. 

Das gegenwärtige Wohnbaufl ächenpoten-
zial liegt bei über 600 ha. Die Eigentums-
quote wird kontinuierlich erhöht. Die Bau-
wirtschaft ist verhältnismäßig „fröhlich“. 
Die Nachfrage nach Ein- und Zweifamili-
enhäusern ist gleichbleibend gut. In den 
neuen Wohngebieten wurden städtebau-
liche Konzepte orientiert an dem Prinzip 
„Gartenstadt“ entwickelt und umgesetzt. 
Aber auch andere Modelle, zum Beispiel 
nach stadtökologischen Gesichtspunkten, 
fanden Anwendung, so dass auf diese Art 
und Weise der Mengenideologie eine Qua-
litätskonzeption gegenübergestellt werden 
kann. Die Zeiten, in denen – geprägt durch 
die Nachkriegsphase – die quantitativen 
Aspekte im Vordergrund standen, gehören 
der Vergangenheit an. Der Wohnungsmarkt 
in Dortmund ist heute ausgeglichen und 
weitgehend gesättigt. Eintönige Reihen-
häuser lassen sich heute nicht mehr ver-
markten. Die Menschen, die fi nanziell bereit 
sind, etwas zu investieren, erwarten dafür 
im Gegenzug auch qualitätsvolles Wohnen. 

Flächenpotenziale aktivieren –
Technologien fördern
Die Stadt Dortmund hat im Augenblick ca. 
587.000 Einwohner. Bezogen auf die Ge-
samtfl äche und die zwölf Stadtbezirke ist 
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es wichtig, die Wohnbautätigkeit möglichst 
gleichmäßig im Stadtgebiet zu verteilen. 
Diese Vorgehensweise ist abhängig von 
der Flächendisposition und den jeweiligen 
Möglichkeiten. Das gestaltet sich natürlich 
insbesondere in den drei Innenstadtbe-
zirken etwas schwieriger. Das vorgestellte 
Projekt „WohnreWIR Tremonia“ befindet 
sich im Bezirk Innenstadt-West und stellt 
damit auch eines der wenigen Neubauge-
biete dar, in denen Wohnungsbau tatsäch-
lich innerstädtisch ermöglicht wird. Das 
macht aber auch deutlich, dass man beim 
Thema Flächenpolitik nur begrenzt in den 
Innenstadtbereich gehen kann. Das Thema 
erfordert zugleich auch ein „Weitergucken“, 
das Einbeziehen der so genannten „inneren 
Peripherie“. Es handelt sich dabei beispiels-
weise um Flächen von Güterbahnhöfen und 
auch um ehemals montan genutzte Flächen 
oder Militärstandorte, also Flächen, auf de-
nen sich bereits einmal andere Nutzungen 
befunden haben. Sie verteilen sich rela-
tiv gleichmäßig über das Stadtgebiet. Bei 
der Wohnbauflächenentwicklung kommt 
es nur selten zu Ausreißern, d.h. zu Ent-
wicklungen im Freiraum. Dabei geht es in 
der Regel um die Arrondierung von beste-
henden Siedlungsbereichen, um dadurch 
tragfähige Bevölkerungszahlen für die Aus-
lastung der Infrastruktur und auch für den 
Einzelhandel (Nahversorgung) zu erreichen. 
Die Fertigstellung und Genehmigung von 
Wohnungen war in den vergangenen Jah-
ren ausgeglichen. Seit ein paar Jahren ist 
erstmals ein Überhang an Fertigstellungen 
zu beobachten.

Durch Um- und Ausbau konnten pro Jahr 
mit einem Anteil von 200 bis 300 Woh-
nungen zusätzliche Qualitäten geschaffen 
werden. Ergänzt wurde das Angebot durch 
jährlich knapp 800 zusätzliche Ein- und 
Zweifamilienhäuser. Diese Situation hat 
unter dem Stichwort „Reurbanisierung“ ein 
Stück Wahrheit gefunden. Ursächlich da-
für ist zum Teil, dass es gelungen ist, viele 
der Jüngeren, die nach Dortmund gekom-
men sind, durch das bereitgestellte Ange-
bot dauerhaft am Wohnstandort zu halten. 
Dies ist zudem vom innovativen Arbeits-
platzangebot fl ankiert.

Dabei handelt es sich nicht nur um Arbeits-
plätze im Hochschulbereich, sondern auch 
in vielen anderen Einrichtungen. Insbeson-
dere zu nennen ist die New Economy. In 
den neuen Technologien sind in den letz-
ten Jahren rund 25.000 neue Arbeitsplätze 
entstanden. Arbeitsplätze in der Logistik, 
der Mikrosystemtechnik, der Informations- 
und Biotechnologie oder dem Electronic 
Commerce führen dazu, dass die Bewohner 
nicht mehr fortziehen. Der Wanderungs-
saldo zeichnete sich in den letzten Jah-
ren durch mehr Zuwanderung als Abwan-
derung aus. Dabei handelte es sich nicht 
nur um junge Neubürger, die aus Ausbil-
dungsgründen nach Dortmund gekommen 
sind, sondern auch um Menschen, die aus 
dem Nahbereich zurückgekommen sind. 
Sie haben sich bewusst gegen das Pendeln 
entschieden und, anders als früher, ihre 
ganze Familie mitgebracht. Der Nahwan-
derungsbereich mit Bochum, Hagen und 
den Kreisen Recklinghausen, Unna, dem 
Ennepe-Ruhr-Kreis ist durch die Tatsache 
charakterisiert, dass es gelungen ist, insbe-
sondere die Abwanderungen zu reduzieren. 
Im Ergebnis bedeutet das: Dortmund hat 
gegenüber dem Umland gewonnen. Auch 
im Nahwanderungszusammenhang hat die 
Stadt einen Positivsaldo. 

Regionale Wohnungspolitik
Es geht bei den dargestellten Entwicklun-
gen nicht darum, diejenigen zu ärgern, die 
im unmittelbaren Einzugsbereich oder dem 
Verfl echtungsraum wohnen, sondern viel-
mehr darum, aufzuzeigen, dass die Regel, 
die Kernstädte würden über alles verlieren 
und die anderen immer nur gewinnen, nicht 
mehr gilt. Es ist mittlerweile deutlich an-
ders. Der ehemalige Speckgürtel ist gefähr-
det, das müssen nur noch ein paar mehr 
Verantwortliche merken. Es sollte natürlich 
nicht zum Kampf zwischen der Kernstadt 
und dem Speckgürtel, dem früher als Pe-
ripherie bezeichneten Bereich, kommen. 
Wichtig ist daher eine regional abgestimm-
te Wohnungspolitik, die in der Beziehung 
das Richtige macht. Das heißt unter ande-
rem auch, die gewachsenen Strukturen zu 
entwickeln und nicht auf der „grünen Wie-
se“ zu investieren. Denn einer der Gründe, 
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weshalb der ehemalige Speckgürtel schon 
verliert oder zukünftig noch mehr verlieren 
wird, ist die Tatsache, dass dort, wo Bau-
landpolitik gemacht worden ist, die grüne 
Wiese, deretwegen die Menschen früher 
aus der Stadt gezogen sind, perspektivisch 
zugebaut ist. Nach einer Weile stellen sich 
die Menschen die berechtigte Frage, warum 
sie hier eigentlich einmal hingezogen sind. 
Dort sind sie inzwischen genauso umbaut, 
wie dort, wo sie einmal weg wollten. 

Rudyard Kipling hat einst von der „Lan-
geweile der Vorstadt“ gesprochen hat. Er 
muss offensichtlich ähnliche Erlebnisse ge-
habt haben, als er nach Hause kam und 
nicht mehr wusste, in welchem Haus er 
eigentlich wohnt. Er hat das als einer der 
Gründe dafür benannt, weshalb man die 
Vorstadt verlassen soll. Es gibt immer mehr 
Menschen, die das offensichtlich nachvoll-
ziehen. Hinzu kommen noch diejenigen, die 
früher einmal in das Umland gezogen sind 
und heute „weinend vor der Tür“ stehen. 
Die Kinder sind aus dem Haus, die Zipper-
lein da und die urbane Qualität passt hier 
eigentlich nicht. Also ziehen sie dahin, wo 
etwas los und die Gesundheitsinfrastruktur 
vor der Tür ist. Das ist auch einer der Grün-
de, weshalb sie nach Dortmund kommen. 

Graue Fläche wird zu „Grün“ 
Die Stadtkrone-Ost ist z.B. eine Konversi-
onsfl äche mit ehemaliger Militärnutzung. 
Hier wurden ohne die Inanspruchnahme 
der grünen Wiese nicht nur das Wohnen, 
sondern auch viele neue Arbeitsplätze rea-
lisiert. Die Nachfrage ist überaus gut. Über 
90 % des Flächenangebots sind bereits ver-
marktet. Gegenwärtig wird das Gebiet noch 
auf andere ehemals vorgeprägte Flächena-
reale, wie beispielsweise auf das Gelände 
der früheren Maschinenfabrik „Schade“, 
ausgeweitet. 

Der Bereich Phoenixsee Dortmund, auf 
dem Gelände einer ehemaligen Stahlpro-
duktionsstätte, steht als Gegenstück zum 
Duisburger Innenhafen auch für diese Stra-
tegie. Es wird ein See mit neuem Wohnen 
an den Nordufern und auch an der Südseite 
entwickelt. 

Zusätzlich sind Arbeits- und Freizeitange-
bote vorgesehen und ökologische Aspekte 
fi nden natürlich auch Berücksichtigung. Es 
zeigt sich, dass es gelingen kann, auf ehe-
mals anders genutzten Flächen neue Quali-
täten zu schaffen. 

Fazit
Es sind noch viel mehr Aktivitäten und An-
strengungen vonnöten, dass die Kernstäd-
te in der Metropole Ruhr ihre Renaissance 
weiter erleben und ausleben. Es gibt immer 
mehr Menschen, die das glauben. Neueste 
Untersuchungen, wie eine Difu-Studie, zei-
gen, dass die Renaissance sich tatsächlich 
vollzieht. Das belegen auch Haushaltsbe-
fragungen. Der richtige Weg ist also einge-
schlagen, er muss weiter fl ankiert werden. 
Daher ist es wichtig, weiterhin wohnort-
nahe Angebote für diejenigen zu schaffen, 
die sich qualitativ weiterentwickeln wollen. 
Das muss in der Nähe ihrer gewachsenen 
Wohn- und Lebenssituation erfolgen. Es 
muss weiterhin an der Urbanität gearbeitet 
und die gewachsene Lebensqualität immer 
wieder nach vorne gebracht werden. Woh-
nen ist nicht irgendeine weiche Angele-
genheit, sondern ein ganz harter Faktor 
im Strukturwandel. Das wird häufi g falsch 
eingeordnet. Es erfordert weiterhin harte 
Arbeit, dass über das Wohnen die Städte 
und auch die Region insgesamt auf einem 
guten Weg bleiben. Bei der Konzentration 
der Wohnungsbaumittel auf die Teilberei-
che dieses Landes dürfen die Kernstädte der 
Metropole Ruhr nicht vernachlässigt wer-
den. Sie müssen dann allerdings auch daran 
arbeiten, dass das Geld abgerufen wird.
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Die Einwohnerzahl der Gemeinde Laer be-
trägt zurzeit 7.002. Nach Überzeugung des 
Landesamtes für Datenverarbeitung und 
Statistik liegt die amtliche Einwohnerzahl 
allerdings bei nur 6.355 Einwohnern. Die 
Stadt Münster, die in der direkten Nach-
barschaft der Gemeinde Laer liegt, ist eine 
durchaus aktive Großstadt, die auf ver-
schiedenen Ebenen versucht, abgewanderte 
Bürgerinnen und Bürger wieder zurück zu 
gewinnen; folglich Wanderungsgewinne ge-
genüber dem Umland zu erzielen. So zahlt 
die Stadt Münster beispielsweise nur noch 
den gesetzlichen Schülerfahrtkostenanteil 
und übernimmt nicht mehr, wie seit 1973 
getan, freiwillig die Schülerfahrtkosten für 
die Schüler, die aus den Umlandkommunen 
kommen. Der Wettbewerb wird härter. Eine 
Großstadt kann mit Besonderheiten werben, 
die für ein Dorf oder für eine kleinere Ge-
meinde ungewöhnlich bzw. nur schwer er-
reichbar sind.

Dorfentwicklungsplan: Dorf bleiben
Die Gemeinde Laer ist ein Ort, dessen Ziel-
bestimmung es ist, für Menschen, die auf 
das Land ziehen möchten, da zu sein. Es geht 
dabei nicht um Flüchtlinge oder Vertriebene, 
sondern um Menschen, die sich bewusst da-
für entschieden haben, diese Wohnform zu 
wählen und die für diese Wohnform auch 
eine Unterstützung suchen. Im Jahr 2002 hat 
die Gemeinde Laer daher mit Unterstützung 
des Dortmunder Planungsbüros „plan-lokal“ 
und aus Mitteln des Amtes für Agrarordnung 
eine Dorfentwicklungsplanung aufgelegt. 
Das oberste Ziel dieser Dorfentwicklungs-
planung war es, Dorf zu bleiben. Es hat in 
diesem Zusammenhang eine sehr intensive 
bürgerbeteiligte Diskussion gegeben. Dieser 
Prozess erforderte ein Bekenntnis zur Enge 
des Dorfes und zu seiner infrastrukturellen 
Schwäche. Gleichzeitig wurden aber auch die 
Stärken der Gemeinde, die in den Faktoren 
Umland und Gemeinschaft liegen, herausge-
stellt. Nachbarschaftliche Initiativen sind in 
Laer Teil des dörfl ichen Lebens und müssen 
nicht organisiert oder über Projekte, wie bei 
dem vorgestellten Wohnprojekt aus Dort-
mund, „hergestellt“ werden. Das bewusst zu 
machen und mit der Bevölkerung zu kommu-
nizieren, war einer der wesentlichen Punkte 
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im Prozess der Dorfentwicklungsplanung. 
Eine sehr fundierte Bevölkerungsprognose 
sagt Laer bis 2015 noch ein leichtes, eigenes 
Wachstum voraus. Durch die hohe Gebur-
tenrate ist also mit weiterem Wachstum zu 
rechnen. Im Jahr 2002 hatte die Gemeinde 
Laer die höchste Geburtenrate in ganz Nor-
drhein-Westfalen, was durch einen Artikel 
im „Spiegel“ eine großartige mediale und 
zudem internationale Resonanz gefunden 
hatte. Laer hat damit eine sehr hohe Auf-
merksamkeit erreicht. Mit einem Wert von 
13 Kindern pro 1.000 Einwohner gegenüber 
dem Durchschnittswert von 8,8 liegt Laer auf 
einem Spitzenplatz in Deutschland. Trotzdem 
spielt auch das Thema Wanderungsverluste 
in Laer keine untergeordnete Rolle. 

Wohnbaulandentwicklung in Laer
Im Zuge der Dorfentwicklungsplanung 
mussten natürlich auch einzelne Hindernisse 
bewältigt werden, da die Baulandentwick-
lung der 1990er Jahren sehr schnell durch-
griff und der Baulandpreis angestiegen ist. 
Aufgrund der Bevölkerungsprognose konnte 
Laer jedoch Wohnbauland entwickeln und ist 
jetzt in der Lage, aus eigenen Flächen etwa 
6 ha an Vorratsfl äche zu halten. Zwei Bau-
gebiete und auch Gewerbegebiete mit etwa
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6,5 Hektar befi nden sich derzeit in der Ent-
wicklung. Aus der Dorfentwicklungsplanung 
ist eine sehr transparente Wohnbaulandent-
wicklung entstanden. Im kommunikativen 
Prozess u. a. mit dem landwirtschaftlichen 
Ortsverein konnte transparent gemacht wer-
den, wo die Entwicklungsmöglichkeiten der 
Gemeinde liegen. Es galt klar zu stellen, dass 
zwar Boden einen gewissen Wert hat, doch 
dieser stets im realistischen Rahmen liegen 
sollte. So wurde beispielsweise ein Gewer-
begebiet für 7,50 € eingekauft. Trotz einer 
bestehenden Gewerbegebietsplanung ist es 
bei diesem Deckelwert auch geblieben. Der 
Grundstückspreis war 1999 eindeutig zu 
hoch. In der Gemeinde wurde für 153 € ver-
marktet. Das hatte einen erheblichen Wande-
rungsverlust zur Folge. Momentan liegt das 
Preislevel bei etwa 100 bis 105 € . Das macht 
eine ländliche Gemeinde wieder marktfähig. 
Dann muss man auch den infrastrukturel-
len Schwächen Rechnung tragen und sie ins 
Kalkül ziehen.  Auf Basis der Dorfentwick-
lungsplanung wurde zusätzlich eine Reihe 
diverser Projekte initiiert: z.B. ein Bodenord-
nungsverfahren im Ortsteil Holthausen, die 
städtebauliche Aufwertung des Ortskerns als 
Teil der „REGIONALE 2004“. Auch ein Dorf 
bedarf der Aufwertung und auch in einem 
Dorf müssen strukturelle Maßnahmen er-
griffen werden. Die Förderung erwies sich 
dabei als sehr hilfreich. 

Das aufgelegte generationsübergreifende 
Wohnbauprojekt „Wabe“ hat gezeigt, dass 
die Menschen auf dem Land vielleicht noch 
ein paar Jahre brauchen, bis sie auf solche 
Angebote eingehen. Unterstützt von der 
LEG war dennoch Interesse an dem Projekt 
vorhanden. Viele Bürger ziehen eine solche 
Wohnform tatsächlich in Erwägung. Auf 
dem Land ist jedoch die Schwelle, 150 qm 
Wohnfl äche und 600 qm Grundfl äche auf-
zugeben, weil man sie nicht mehr halten 
kann, noch zu hoch. Die Problematik ist 
den Menschen bewusst. Sie wissen, was auf 
sie zukommt, möchten den Schritt in das 
Gemeinschaftsprojekt aber noch nicht ge-
hen. Noch sind sie nicht bereit, Eigentum 
und alles damit Verbundene aufzugeben. 
Die Bürgerbeiteiligung war sehr lehrreich. 
Das Projekt „Wabe“ befi ndet sich noch im 

Entwicklungsprozess. Es wurde auch vom 
Ministerium unterstützt, was sehr hilfreich 
war. Es ist klar geworden, dass die Diskussion 
mit der Bevölkerung, warum auf dem Land 
welche Wohnform gewählt wird, noch Zeit 
braucht. Das ist ein ganz spannender und 
noch andauernder Prozess, der sich in Laer 
in Gang gesetzt hat.  Es fällt zunehmend auf, 
dass die Westfalen ähnliche Wohnformen 
auch alleine organisieren. Nicht selten ziehen 
Kinder in die Hinterbebauung ihrer Eltern. 
Während das Haus vorne ansteht, werden 
die dahinter liegenden 1.500 qm Grundstück 
von den Kindern genutzt. Es entsteht eine so 
genannte „familiäre Wohngemeinschaft“ auf 
einer gewissen Luxusebene. Die Entwicklung 
geht jedoch – auch im ländlichen Bereich – 
weg von Außeninanspruchnahme hin zu ei-
ner starken Betrachtung des Innenbereichs. 

Fazit
Die Gemeinde Laer hat die Dorfentwick-
lungsplanung sehr intensiv genutzt und 
konnte aus ihr Profi t ziehen. Sie hat erkannt, 
dass sie ein Nischenprodukt darstellt, das 
aber am Markt durchaus seinen Wert und 
seine Stellung hat. Dies impliziert auch für 
eine ländliche Entwicklung in Nordrhein-
Westfalen einen hohen Stellenwert bzw. eine 
große Bedeutung. Laer zeichnet sich weiter 
durch eine sehr stabile Bevölkerung aus. So 
gibt es Jugendliche, die im Zuge der Ausbil-
dung in Großstädte ziehen aber nach ihrem 
Abschluss auch wieder zurück kommen und 
dadurch viel Stabilität in die Gesellschaft 
bringen. 
Die Gemeinde Laer ist jetzt Teil eines ländli-
chen Entwicklungskonzeptes mit insgesamt 
sechs Gemeinden. Das so genannte ILEK 
(Integriertes Ländliches Entwicklungskon-
zept) versucht, die kommunale Entwicklung 
der Gemeinde in die regionale Entwicklung 
einzubetten. Es geht darum, eine Stärken-
Schwächen-Analyse zu erstellen und auf die-
sem Weg eine regionale Entwicklungschance 
zu defi nieren. Die Gemeinde Laer hofft, auf 
diese Weise eine Chance zu erhalten, ein 
Standort zu sein, der in einem kleinen aber 
aus Sicht der Gemeinde differenziert und in 
vertretbarem Maße, an der Entwicklung des 
Landes Nordrhein-Westfalen mitwirkt und 
nicht abgeschnitten wird.



85

Baulandmanagement -
Chance für Kommunen und Regionen!

Oliver Wittke,

Minister für Bauen 

und Verkehr des

Landes Nordrhein-

Westfalen,

Schirmherr des 

Forums

An der letzten Tagung des Forum Bauland-
management habe ich noch als Vorsitzen-
der des Forums und Oberbürgermeister von 
Gelsenkirchen teilgenommen. Deshalb ver-
folge ich mit besonderem Interesse, wie 
sich der Arbeitsschwerpunkt des Forums 
verschiebt, weg von der Baulandentwick-
lung für Stadterweiterungen und hin zu 
einer vorausschauenden Bodenpolitik zur 
Stabilisierung und Aufwertung der Innen-
bereiche. 

Die im Forum kooperierenden Städte und 
Gemeinden suchen nach neuen Wegen des 
Baulandmanagements. Sie tun das vor dem 
Hintergrund des stadträumlichen wie regio-
nalen Nebeneinanders von Wachstums- 
und Schrumpfungsprozessen.

Diese Kooperation ist vor allem motiviert 
durch eine Erkenntnis: Ein unzureichen-
des Baulandangebot beschleunigt die Ab-
wanderung bauwilliger Haushalte aus den 
Städten in die Umlandgemeinden. Eine 
Angebotsplanung allein reicht aber nicht 
aus, um die Verfügbarkeit bezahlbarer Bau-
landangebote, dort wo sie erforderlich sind, 
zu gewährleisten. Notwendig ist tatsäch-
lich ein aktives Bodenmanagement, damit 
stadtentwicklungspolitische Ziele auch Re-
alität werden können.

Wir hatten uns auf eine deutliche Akzent-
verschiebung der Forumsarbeit geeinigt. 
Die Folgen der Schrumpfungsprozesse sind 
vielfältig: Sie reichen von Arbeitsplatzver-
lusten und Überalterung über entspannte 
Wohnungsmärkte bis hin zu Leerständen, 
zu sozialer Polarisation und Segregation 
sowie zur Unterauslastung der öffentlichen 
Infrastruktur und zum Zusammenbruch der 
Kommunalfi nanzen. All diese Themen be-
treffen zunehmend auch Städte, die vor 
allem die Probleme bisher allein dem Ruhr-
gebiet zuordnen wollten. Nun müssen sie 
feststellen, dass auch sie selbst vom demo-
grafi schen Wandel betroffen sein werden. 

Ob in der Planungs-, der Bau- oder der 
Wirtschaftspolitik: Unsere Instrumente 
sind immer noch überwiegend auf Wachs-
tum ausgerichtet.

Die hier abgedruckte Rede
wurde nicht gehalten.
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Im Forum Baulandmanagement hat ein Dis-
kussionsprozess über die Entwicklung ge-
eigneter Instrumente des Baulandmanage-
ments begonnen, mit denen sich nicht nur 
Wachstum, sondern auch Stagnation oder 
gar Schrumpfung gestalten lassen.

Das Forum will sich gemeinsam mit den 
beteiligten Städten und Gemeinden diesen 
Themen und den daraus folgenden neuen 
Aufgaben des Baulandmanagements stellen:
– Wie kann Baulandmanagement dazu bei-

tragen, die Chancen der Innenentwick-
lung zu nutzen? 

– Welche vorausschauend und strategisch 
einsetzbaren Instrumente des Bauland-
managements tragen zur Umsetzung von 
Stadtentwicklungskonzepten bei? 

– Wie organisieren wir die Kooperation des 
Baulandmanagements mit privaten Ak-
teuren, wie zum Beispiel der Wohnungs-
wirtschaft? 

– Kann Baulandmanagement einen Beitrag 
zur Umlage von Bodenwertverlusten leis-
ten?

Die erfreulich hohe Teilnehmerzahl der 
entsprechenden Workshop-Reihe des Fo-
rums zeigen das große Interesse an diesen 
Themen und vielleicht auch ein wenig die 
Rat- und Hilfl osigkeit vieler unserer Kolle-
gen in den Stadtverwaltungen angesichts 
der neuen Aufgaben. Denn dort, wo bisher 
Wachstum kommunalpolitisch begleitet 
wurde, gilt es nun oder in absehbarer Zu-
kunft, Schrumpfungsprozesse zu organisie-
ren. Die altbewährten Instrumente helfen 
uns da nur bedingt oder gar nicht weiter. 
Die Diskussion neuer oder modifizierter 
Wege des Baulandmanagements sehe ich 
hier als einen Baustein der dringend not-
wendigen Suche nach neuen oder zumin-
dest anderen Instrumenten einer zukunfts-
orientierten Stadtentwicklung. Vielleicht 
sollten wir auch besser von „Bodenma-
nagement“ reden, denn es geht zunehmend 
nicht hauptsächlich darum, Bauland be-
reitzustellen, sondern die Verfügbarkeit des 
Grund und Bodens an den richtigen Stand-
orten für eine Stadtentwicklung in Zeiten 
der Schrumpfung zu gewährleisten.

Weitere wichtige Bausteine sind neue Alli-
anzen mit privaten Akteuren (wie der Woh-

nungs- und Immobilienwirtschaft), neue 
Wege der Bürgerbeteiligung, neue Formen 
der regionalen Kooperation und nicht zu-
letzt neue Wege der Finanzierung.

Schon als Gelsenkirchener Oberbürger-
meister habe ich die Arbeit des Forums 
gerne mitgestaltet, denn die Ergebnisse 
haben sinnvolle Impulse für die kommunale 
Bodenpolitik geliefert. Als Landesminister 
muss ich heute durchaus kritisch fragen, 
ob die Arbeit des Forums auch weiterhin 
solche Impulse für aktuelle und zukünftige 
Aufgaben kommunaler und regionaler Ent-
wicklung geben kann. 

Ich stelle daher zur Diskussion, ob und 
wenn ja welche Beiträge das Forum zu 
den zentralen Handlungsfeldern der Woh-
nungs- und Städtebaupolitik des Landes 
leisten kann:

1. Umsetzung
wohnungspolitischer Ziele
Ich habe zu Jahresbeginn ein deutlich ver-
ändertes Wohnungsbauprogramm auf den 
Weg gebracht: Ein wichtiges Ziel ist, mehr 
Wohneigentum für Familien mit Kindern in 
den Großstädten zu schaffen. Dazu gehört, 
die Angebote zur Förderung des selbst ge-
nutzten Wohneigentums insbesondere in 
den Städten deutlich zu verbessern: Wir 
haben die Einkommensgrenzen auf 140 % 
der bisherigen Grenzen erhöht und einen 
Stadtbonus von 20.000 € eingeführt. In-
nerstädtische Wohnstandorte gewinnen 
dadurch in der Konkurrenz mit dem Um-
land. Jetzt sind die Städte am Zuge: Ich 
erwarte, dass entsprechende Baulandan-
gebote geschaffen werden und dass über 
das Forum Baulandmanagement die Städte 
instrumentelle Unterstützung bei dieser 
Aufgabe erhalten.

2. Beiträge zur Bewältigung
des demografi schen Wandels
Um den demografi schen Wandel zu bewäl-
tigen, habe ich bereits im vergangenen Jahr 
die Wohnungsbauförderangebote deutlich 
stärker auf die Schaffung altengerechten 
Wohnraums ausgerichtet und ein bundes-
weit einzigartiges Förderangebot für das 
„Wohnen im Alter“ entwickelt. Es reicht 
von der barrierefreien Normalwohnung mit 
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Serviceangeboten über die Gruppenwoh-
nung bis hin zu stationären Pfl egewohn-
plätzen. Außerdem habe ich erstmals spe-
zielle Förderangebote zur Modernisierung 
von Wohnraum im Bestand aufgelegt, die 
in dem neuen Programm zur „Förderung 
von investiven Maßnahmen im Wohnungs-
bestand in Nordrhein-Westfalen“ gebün-
delt sind.
 
Mit dem Programm „Stadtumbau West“ 
können wir auch in Nordrhein-Westfalen 
die durch den demografischen Wandel 
anstehenden Aufgaben mit einem gan-
zen Maßnahmenbündel angehen: Auf der 
Grundlage von Stadtentwicklungskonzep-
ten, die die Defizite und Potenziale von 
Quartieren herausarbeiten und strategi-
sche Grundlagen für die weiteren Investi-
tionsperspektiven darstellen, werden wir 
in den nächsten Jahren von Aufwertungs- 
über Umstrukturierungs- bis hin zu Abriss-
maßnahmen wesentlich zur Konsolidierung 
unserer Städte beitragen.

Die Verfügbarkeit von Grund und Boden, 
die Mobilisierung der Flächen, bzw. der Flä-
cheneigentümer, ist hierbei eine Grundvo-
raussetzung. 

An das Forum gewandt heißt das: Welche 
bodenpolitischen Aktivitäten können die-
se Mobilisierung voranbringen? Wie lassen 
sich Bodenwertverluste so umlegen, dass sie 
positive Stadtentwicklungsprozesse nicht 
behindern? Welche zukunftsweisenden In-
strumente lassen sich entwickeln, damit wir 
zum Beispiel temporäre Zwischennutzun-
gen realisieren können, die uns Optionen 
für heute noch nicht absehbare, zukünfti-
ge Nutzungen offenlassen? Wie lässt sich 
durch Baulandmanagement die Auslastung 
der Infrastruktur stabilisieren?

3. Beiträge zur Innenentwicklung
Aber nicht nur unter dem Aspekt der 
Schrumpfung ist die Bodenfrage von Be-
deutung. Parallel müssen wir in Teilregio-
nen unseres Landes noch eine ganze Zeit 
lang mit Wachstum rechnen; ich nenne 
hier z.B. Teile des Münsterlandes oder den 
Raum Bonn. Hier kann es nicht richtig 
sein, unbeeindruckt von den demografi-
schen Zukunftsaussichten auf Zuwachs am 

Stadtrand zu setzen. Stattdessen gilt es, 
alle innerstädtischen Flächenpotenziale zu 
mobilisieren und eine räumlich konzent-
rierte Stadtentwicklung umzusetzen. Ge-
rade auch für diese Wachstumsregionen 
muss das Forum Baulandmanagement Un-
terstützung bieten.

4. Beiträge
zu regionalen Kooperationen
Das Forum ist selbst ein gutes Beispiel für 
eine Kooperation, eine Kooperation auf 
Arbeitsebene: Erfahrungsaustausch, fach-
politische Diskussion, gegenseitige Unter-
stützung und Beratung in bodenpolitischen 
Fragen.

Das reicht aber nicht: Ich erinnere daran, 
dass ich bereits im Lenkungskreis deutlich 
gemacht habe, dass das Forum nicht als 
Debatierclub, in dem man sich gerne trifft, 
weil man so gut miteinander reden kann, 
zum Selbstzweck werden darf. Ich frage 
daher, ob die Mitgliedsstädte im Forum 
– neben diesem unbestritten sinnvollen Er-
fahrungsaustausch – über die kommunalen 
Grenzen hinweg eine Abstimmung ihrer Bo-
den- und Flächenpolitik erreichen können. 
Dies würde bedeuten, dass Ansiedlungs-, 
Wohnsiedlungs- oder Einzelhandelspolitik 
gemeinsam angegangen werden. Regionale 
Flächenpools etwa können eine gute Mög-
lichkeit zur gemeinsamen Gewerbefl ächen-
entwicklung und -vermarktung sein. Aber 
auch der im Einzelfall durchaus schmerz-
hafte Verzicht auf die Entwicklung einer 
Fläche, weil in der Nachbargemeinde aus-
reichende Angebote vorhanden sind, muss 
ernsthaft in Betracht kommen.

Regionale Kooperationen haben in der Ver-
gangenheit immer dann funktioniert, wenn 
der kleinste gemeinsame Nenner vorhan-
den war: nämlich, dass alle etwas dazu be-
kamen. Machen wir uns nichts vor: Diese 
Zeiten sind vorbei – heute ist der Gewinn 
des Einen häufi g der Verlust des Anderen. 
Kann das Forum, können Mitgliedskom-
munen aus verschiedenen Regionen des 
Landes Modellprojekte eines regional ab-
gestimmten Flächenmanagements auf die 
Beine stellen? Lassen sich Lösungsvorschlä-
ge für einen kommunalen Finanzausgleich 
erarbeiten?
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Nur wenn das Forum Baulandmanagement 
für die wichtigen und z.T. drängenden 
Gegenwartsfragen Antworten erarbeiten 
kann, dann kann es wirklich gelingen, dass 
aus dem früheren, relativ kleinen „Arbeits-
kreis Baulandmanagement“ Impulse für die 
bodenpolitische Diskussion ausgehen, die 
weit über die Grenzen Nordrhein-Westfa-
len hinausreichen.

Und nun komme ich zu einem leidigen, aber 
notwendigen Thema: dem lieben Geld.

Wir haben uns in Nordrhein-Westfalen ein 
anspruchsvolles Ziel gesetzt: Wir wollen 
den Landeshaushalt auf solide Füße stellen! 
Wir müssen daher in allen Ressorts und 
allen Arbeitsbereichen sehr genau prüfen, 
was wir uns noch leisten können.

Das betrifft natürlich auch die Städte-
bauförderung. Leider wird es sich nicht 
vermeiden lassen, dass wir in Zukunft auch 
an sich sinnvolle und wünschenswerte Pro-

jekte nicht im gewünschten Umfang fi nan-
zieren werden können. Dies betrifft vor 
allem solche Fördermaßnahmen, die nicht 
mit Bundesmitteln, sondern allein aus dem 
Landeshaushalt fi nanziert werden müssen, 
wie das Forum Baulandmanagement. Ich 
kann Ihnen deshalb leider keine Fortfüh-
rung der Förderung versprechen. Ich weiß, 
ein solches Versprechen an dieser Stelle 
würde mir viel Beifall bescheren, aber ich 
verspreche nichts, von dem ich noch nicht 
weiß, ob ich es halten kann.

Eines aber will ich Ihnen zusagen: Wenn 
sich das Forum auf die von mir aufgewor-
fenen Fragen einlässt und es ihm gelingt, 
einen merklich größeren Anteil anderweitig 
zu fi nanzieren – ich denke da an Sponso-
ren zum Beispiel aus der Immobilienwirt-
schaft –, dann lasse ich über eine fortge-
setzte Förderung mit mir reden. Angesichts 
der Reputation der Forumsarbeit, davon bin 
ich überzeugt, müsste ein derart verstärk-
tes privates Engagement möglich sein. 
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Wie viel Kooperation ist möglich,
wie viel Konkurrenz ist nötig?

v.l.n.r.

Prof. Dr.

Rainer Danielzyk,

Dr. Hans-Ulrich

Gruß, Stadtrat

Ullrich Sierau,

Prof. Dr.

Hans-Jürgen

Schimke

Sigurd Trommmer
Der „graue Grund“ ist bisher grundsätzlich 
positiv dargestellt worden. Die „grüne Wie-
se“ steht vielmehr in einem negativeren Licht. 
Trotzdem ist der Verbrauch an grüner Wiese 
weiterhin groß. Hat es damit zu tun, dass die 
grüne Wiese in vielerlei Hinsicht so bequem 
ist und dass heute das große Gegenargument 
gegen die grüne Wiese, der Faktor „Umwelt“, 
ein Stück weit in den Hintergrund gerückt 
ist? Umweltschutz, Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, Schutz des Freiraums sind 
Aspekte, die in der Zwischenzeit weniger re-
levant sind, da in letzter Zeit in diesem Zu-
sammenhang sehr viel erreicht wurde. Für die 
Entwicklung der grünen Wiese fallen zudem 
weniger Zeit, weniger Geld und weniger Bür-
gerproteste an, weil es dort im Grunde kaum 
direkt Betroffene gibt. Tun sich die Stadtre-
gierung und auch die Investoren aus solchen 
Gründe nicht sehr viel leichter mit der grünen 
Wiese und gibt es deswegen diesen Drang 
nach außen und nicht in das Komplexe? 

Prof. Dr. Rainer Danielzyk
Bei der Beantwortung der Frage muss si-
cherlich zwischen verschiedenen Ebenen 
unterschieden werden. So muss die Ebene 
der Wanderungsmotive der Haushalte Be-
rücksichtigung fi nden und auch die Ebe-
ne der kommunalen sowie der immobili-
enwirtschaftlichen Interessen betrachtet 
werden. Unter Umständen ist auch eine 
gesamtstaatliche Betrachtungsweise erfor-
derlich. In einem vom ILS NRW koordinier-
ten Forschungsverbund mit vier Universitä-
ten in Nordrhein-Westfalen werden unter 
anderem in der Region Bonn empirische 
Untersuchungen durchgeführt. Im Herbst 
werden hierzu erste Ergebnisse vorgestellt. 
Aber alles das, was man aus den vielfältigen 
Wanderungsmotivstudien weiß, ist, dass es 
ganz unterschiedliche Gründe gibt, warum 
Haushalte auf die grüne Wiese drängen. Es 
sind bei weitem nicht nur das grüne Um-
land, die Natur und Landschaft, die als Be-
weggründe genannt werden. Wie bereits 
angesprochen haben viele Menschen in der 
Stadt nicht ihr gewünschtes Angebot ge-
funden. Wenn die Priorität beispielsweise 
auf Eigentum lag und die Stadt bis dahin, 

Diskussion, Teil III: Ministerium, Podium und Plenum

Moderation
Sigurd Trommer

was sich jetzt ändert, das gewünschte Ei-
gentum nicht angeboten hat, wurde es auf 
dem Land gefunden. Es gibt also sehr viel-
fältige Motive.

Für die kommunale Ebene gilt, dass die Wir-
kungsweise des kommunalen Finanzsystems 
dazu führt, dass auch ländliche Gemeinden 
mit vollem Recht die Einwohnerzahlen maxi-
mieren wollen. Auf der grünen Wiese ist die 
Baulandbereitstellung wie erwähnt oft ein-
facher und Wohnbauland lässt sich, z.B. ohne 
Altlastenprobleme, kostengünstiger entwi-
ckeln. Dass auch die Immobilienwirtschaft 
diesen Trends folgt, ist nachvollziehbar.

In letzter Zeit sind ökologische Gedanken 
tatsächlich in den Hintergrund gerückt. In 
anderen Ländern wird im Moment bei diesen
Stadtentwicklungsfragen viel mehr auf öko-
logische Belange geachtet. Deutschland war 
hier aber jahrelang ein Vorreiter. Hier werden 
zurzeit andere Aspekte in den Vordergrund 
gerückt, so etwa die fi nanzielle Dimension 
der Siedlungsentwicklung. Es läuft derzeit 
ein großes Forschungsförderprogramm des 
Bundes (REFINA) zu diesen Fragen, woran 
ein Verbundprojekt unter Leitung des ILS 
NRW auch beteiligt sein wird.
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Sigurd Trommer
Die Frage der Kosten könnte gerade für den 
Bausparer, der seine „vier Wände“ verwirk-
lichen möchte, ein wichtiges Thema sein; 
vielleicht – in der Komplexität einer Baulü-
cke – auch ein vermeintliches Thema. Es geht 
darum, mit den Schwierigkeiten der persön-
lichen Infrastruktur (Auto, Parkplatz) und 
auch dem Baugrund zurechtzukommen. Auf 
dem freien Gelände ist gewiss mehr Platz. 
Wie sind der Standpunkt und der Umgang 
aus Sicht der Bausparkasse: Wird ein solcher 
Wunsch kritisch entgegengenommen oder 
wird versucht, mit den Vorteilen, die man erst 
im Laufe von vielleicht 15 Jahren spürt, stär-
ker in die urbane Situation zu binden?

Dr. Hans-Ulrich Gruß
In der Vergangenheit sind die Menschen 
entweder, wenn sie nicht ausnahmswei-
se wirklich sehr landschafts- und grün-
orientiert waren, aus fi nanziellen oder aus 
familiären Gründen ins Umland gezogen. 
Finanzielle Gründe beziehen sich vor allem 
auf die Grundstückskosten, die im Umland 
gegenüber der Stadt, wenn es dort über-
haupt Grundstücke gab, rund die Hälfte 
betrugen. Die Städte haben jetzt ein Stück 
weit umgesteuert.

Die andere Argumentation betraf den 
Wunsch, den Sandkasten für die Kinder 
vor der Tür zu haben. Beides bröckelt in-
zwischen. Einerseits hat sich die fi nanzielle 
Situation der Grundstückskosten zwischen 
Stadt und Umland ein wenig angeglichen 
und andererseits gibt es immer weniger 
Kinder. Die jungen Leute sind verunsichert, 
ob sie überhaupt den Schritt wagen sollen. 
Sie zögern im Moment mehr als in den ver-
gangenen Jahren. Dahinter steht auch die 
ganze wirtschaftliche Unsicherheit. Hinzu 
kommen die Fahrt- und Energiekosten, die 
doch manchen darüber nachdenken las-
sen, ob sich das alles wirklich rechnet. Die 
LBS hat in der Vergangenheit Rechnungen 
erstellt, ob sich der Preis, den man für ein 
städtisches Grundstück bezahlen würde, 
nicht schnell mit den Benzinkosten, die für 
die täglichen Pendelfahrten aufgebracht 
werden müssen, amortisiert. In diesen 
Punkten ist man heute sensibler geworden.

Die LBS fühlt sich, wie erwähnt, als Dol-
metscher und ist im Prinzip neutral. Neu-
tral natürlich auch insofern, dass den 
Kunden nicht nur nach dem Mund gere-
det wird, sondern ebenso versucht wird, 
solche Entwicklungen aufzunehmen und 
zu warnen. Es wäre sicherlich falsch, die 
Menschen jetzt auf das Land zu treiben. Bei 
stagnierender oder rückläufi ger Bevölke-
rung sind die Grundstücke auf dem Land in 
Zukunft möglicherweise weniger Wert als 
die Grundstücke in den städtischen Lagen. 
Das ist es, was man den Menschen bewusst 
machen muss. Die LBS ist hier versucht, er-
zieherisch vorzugehen und für die Proble-
matik zu sensibilisieren. In der Stadt muss 
man indes intelligente Formen fi nden, das 
teure Bauland nutzbar zu machen. Es muss 
eine relativ dichte Bebauung geben. Es ist 
weniger Grundstücksanteil pro Wohnung 
möglich. Das versucht die LBS zusätzlich 
mit Ausstellungen und Projekten zu ver-
deutlichen. 

Sigurd Trommer
Dortmunds Zahlen sind beeindruckend und 
verdienen Respekt. Sie sind sicherlich für 
das gesamte Ruhrgebiet nachahmenswert. 
Dortmund macht vor, dass mit Engagement 
gewisse ungewünschte Trends wieder in eine 
andere Richtung gelenkt werden können. Das 
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Thema Einfamilienhausbau, das in Bonn und 
vermutlich auch in anderen Regionen ähnlich 
ist, wird sehr stark von der Politik fokussiert. 
Gleichzeitig wurde hinsichtlich der Kosten 
deutlich, dass dort auch langfristig sehr auf-
wändige Stadtstrukturen gebraucht werden, 
um Urbanität zu erzeugen. Wie wird mit die-
ser Dissonanz in Dortmund umgegangen?

Ullrich Sierau
Es ist nicht so, dass Dortmunds Situation 
eine absolute Ausnahme darstellt. Auch die 
anderen großen Städte in der Region sind 
dabei, sich aufzustellen. Im „Masterplan 
Ruhr“ wurde diese Vorgehensweise inzwi-
schen formuliert. Die acht großen Städte 
der Metropole Ruhr haben sich zusammen-
gesetzt und im Ergebnis wurde deutlich, 
dass es in allen Städten ähnliche Bestre-
bungen gibt. Es ist allerdings eine Frage 
der Flächenverfügbarkeit. Insgesamt wurde 
aber der richtige Weg eingeschlagen.

Das Thema Einfamilienhausbau ist durchaus 
auch eine Frage von Lebensstilen. Früher 
haben die Menschen aus Gründen, die hier 
schon reichhaltig genannt worden sind, der 
Stadt den Rücken gekehrt und sind dort 
hingezogen, wo sie meinten, dass es besser 
sei. Wertvorstellungen unterliegen jedoch 
einem Wandel. Es kommen nun vermehrt 
andere Gruppen in den Gesamtkontext. So 
spielt z.B. Lokalpatriotismus eine gewisse 
Rolle, welcher die Menschen zum Bleiben 
verleitet. Es gibt sehr unterschiedliche As-
pekte, die letztlich die individuellen Stand-
ortentscheidungen betreffen. Die Frage 
hängt aber nicht unbedingt an steigenden 
Benzinpreisen. Dies scheint eine etwas zu 
hoch gezogene Diskussion. 

In München werden gegenwärtig Reurba-
nisierungstendenzen beobachtet. Es gibt 
diejenigen, die am Tegernsee wohnen, nun 
aber beginnen, sich für den Theaterbesuch 
eine Zweitwohnung in der Innenstadt zu 
suchen. Im nächsten Schritt kommen sie 
auf den Geschmack und halten das Leben 
am Tegernsee plötzlich für freudlos. Nur 
ist die Gruppe derer, die sich das leisten 
kann, in NRW geringer. Aber auch das ist 
ein Indiz dafür, dass es eine ganze Reihe 
sehr individueller Entscheidungen gibt. Es 
scheint, dass man nicht mehr bereit ist, ein 

zu hohes Zeitbudget für das Pendeln zu 
investieren. Das tägliche und zeitraubende 
Pendeln zwischen Stadt und Umland wirft 
schnell die Frage nach persönlicher Freizeit 
und dem kulturellen Angebot auf. Abends 
zu Hause angekommen, muss die Schwelle 
überwunden werden, erneut für den Abend 
in die Stadt zu fahren. Wenn man tatsäch-
lich fährt, wird es schnell zur unangeneh-
men Last, tut man es nicht, vereinsamt 
man. Nach Möglichkeit wollen Viele von 
Beginn an in ihren sozialen Zusammenhän-
gen bleiben und sind dafür auch bereit, ein 
bisschen mehr zu bezahlen. Es ist also nicht 
eine Frage, deren Beantwortung sich allei-
ne durch Benzinkosten defi niert, sondern 
ein viel differenzierteres Thema. 

Es ist die urbane Qualität, woran im Grunde 
die ganze Zeit gearbeitet wird. Dies betrifft 
die Nahversorgung mit Einzelhandel, eine 
passende soziale Infrastruktur und auch 
eine vernünftige Umweltsituation. Der Em-
scher Landschaftspark ist in Dortmund ein 
großes Thema. Das ganze Emschersystem 
wird gegenwärtig umgebaut und revita-
lisiert. Bei der Gelegenheit kommen jede 
Menge Möglichkeitsräume in die Inbesitz-
nahme durch die Wohnbevölkerung. Bis-
her „verbotene“ Bereiche der Stadt werden 
wieder zugänglich und erlebbar gemacht. 
Das fängt beim Joggen an bis hin zum 
Nachmittagsspaziergang. Die Kinder kön-
nen beispielsweise wieder an den Bach und 
in direkten Kontakt mit der Natur treten. 
Das sind Punkte, die jetzt zunehmend wie-
der in den urbanen, in den großstädtischen 
Zusammenhang gestellt werden. Je mehr 
diese Möglichkeiten tatsächlich geboten 
und genutzt werden, desto mehr gewinnt 
die Stadt auch als Standort, der neben dem 
attraktiven Wohnen und Arbeiten auch 
eine gute urbane Qualität offeriert.

Das Thema Wohnen bzw. Baulandentwick-
lung verhält sich ähnlich wie die Wirt-
schaftspolitik. Letztere besteht heute auch 
nicht mehr daraus, eine erschlossene, bau-
reife Fläche nachts zu beleuchten und auf 
Investoren zu warten. Wirtschaftspolitik 
ist heute eine integrierte und aus vielen 
Faktoren bestehende konzertierte Anstren-
gung. Das ist bei Baulandpolitik und Woh-
nungspolitik ähnlich. Es ist daher sinnvoll, 
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dass jede Stadt versucht, ihre Stärken her-
auszuarbeiten. So lässt sich sicherlich auch 
zwischen Laer und Dortmund eine gute Ar-
beitsteilung verwirklichen.

Sigurd Trommer
Es geht letzten Endes auch um ein Thema wie 
Dosierung, Ergänzung und Integration. Auch 
Laer will sich begrenzen. Es geht eigentlich 
um ein Stück Qualität in der Überschau-
barkeit, in der Qualität des Dorfes für sich 
und für seine Menschen. Auch in Laer ist im 
Grunde genommen eine gewisse Verdichtung 
zu beobachten, indem „Hinterliegerstruktu-
ren“ entstehen, die den Menschen (Kinder, 
alte Menschen usw.) auch ein Stück Famili-
enverband, ein Stück Hilfe im sozialen Alltag 
geben. Ist das Teil einer Strategie oder viel-
mehr ein Zufallsprodukt? Oder entsteht mit 
der Zeit ein Trend daraus, dass sich Einfamili-
enhausstrukturen verdichten? Mit „Zeit“ sind 
nicht wenige Jahre, sondern durchaus eine 
Generation oder zwei Generationen gemeint. 
Ähnlich wie in den größeren Städten, die auch 
einmal klein waren und natürlich auch diese 
Strukturen haben, dass sich Einfamilienhaus-
bereiche verdichtet haben und schließlich zu 
einem stadtähnlichen Gebilde wurden.

Prof. Dr. Hans-Jürgen Schimke
Diese Diskussion ist in Laer ganz aktuell. Es 
geht letztlich um die Qualität des Wohnens 
oder um die Qualität des Ortes. Der Bach 
in Laer versteht sich, sofern er weiterhin 
Schutz erfährt, als Selbstverständlichkeit. 
Das muss man nicht erst herstellen. Hier 
geht es vielmehr darum, ihn nicht zu ver-
lieren. Das droht aber, wenn Einfamilien-
hauswüsten entstehen, die völlig plan- und 
gesichtslos sind, wenn Freiflächen rück-
sichtslos verbraucht werden. Freie Flächen 
sind aber unheimlich wichtig. Andererseits 
ist aber ein westfälisches Haus nie ein west-
fälisches Haus, sondern bewegt sich, durch 
An- und Umbau ein ganzes Leben lang. 
Auch die klassische Bewegung „von unten 
nach oben“ innerhalb eines Hauses und der 
Familienmitglieder fi ndet ständig statt. Ein 
westfälisches Haus ist also ständig in Bewe-
gung. Dieses Potenzial von Menschen, die 
sich um ihre Umgebung kümmern wollen, 
die das bewusst tun, muss aufgenommen 
werden. Diese Menschen würden nicht in 
die Stadt ziehen, ganz gleich bei welchem 

Angebot. Sie sind auch nicht verelend und 
vereinsamt, wenn sie abends nach Hause 
kommen, sondern gehen dann in den Ke-
gelclub. Das ist keine kulturelle Animation, 
wie Stadttheater sie bieten können, aber es 
sind Menschen, die genau das wollen. Sie 
wollen im Herbst nach Norderney fahren 
und im Frühjahr nach Mallorca und sich 
zwischendurch alle 14 Tage im Kegelclub 
treffen. Dort fi nden sie Gemeinschaft und 
das ist auch ihr Wunsch. Sie möchten die 
Leute kennen, mit denen sie umgehen. Das 
mag vielleicht alles engstirnig klingen. Dar-
über kann man sich lustig machen, aber 
das ist eine Art und Weise zu leben, die 
diese Menschen nicht gegen das städti-
sche Leben eintauschen würden. Viele La-
erer Einwohner würden nie nach Münster-
Gievenbeck ziehen. Das sind sehr regionale 
Entwicklungen.

Laer liegt im zweiten Gürtel hinter Münster, 
also nicht eine direkt angrenzende Stadt. Es 
muss das Ziel sein, diese Regionalität des 
Ortes zu halten. Das geht aber nur, wenn 
er kleinmaßstäblich bleibt. Das heißt, wenn 
er nicht schrumpft. Der Ort sollte in seiner 
Kleinmaßstäblichkeit, in der Kleinräumlich-
keit erhalten bleiben und dadurch seine 
Stärken wahren. Das kann man am besten, 
wenn man mit den Menschen, in ihren Le-
bensstilen zusammenarbeitet. 

Es gibt dabei jedoch keine wirkliche poli-
tische Strategie, sondern eine Summe von 
Zufälligkeiten. Wenn sich ein Grundstücks-
eigentümer auf ein paar Hektar Land sechs 
oder sieben Häuser als seine Zukunftssi-
cherung vorgestellt, muss dieses Interesse 
akzeptiert und peu á peu in eine örtliche 
Planung integriert werden, ohne jedoch zu 
einer völligen Verdichtung zu führen. Das 
ist das, was auf dem Land geleistet wer-
den muss. Die vorhandenen Stärken müs-
sen geschätzt und weiter gestärkt werden. 
Im regionalen Maßstab, Stichwort ILEK, 
gilt es genau das weiterzuentwickeln. Die 
Bertelsmann-Stiftung klassifi ziert Laer mit 
dem Cluster „Ländliche Gemeinde mit pro-
blematischen Entwicklungschancen“. Die 
Infrastruktur ist schwach, daher muss sich 
Laer bewusst machen, dass es für eine wei-
tere Entwicklung im regionalen Sinne auch 
auf die Anderen angewiesen ist. 
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Hans-Dieter Collinet
Es ist wichtig, über Baulandmanagement in 
einem umfassenden Sinne nachzudenken. 
Es geht nicht mehr nur um „Bauland schaf-
fen“. Es geht um neue Herausforderungen, 
denen sich auch das Forum stellen muss. 
Die Zeiten, als noch Entwicklungsmaß-
nahmen im großen Stil Wohnungsdefi zite 
und Unterversorgungen beheben sollten, 
sind vorbei. Die Entwicklungsmaßnahmen 
ordentlich abzuschließen, erfordert noch 
große Mühen. Es zeichnet sich ein Wan-
del ab, ein Nebeneinander von noch wach-
senden oder zumindest stabilen Regionen 
wie z.B. die Rheinschiene und zunehmend 
auch schrumpfenden Regionen z.B. das 
Ruhrgebiet. Der integrative Ansatz, wie er 
in Dortmund erfreulicherweise mit hoher 
Qualität praktiziert wird, beweist, dass man 
auch dort mit sichtbarem Erfolg verhin-
dern kann, Ballungskerne zugunsten der 
Peripherie leerlaufen zu lassen. Die Peri-
pherie und auch der ländliche Raum, der 
sich anschließt, sind daher gut beraten, das 
auch nachhaltig hinzunehmen oder sogar 
zu unterstützen. Denn wenn der Kern krank 
ist, wird die Peripherie auf Dauer auch 
nicht gesund bleiben. Es geht darum, das 
Nebeneinander von Wachstum und Rück-
zug aufzugreifen, daraufhin unterschied-
liche Strategien zu entwickeln und an die 
Stelle von klassischer statischer Planung 
das Management von Entwicklung zu or-
ganisieren. Management bedeutet immer 
das Organisieren von mehreren Aspekten 
auf ein gemeinsames Ziel hin – also eines 
Prozesses. Genau das ist der Ansatz einer 
integrativen Strategie. Es geht darum, die 
Vielfältigkeit und die Qualitäten von städ-
tischem und von dörfl ichem Leben zu er-
kennen, die die Chance bieten, den eigenen 
Stadtteil, die eigene Stadt gerade in einer 
Zeit von Schrumpfungsphänomenen posi-
tiv zu nutzen.

Eine Untersuchung des Instituts für Re-
gionalentwicklung in Frankreich aus dem 
Jahr 2004 zur Frage, welche von 180 eu-
ropäischen Städten die wirtschaftlich dy-
namischsten sind, ergab: Es sind die Städte 
in verkehrsgünstiger Lage, mit einer hohen 
städtebaulichen, urbanen Qualität, einem 
starken kulturellen Profil, einer eigenen 
Identität und unter anderem auch guten 

Bildungsangeboten. Eigentlich handelt es 
sich um Selbstverständlichkeiten. Als Bei-
spiel wurde Edinburgh genannt. „Die Zeit“ 
titelte damals: „Edinburgh hat an seiner 
Altstadt so lange gearbeitet, bis sie Welt-
kulturerbe wurde“.

Auch eine Stadt in Nordrhein-Westfalen, 
Münster, hat im vergangenen Jahr in einem 
UNESCO-Wettbewerb unter 500 Städten 
einen der ersten Preise mit dem Titel „Le-
benswerteste Stadt“ erhalten. Wer Münster 
kennt weiß, dass es all diese o. g. Faktoren 
aufweist und mit einer hohen Freiraum-
qualität verbindet. Wenn das richtig ist, 
muss man in den Städten, die diese Quali-
täten so oder noch nicht haben, genau in 
dieser Richtung arbeiten.

– Wo ist die Alternative?
 Diese Strategie zu mehr Lebensraumqua-

lität braucht einen langen Atem. Neben 
all den wichtigen Aktivitäten, die auch 
wie in Dortmund in mühsamer Art und 
Weise dazu beitragen, graue Flächen zu 
neuen Flächen für neues Wohnen zu ge-
stalten, liegt eine weitere notwendige 
Aktivität mit regionaler Dimensionen in 
der Freiraumpolitik wie z.B. im Emscher
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Landschaftspark. Das ist die entschei-
dende Investition in die Zukunft des 
nördlichen Ruhrgebiets, um die aus der 
industriellen Entwicklung geerbten sied-
lungsstrukturellen Probleme über ein 
neues kulturlandschaftliches Profi l und 
neue landschaftliche Qualitäten zu be-
heben.

– Wo ist die Alternative?
 Aus der industriellen Folgelandschaft Re-

sträume hinnehmen? Wohl kaum. Wohl 
aber sie unter einer neuen Idee zu einem 
neuen landschaftlichen Bild zu formen, 
das, wie alle Kulturlandschaften, von 
Menschen geschaffen wird!

– Wo ist die Alternative?
 Es ist in diesem Zusammenhang immer 

wieder erschütternd, dass immer noch 
Wirtschaftsförderer dieses Landes in Be-
zug auf den Emscher Landschaftspark 
die Frage aufgeworfen haben, wo die Ar-
beitsplätze entstanden seien. 

Stadtentwicklung und Bodenmanagement 
sind umfassende, langfristige Aufgaben, 
die eine hohe Bedeutung haben, wenn man 
die ökonomischen Zusammenhänge kennt. 

Und wenn in der Diskussion um das neue 
Ziel-2-Programm ab 2007 die städtische 
Dimension wieder zu einem zentralen Be-
standteil wird, macht das Mut, vieles in 
dem oben dargestellten Sinne realisieren zu 
können. Das Forum Baulandmanagement 
hat erfreulicherweise diese Dimensionen 
im Blickfeld.

Wenn jetzt nicht rechtzeitig mit den vor-
handenen Instrumenten reagiert wird, 
wird auch in der Stadtentwicklung das 
verpasst, was in der demografi schen Ent-
wicklung schon längst verpasst wurde. Ihre 
Problematik ist nicht erst seit heute be-
kannt. Bereits in den 1980er Jahren wurde 
sie vorhergesagt. Damals hätte man noch 
umsteuern können. Doch jetzt fällt man 
aus allen Wolken und bemerkt, dass die 
Entwicklung mangelnden Nachwachsens 
mittelfristig nicht mehr umzukehren ist. 
Deswegen ist Integrationspolitik nicht nur 
ein humaner Akt, nicht nur eine soziale Tat, 
sondern eine ökonomische Notwendigkeit 
für die Existenz unserer Gesellschaft, die 
in der Ressource Mensch den wichtigsten 
„Rohstoff“ hat. 

Sigurd Trommer
Die Fragestellung der Schlussrunde lautet 
„Wie viel Kooperation ist möglich, wie viel 
Konkurrenz ist nötig?“

Kooperation und Konkurrenz sind im Ringen 
um die beste Lösung für das, was letzten En-
des für die Menschen getan werden soll, im 
Grunde ein Plus. Es geht darum, ihnen die 
bestmöglichen Voraussetzungen zu schaffen, 
sich zu entfalten, dabei sicher und geschützt 
zu sein, sich dabei ihren Leistungen entspre-
chend entwickeln zu können und damit, das 
hört sich banal an, ist aber sehr wertvoll, ein 
erfülltes Leben zu erreichen und dafür die 
besten Wege zu suchen; dies in ökonomischer 
und sozialer, aber auch in langfristig trag-
fähiger Hinsicht. Es geht auch darum, dass 
nicht zu viel von dem, was die nächsten Ge-
nerationen noch benötigen, verbraucht wird. 
Das als eine Art der Kooperation zu verstehen 
und dabei um die besten Wege zu ringen und 
sich gemeinsam ein Stückchen auf höhere 
Ebenen, auf höhere Qualitäten zu bringen, 
ist entscheidend. Die Frage des Baulandes, 
des Bodens ist deshalb eine entscheidende 
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Grundlage, weil jeder Mensch für sich, um zu 
leben, für seine Aktivitäten, für sein Wirken 
ein Stückchen von diesem Boden braucht. 
Was bedeutet der Umgang mit der Ressource 
für dieses Ziel?

Prof. Dr. Hans-Jürgen Schimke
Es ist ganz wichtig, dass man genau an dem 
Punkt zwischen Stadt und Land differen-
ziert. Es gibt Menschen, die den Namen 
ihres Gehöfts oder Wohnortes tragen (z.B. 
Havixbeck, Schulzehöfi ng), die über ihren 
Namen eine hohe Identität mit ihrem Bo-
den herstellen können. Das ist eine ganz 
spezifische Angelegenheit im ländlichen 
Bereich. Wenn man mit Menschen über 
ihre Bodenentwicklung spricht, spricht man 
auch über ihre persönliche Identität. Das ist 
etwas, was kleine Orte sehr stark auszeich-
net, nicht nur in der Peripherie, sondern 
vor allen Dingen im klassischen ländlichen, 
auch landwirtschaftlich geprägten Raum. 
Gleichzeitig versucht man, über Bodenent-
wicklung Identität herzustellen. Das kann 
man nur in kleinem Umfang, nicht in gro-
ßen Dimensionen. Aber das ist etwas, was in 
den kleinen Orten möglich ist. Wenn es eine 
Existenzberechtigung für die kleinen Orte 
gibt, dann die, dass sie verantwortungsvoll 
mit der Ressource „Wohnen“ umgehen. 

Der Kreis Steinfurt hat einen schönen Kon-
gress unter dem Titel „Bodenschatz“ durch-
geführt. Ein Schatz, den der Boden dar-
stellt. Dessen sollte man sich im ländlichen 
Raum ganz besonders bewusst sein. Der 
ländliche Raum wird häufi g als der Räu-
ber, der Wilderer gesehen, der in die frei-
en Flächen hinein geht und sie billig ver-
marktet. Es gibt auch Gemeinden, wie das 
berühmte Beispiel „Lüdinghausen“ zeigt, 
deren Hauptaugenmerk das Wachstum ist. 
Das hat auch ökonomische Ursachen. Weit 
über diese ökonomischen Ursachen hinaus 
hat der ländliche Bereich gelernt, dass in 
der hohen Bewertung des Gutes Boden und 
in der Weiterentwicklung zusammen mit 
den Menschen Identitäten gestärkt werden 
können. Damit kann etwas als Funktion des 
ländlichen Raumes beigetragen werden, 
was die Stadt so ohne weiteres nicht leis-
ten kann. Das ist eine Funktionsdifferenzie-
rung, über die sich Kooperation herstellen 
lässt.

Sigurd Trommer
Würde das in Dortmund als Konkurrenz emp-
funden oder als Ergänzung, als eine spezielle 
Form des „Way-of-Life“?

Ullrich Sierau
Das würde in der Dortmunder Nachbar-
schaft keine Akzeptanz fi nden. Dortmund 
kann alle Besucher aus dem Norden mit 
dem Hinweis beglücken, dass in der Stadt 
das Münsterland beginnt. Die Stadt zeich-
net sich durch eine Reihe schöner Dorfl a-
gen, wie Holthausen oder Grevel, aus. Dort 
fi nden sich genau diese Qualitäten.

Die Stadt Dortmund ist gegenwärtig dabei, 
als ein Ergebnis des Flächennutzungsplan-
prozesses und der integrierten Stadtbe-
zirksentwicklungskonzepte, Dorfentwick-
lungspläne zu erstellen. In der Kommuni-
kation mit den dort ansässigen Landwirten 
und Pferdetourismusbetreibern steht zu-
nächst nur die Forderung, das Dorf nicht 
durch Überfremdung zu zerstören, im Vor-
dergrund. Dabei ist das Motto der Stadt 
„Unser Dorf soll schöner werden“. Es geht 
darum, eine qualitative Verbesserung her-
zustellen und auch zusätzliche Menschen 
anzusiedeln. Sie sollen an den örtlichen 
Qualitäten, die bereits profiliert wurden 
und die jetzt gemeinsam noch weiterent-
wickelt werden sollen, partizipieren. Das 
hat zur Folge, dass die Menschen, die dort 
hinziehen, in einem gewachsenen örtlichen, 
dörfl ichen Zusammenhang leben und nicht 
mehr über die Stadtgrenze und auch nicht 
nach Lüdinghausen gehen.

Auf die örtlichen Lebenszusammenhänge 
hin müssen jeweils individuelle Antworten 
gefunden werden. Das ist in Bonn so wie es 
auch in Münster, in Köln, in Dortmund, in 
Laer und überall ist. Lebenszusammenhän-
ge haben sich sehr verräumlicht und sind 
ein Stück weit regionaler geworden. Weil 
sich das Leben als Individuum „verregiona-
lisiert“ hat, weiträumiger geworden ist, ist 
das Thema kollektive, regionale Kooperati-
on stärker geworden. 

Es wird nicht funktionieren, dass die Men-
schen alle so heißen wie die Scholle, auf der 
sie wohnen. Aber sie sollten ein Gefühl von 
Heimat, von Bodenhaftung und von Zufrie-
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denheit bekommen. Das ist es, was organi-
siert werden muss. Lebensstile individuali-
sieren sich immer weiter. Zum Teil handelt 
es sich nicht mehr um einen kleinräumigen 
oder regionalen, sondern um einen globa-
len Prozess. Es ist natürlich eine sehr un-
terschiedliche Herausforderung, aber die 
Chance liegt darin, solche Lebensräume 
in den Städten ausdifferenziert, auch für 
unterschiedliche Anforderungsprofi le und 
Qualitätsvorstellungen, zu schaffen. Je-
doch nicht nur mit Blick auf eine Funktion, 
sondern in der Komplexität, in der heute 
gelebt wird. Das heißt mit anderen Worten: 
Eine Stadt wie Dortmund muss ein Angebot 
mit einer Dorfl age, ein Angebot rund um 
einen See und ein Angebot für die „jungen 
Wilden“ schaffen, die beispielsweise aus 
Laer nach Dortmund kommen. 

Sigurd Trommer
Die nächste Frage betrifft das bebaute Bau-
land und damit verbunden die Frage der Fle-
xibilität. Man muss davon ausgehen, dass der 
Mensch gar nicht mehr von der Wiege bis zur 
Bahre in einem einzigen Hause leben wird, 
sondern dass vielmehr eine gewisse „Durch-
schnittsbewohnzeit“ an Bedeutung gewinnt. 
Die Durchschnittsbewohnzeit kann dabei 
acht, neun, zehn Jahre oder gewisse Perio-
den, wie die Periode des „Jugendlich-Seins“, 
die Periode der Gemeinschaft, möglicher-
weise mit Kindern, und dann die Periode des 
„Älter-Seins“ betragen. Aber wie sind die For-
derungen derjenigen, die einfach nur kaufen 
wollen, die sich einfach neu orientieren wol-
len? Welche Forderungen haben sie an den 
Markt, an das Baulandmanagement, an das 
bebaute Bauland?

Prof. Dr. Hans-Ulrich Gruß
Es ist tatsächlich so, dass beim Eigentum-
serwerb diese „Einmal-im-Leben-Philoso-
phie“ nicht mehr gilt. „Empirica“ hat vor 
rund einem Jahr eine Studie erarbeitet, 
in der Lebenszyklen und Nachfragetypen 
entwickelt wurden. Junge Familien, die in 
der Stadt wohnen und ein Kind bekommen, 
ziehen auch heute noch unter Umständen 
in das Reihenhaus irgendwo vor der Stadt. 
Dies tun sie aber nicht aus purer Begeis-
terung, sondern weil sie ihr Kind nicht auf 
die Straße laufen lassen können. Das Kind 
muss ein Umfeld haben, in dem es auch in 

frischer Luft aufwachsen kann. Wenn es in 
zehn Jahren ein bisschen größer ist, ziehen 
sie wieder an einen anderen Ort; ob in die 
Stadt oder in eine andere Wohnform.

Es ist sicherlich ein Trend, dass die Men-
schen heute nicht ganz so viel Herzblut in 
ihre Immobilie stecken, wie sie es früher 
einmal getan haben. Ein häufi ger Wech-
sel hat aber einen Haken. Die Transak-
tionskosten sind in Deutschland unheimlich 
hoch. Im Arbeitsleben wird immer an die 
Mobilität appelliert. Man soll bereit sein, 
sein Haus in Bielefeld zu verkaufen und 
nach Wuppertal oder Dortmund zu ziehen. 
Das bedeutet aber leicht einen Verlust von 
bis zu 15 % des Preises. Auch wenn vom 
nominellen Kaufpreis das gleiche Objekt 
erworben wird, fallen zusätzlich 15 % für 
die Nebenkosten an. Die Grunderwerbs-
steuer wurde aus Vereinfachungsgründen 
auf 2 % gesetzt. Es hat ein oder zwei Jahre 
gehalten bis es wieder 3,5 % waren. Die 
LBS hat sich daher zum Ziel gesetzt, ganz 
neutral und ideologiefrei zu handeln. Die 
Bitte an alle Verantwortlichen ist ledig-
lich, die Wünsche, die da sind, zumindest 
aufzunehmen. Entsprechend der Individu-
alisierung der Gesellschaft muss es auch 
verschiedene Angebote geben. Die Bitte an 
die Politik bezieht sich daher darauf, das, 
was sich der Bürger eigentlich wünscht, 
auch darzustellen. 

Sigurd Trommer
In Bonn ziehen jedes Jahr rund 20.000 Men-
schen um. Das bedeutet also, dass sowohl 
20.000 nach Bonn und 20.000 Menschen aus 
Bonn ziehen. Wie sehr muss man sich dieser 
Flexibilität zuwenden? Wie stark muss man 
sich dem Baulandmanagement zuwenden, 
um eine gewisse Prosperität in Nordrhein-
Westfalen herzustellen?

Prof. Dr. Rainer Danielzyk
Zunächst noch eine kurze Erinnerung: In 
der allgemeinen Nachhaltigkeitsdebatte 
gilt, dass im Bereich der Flächennutzung 
die Ergebnisse am negativsten sind. In 
vielen anderen Fragen, z.B. bezüglich des
Energie- oder Wasserverbrauchs, hat es in 
den letzten Jahren, bezogen auf die Input-
Output-Relation, einen enormen Fortschritt 
gegeben. Gerade bei der Flächenfrage ist 



97

das Resultat bisher, zieht man Studien wie 
die des Nachhaltigkeitsrates auf Bundese-
bene heran, eher bescheiden.

Der Aspekt der Mobilität ist durchaus ein 
komplexes Thema. Das ILS NRW ist gerade 
dabei, in vier Regionen in Nordrhein-West-
falen eine Wanderungsmotivforschung 
durchzuführen. Die endgültigen Ergebnisse 
werden erst im Sommer 2006 vorliegen. Ein 
paar Tendenzen lassen sich aber jetzt schon 
formulieren. Ganz sicherlich ist zunächst 
richtig, dass die Mobilität in Nordrhein-
Westfalen zunimmt. Zwar ist der Prozess 
noch langsam, aber die Wanderungsmo-
bilität der Haushalte nimmt nachweislich 
zu. Darauf muss man reagieren. Interessant 
ist auch, dass viele Wanderungen in einem 
stadtregionalen Zusammenhang statt fi n-
den. In der Untersuchung geht es nicht nur 
um einzelne Städte, sondern um Stadtre-
gionen, wie Bonn, Münster oder vergleich-
bare Gebiete. In Wuppertal ist dabei be-
obachtet worden, dass für Menschen die 
subjektive Wahrnehmung der siedlungs-
strukturellen Situation, in die sie ziehen, 
sehr unterschiedlich ist. Auch Menschen, 
die innerhalb Wuppertals umgezogen sind, 
sind in ihrer eigenen Wahrnehmung häufi g 
in Umlandsituationen gezogen, was ein sehr 
spannendes Ergebnis der Untersuchung ist. 
Die Städte, die gewisse suburbane Struktu-
ren innerhalb ihres Stadtgebietes fördern, 
sind also gar nicht so schlecht beraten, weil 
danach eine hohe Nachfrage besteht.

Das ist jedoch nur die eine Gruppe. Es gibt 
auch ganz andere Gruppen, die Urbanität 
schätzen. Daher kommt es darauf an, dass 
das Angebot aus einer Vielfalt hochwerti-
ger Standorte für unterschiedliche Lebens-
lagen und Lebensformen besteht. Dies lässt 
sich besser in einem regionalen Kontext 
herstellen. Es gibt wenige Städte, die wie 
Dortmund das Glück haben, eine so große 
Fläche aufzuweisen und damit all diese un-
terschiedlichen Standorte, Lagen oder An-
forderungen auf ihrer Fläche verwirklichen 
zu können. In vielen Fällen wird man das 
nur in regionaler Kooperation realisieren 
können. 

Bei den Fragen, die das Baulandmanage-
ment betreffen, ist die Sichtweise häufi g 

sehr kommunal und lokal, was einerseits 
richtig ist. Andererseits gibt es aber auch 
ganz andere Themen, die das Land Nor-
drhein-Westfalen insgesamt betreffen. Da 
steht nicht die Konkurrenz von Laer gegen 
Münster oder Dortmund gegen Schwer-
te und nicht einmal Düsseldorf gegen das 
Ruhrgebiet im Vordergrund, sondern das 
Land, insbesondere Rhein-Ruhr, steht in 
einer Konkurrenz mit anderen sich immer 
besser organisierenden Stadtregionen in 
Deutschland, in Westeuropa und auch 
weltweit. Gerade deshalb der Appell, die-
se Standortentwicklung mittels qualitativ 
hochwertiger Wohnungsangebote in einem 
regionalen Zusammenhang voranzutreiben. 
Dafür stellt gerade die Region Bonn-Rhein-
Sieg ein schönes Beispiel dar.

Sigurd Trommer
Es ist ganz wichtig, dass das Forum Bauland-
management immer diese eigentliche Aufga-
be des Bodens, des Baulandes als das Mit-
tel zum Zweck sehen muss. Dem Zweck, den 
Lebensraum für lange Zeit gut, sinnvoll und 
tragfähig zu gestalten. Die sechs Jahre, die 
das Forum bereits besteht, haben auf diesem 
Weg schon relativ viele bedeutende Erkennt-
nisse gebracht. Diese wichtigen Erkenntnisse 
wurden, und auch das ist wichtig, immer wie-
der in den Gesamtzusammenhang gestellt.

Hans-Dieter Collinet
Dennoch muss die „regionale Karte“ noch 
deutlicher betont werden. Es ist sicherlich 
ein großer Erfolg, dass sich, zum Beispiel 
im Ruhrgebiet die großen Städte zusam-
mengeschlossen und dass auch unterhalb 
der Oberbürgermeisterebene, insbesondere 
die Planungsdezernenten eine gemeinsame 
Planungskultur entwickelt haben. Das Pro-
jekt „2030“ wäre ohne dieses persönliche 
Engagement der Stadtplaner nicht möglich 
gewesen.

Der objektive Blick über die Gemeinde-
grenzen hinweg ist die Voraussetzung für 
die Forderung, die Landesplanung zu re-
gionalisieren. Man muss sich aus der ge-
meinsamen Verantwortung der miteinan-
der kooperierenden Kommunen heraus zu 
Qualitätskriterien durchringen, damit nicht 
der Konsens auf niedrigstem Niveau der 
Maßstab bleibt.
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Gerade die Region Bonn hat dies zu einem 
guten Teil auch als wachsende Region rea-
lisiert. Dennoch lässt sich auch hier noch 
eine Steigerung denken. Die Region hat mit 
der „REGIONALE 2010“ die besten Chancen 
dazu. 

Es wäre zu begrüßen, wenn das Forum 
ebenfalls die regionale Karte zieht und sich 
entsprechend äußert.

Das Land ist hinsichtlich der fi nanziellen 
Unterstützung des Forums aus Mitteln der 
Stadterneuerung dem Gebot der Haushalts-
konsolidierung unterworfen. Nicht nur hier, 
wir müssen im Bereich der Stadterneuerung 
insgesamt neue Finanzierungsspielräume 
fi nden. Z. B.: Das neue Angebot im Rahmen 
der Wohnungsbauförderung für barriere-
freies Wohnen ist ein Angebot ohne Sozial-
bindung. Warum können nicht unter dem 
Stichwort „Bestandsorientierung“ auch 
bindungsfreie Darlehen für andere stabili-
sierende Maßnahmen im Bestand gegeben 
werden? Warum kann nicht Denkmaleigen-
tümern ein bindungsfreies Wohnungsbau-
darlehen für Sanierungsmaßnahmen ange-
boten werden? Oder andere Maßnahmen, 
etwa im Wohnumfeld. Auch darüber sollte 
das Forum offen diskutieren und sich mit 
Vorschlägen bemerkbar machen. Es gibt 
noch viele Fragen, die aus diesem kommu-
nal organisierten Forum heraus in die Dis-
kussion einer bestandsorientierten Stadt-
politik eingebracht werden können. Diese 
Landesregierung hört besonders gerne auf 
das, was aus den Kommunen kommt.
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